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KOALITIONSSPE-
KULATION: Im Vermittlungsaus-
schuß von Bundestag und Bundesrat
einigten sich vorletzte Woche SPD
und Regierungsparteien auf eine An-
hebung der Mehrwertsteuer um 1%
ab 1.4.98. Mit dem Mehrerlös wird

der Bundeszuschuß zur Rentenversiche-
rung erhöht, der Rentenbeitrag bleibt bei
20,3%. Gleichzeitig machte die SPD bei
ihrer Forderung nach Beitragspflicht für
610-DM-Jobs wieder einen Rückzieher
auf ganzer Linie. Der Kompromiß entla-
stet vor allem Kapitalisten und höhere
Einkommen,belastet Leute mit niedrige-
ren Einkommen, die die Mehrwertsteue-
rerhöhung bezahlen müssen und – sofern
sie 610 DM-Jobs haben – weiter nicht ver-
sichert sind. Das Handelsblatt (12./
13.12.) rätselt: „Wieso haben die Sozial-
demokraten Kanzler Kohl und seine Re-
gierungsparteien wieder aus der Falle be-
freit, die eigentlich schon längst zuge-
schnappt war? … Die Sozialdemokraten
mit ihrer Mehrheit im Vermittlungsaus-
schuß hätten in der Nacht einfach nur ein
Gesamtpaket beschließen müssen, das
sowohl den Kompromiß zur Rente als
auch einen Lösungsvorschlag zur Pro-
blematik der 610-DM-Jobs enthalten
hätte. Dem wären wahrscheinlich auch
die Unions-Parlamentarier im Vermitt-
lungsausschuß gefolgt. Die Liberalen,
angetrieben von ihren ökonomischen Pu-
risten wie Otto Graf Lambsdorff, wären
jedoch standhaft gegen jedwede Ein-
schränkung der Sozialversicherungsfrei-
heit geblieben. Spätestens am Vormittag
danach im Bundestag … wären etliche in
den Reihen von CDU und CSU ausge-
schert und zur SPD übergelaufen. Dieses
Szenario waberte durch das Regierungs-
viertel am frühen Abend zum Donners-
tag …“ Fazit des Handelsblatts: „Die So-
zialdemokraten scheinen einfach unvor-
bereitet auf so viel Desaster in den Rei-
hen von Union und FDP.“ Eine große Ko-
alition  scheint in der Wirtschaft Anhang
zu gewinnen.

KAMERALISTIK BEENDET? Ab 1.
Januar dürfen die öffentlichen Haushal-
te auch nach den Grundsätzen der kauf-
männischen Buchführung und der Bilan-
zierung wirtschaften. Die Vorschriften
des Handelsgesetzbuches sollen dabei
sinngemäß angewendet werden. Das ha-
ben die Länder  im Vermittlungsausschuß
von Bundesrat und Bundestag durchge-
setzt. Das bisherige kameralistische Ein-
nahmen-Ausgaben-System kann aufge-
geben werden.Das Gesetz zur Reform des
Haushaltsrechts erlaubt außerdem, die
Verantwortung für Einnahmen, Ausga-
ben und Verpflichtungsermächtigungen
stärker zu dezentralisieren. Schließlich
sollen Mittel leichter in das nächste
Haushaltsjahr übertragen werden. Bund
und Länder erwarten sich von den Ände-
rungen vor allem eine schärfere Rationa-
lisierungen in den öffentlichen Verwal-
tungen, auch werde „der Anreiz zur Er-
zielung von Mehreinnahmen erhöht“.

CONTRA SEEHOFER: Die Bundesver-
einigung der Kommunalen Spitzenver-
bände lehnt den Plan von Gesundheits-
minister Seehofer, Arbeitseinkommen
weniger auf die Sozialhilfe anzurechnen,
schroff ab.Laut der Präsidentin des Städ-
tetags, der Frankfurter CDU-Oberbür-
germeisterin Petra Roth, führt Seehofers
Plan zu Mehrkosten der Kommunen von
500 Millionen DM jährlich. Im Gegensatz
zu den Überlegungen von Union und SPD
auf Bundesebene, die 610 DM-Jobs auf
Druck der Gewerkschaften wenigstens
teilweise in die Sozialversicherungs-
pflicht einzubeziehen, fordert der Ge-
samtvorstand der Städte, Landkreise
und Gemeinden, die Steuer- und Sozial-
versicherungs-„Beitragsbefreiung“ für
Geringverdiener noch weiter auszuwei-
ten. Nur so könne auch die Sozialhilfe-
belastung der Kommunen verringert
werden. Außerdem solle im Grundgesetz
endlich verankert werden, daß der Bund
für Leistungen, die er per Gesetz vorgibt,
auch zahlen müsse, ebenso die Länder,
fordern die Kommunalverbände.

ROEDER-UNTERSUCHUNGSAUS-
SCHUSS: Ende Dezember haben SPD
und Grüne einen Untersuchungsaus-
schuß eingesetzt, der sich mit den rechts-
radikalen Umtrieben in der Bundeswehr
befassen soll. Mit einem Viertel seiner
Mitglieder kann sich der Verteidigungs-
ausschuß als Untersuchungsausschuß
konstituieren. Die grüne verteidigungs-
politische Sprecherin Angelika Beer
kündigte an, der Ausschuß werde sich
nicht nur mit dem  Auftritt des Neonazis
Roeder an der Führungsakademie der
Bundeswehr befassen.

STAATSBÜRGERSCHAFTSRECHT
UNVERÄNDERT: Am 10. Dezember
hat der Innenausschuß des Bundestages
mit den Stimmen der Regierungspartei-
en die Debatte um eine Reform des
Staatsangehörigkeitsrechts abgesetzt.
Eine Reform des völkischen Staatsbür-
gerschaftsrechts, die die Rechtlosigkeit
der 7 Millionen „Ausländer“ endlich auf-
hebt, ist damit für diese Legislaturperi-
ode unmöglich. Der grüne Abgeordnete
Özdemir wetterte: „In der Frage des
Staatsangehörigkeitsrechts sucht sich
das liberale Wasser nicht mehr seinen
Weg, es ist zum Rinnsal verkommen.“

WAS KOMMT DEMNÄCHST? Am 14.
Januar beginnt der Untersuchungsaus-
schuß über Rechtsradikalismus in der
Bundeswehr seine Arbeit. Am gleichen
Tag berät der Bundestag über Entwick-
lungspolitik, eine Reform der Wahlkreis-
einteilung, über grüne Anträge zum Zu-
gang zu Datennetzen und Datenschutz,
über Hochschulpolitik, Unterhaltsrecht
und einen PDS-Antrag auf Einführung
einer Steuer gegen Spekulationen. Am
15.Januar soll der „große Lauschangriff“
im Bundestag verabschiedet werden, da-
nach geht es noch um die Ergebnisse des
Klimagipfels in Kioto.
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Neonazistische Terrorgruppen

Anklageerhebung gegen faschistische 
Werwolf-Aktivitäten in Hamburg
Ausgesprochen unauffällig und mit der ihr
eigenen Geste der Selbstverständlichkeit
betritt die  Bundesstaatsanwaltschaft aus
Karlsruhe neues Terrain: Mit einer Anklage-
schrift vom 12.11.1997 hat der Generalbun-
desanwalt der BWA in Karlsruhe1 „Anklage
wegen des Verdachts der versuchten Grün-
dung einer terroristischen Vereinigung  (§§
129a, 23 StGB), des Verdachtes von Ver-
stößen gegen das Waffengesetz und ande-
rer Delikte“ gegen Henry Fiebig und Christi-
an Martin Scholz vor dem 3. Strafsenat des
hanseatischen OLG in Hamburg erhoben. 

Die Anklage wirft den beiden mutmaßli-
chen Autoren der Schriftenreihe „Eine
Bewegung in Waffen“ vor, „von 1989 bis
Oktober 1994 die theoretischen und or-
ganisatorischen Grundlagen für die
Gründung sogenannter Werwolf-Grup-
pen geschaffen und versucht zu haben,
von ihrem damaligen Wohnort in Ham-
burg aus eine solche Gruppe aufzubau-
en“. Die Anleitung zum Untergrund-
kampf kursierte unter dem Pseudonym
Hans Westmar zunächst auf  Disketten
und wurde 1991 in Auszügen im „NS-
Kampfruf“ abgedruckt. Christian
Scholz, den die Bundesstaatsanwalt-
schaft hinter dem Pseudonym Hans West-
mar vermutet, soll für die Ausarbeitung
der politischen Strategie der „ersten drei
Bände“ („Massenpsychologie,Propagan-
da und Revolution“, „Strategie und re-
volutionärer Kleinkrieg“ und „Doku-
mente zum Werwolf historischer Prä-
gung“) verantwortlich sein, während der
vierte Band unter dem Pseudonym „Au-
torenkollektiv Werwolf“ („Handbuch für

improvisierte Sprengtechnik“) von
Scholz und Fiebig gemeinsam erstellt
worden sei. Bei dem Handbuch handelt
es sich um einen überarbeiteten Nach-
druck einer Schrift des Schweizerischen
Unteroffiziersverbandes, welcher Taktik
und Mittel des Untergrundkampfes be-
schreibt.

Im Zeitraum von 1980 bis 1990 ver-
meldete die Statistik Bundesinnenmini-
steriums 30 Tote durch rechte Gewalttä-
ter.Dennoch lagen der Behörde „nach der
Ermittlung und Zerschlagung der letzten
rechtsterroristischen Vereinigung (Hepp/
Kexel)“ im besagten Zeitraum „keine po-
lizeilichen Erkenntnisse über die Exi-
stenz rechtsterroristischer Strukturen
vor“.2 Von den insgesamt 1036 Ermitt-
lungsverfahren, die im Zeitraum von
1990–1996 wegen „Bildung einer terrori-
stischen Vereinigung“„ nach §129a ein-
geleitet wurden, richteten sich ganze
neun gegen rechte Gewalttäter.3 Von den
neun Verfahren des Generalbundesan-
walts – darunter eine 17seitige Morddro-
hung unter dem Namen „Die National-
sozialisten“ u.a. gegen einen Karlsruher
Richter vom August diesen Jahres – führ-
ten bisher nur die Ermittlungen im Falle
des „Autorenkollektivs Werwolf“ zur An-
klageerhebung.Eingestellt wurden unter
anderem die Ermittlungen gegen das
„Nationale Einsatzkommando“ (1993),
die „notorischen Einzeltäter“ des Anti-
Antifa Pamphletes „Der Einblick“ (1994)
und zuletzt das Verfahren gegen den
NSDAP/AO-Führer und Verantwortli-
chen des „NS-Kampfrufes“ Gary Lauck.

Somit dürfte in diesem Verfahren erst-

mals zur Sprache kommen können, was
in den vergangenen zwanzig Jahren aus
bundesdeutschen Gerichtssälen – und
nicht nur dort – herausgehalten wurde:
die Verbindung von legalen Organisati-
onsformen und illegal operierenden Ak-
tionsgruppen. Der in den Schriften be-
schriebene Organisationsaufbau deckt
sich mit dem Strukturen der Gesin-
nungsgemeinschaft der Neuen Front
(GdNF), aus deren Reihen Scholz und
Fiebig kommen. Christian Scholz war bis
Ende der 80er Jahre Schriftführer und
presserechtlich Verantwortlicher der
„FAP-Nachrichten“, des „Volksgenos-
sen“ und „Der politische Soldat“ (alle
FAP) sowie der „Nachrichten der HNG
(Hilfsorganisation für nationale politi-
sche Gefangene). Christian Scholz und
Willi Wegner, die 1993 in Hamburg Horn
zusammen wohnten, gehörten zu den
Gründungsmitgliedern der 1992 verbo-
tenen „Nationalen Offensive“ (NO) und
bildeten den zusammen mit Henry Fiebig
den Kern der Hamburger NO.

Im Sommer 1993 machten Antifaschi-
sten auf die Wohnung von Fiebig im Ham-
burger Schanzenviertel aufmerksam.
Fiebig und Scholz verschanzten sich in
der Wohnung, schossen mit Signalmuni-
tion und bedrohten Demonstranten und
die anrückende Polizei mit einer abge-
sägten Schrotflinte. Die anschließende
Durchsuchung der Wohnung förderte ne-
ben diversem Propagandamaterial auch
Molotowcocktails sowie zur Herstellung
von Sprengsätzen geeignete Materialien
und Baupläne zu Tage. Unmittelbar nach
ihrer Festnahme am 11.6.1993 wurden

A m 9. Dezember teilte die Berliner Justiz-
pressestelle mit, die Staatsanwaltschaft I

beim Landgericht habe bei Wohnungsdurch-
suchungen am Vortag wegen „Verdachts der
Verbreitung rechtsextremistischer Propa-
ganda“ als „Zufallsfund“ auch Materialien
zur Herstellung von Rohrbomben sicherge-
stellt. „Solche Materialien dienten auch zur
Herstellung einer Rohrbombe, die im Okto-
ber 1997 von Passanten im Treptower Park
gefunden worden war. Den bisherigen Er-
mittlungen zufolge sollte eine derartige Bom-
be auch auf dem Balkon eines Mitglieds der
PDS-Junge Gruppe Treptow gezündet wer-
den. Zur Vorbereitung des Anschlags sollen
bereits zwei Probesprengungen durchge-
führt worden sein. Zwei Beschuldigte im Al-
ter von 17 und 20 Jahren seien verhaftet, bei
dem älteren habe die Polizei einen Karabiner
und einen abgesägten Revolver festgestellt.
Die Festgenommenen sollen der „Kamerad-

schaft Treptow“ angehören. Vor dem Amts-
gericht Tiergarten sei Haftbefehl gegen sie
beantragt wegen Vorbereitung einer Spreng-
stoffexplosion und Verstoß gegen das Waf-
fengesetz.

Die PDS-Landesvorsitzende Petra Pau be-
grüßte in einer Erklärung mit dem Treptower
PDS-Vorsitzenden Michael Schneider die
Festnahmen  und äußerte sich zugleich be-
stürzt, „daß offenbar erneut ein Anschlag ge-
gen PDS-Mitglieder vorbereitet wurde“. Wei-
ter heißt es in der Erklärung: „Das am 19.

Februar 1997 vom Berliner Neonazi Kay Die-
sner ‘aus Haß gegen die PDS’ verübte Mar-
zahner Attentat auf den Buchhändler Klaus
Baltruschat ist ,nur die bisherige Spitze neo-
faschistischer Gewaltbereitschaft in Berlin‘,
warnte die PDS-Landesvorsitzende.  Um so
unverständlicher bleibt, daß das Landesamt
für Verfassungsschutz in seinem ,Lagebe-
richt‘ vom 31.8.97 ,quasi Entwarnung‘ sug-
geriert hat. Entgegen dem Bundes-trend sei
,für Berlin … bei den Neonationalsozialisten
insgesamt eine rückläufige Entwicklung zu
beobachten‘, heißt es in dem am 18.9.97 im
Ausschuß für Verfassungsschutz des Abge-
ordnetenhauses verteilten ,Lagebericht‘.
Michael Schneider erklärte, für ihn sei es un-
verständlich, daß er als Bezirksvorsitzender
der offenbar bedrohten PDS den Medien ent-
nehmen mußte, daß ein Anschlag gegen ein
PDS-Mitglied geplant war und nicht ,auf kür-
zestem Wege‘.“ (PDS Berlin, 9.12.97)

Berlin:

Neonazis mit 
Rohrbomben
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beide auf freien Fuß gesetzt und tauch-
ten anschließend ab. Im wesentlichen
stützt sich die Anklage der Bundes-
staatsanwaltschaft jetzt auf die Beweis-
mittel des unfreiwilligen Einsatzes der
Hamburger Polizei.

Nach Informationen einer  niederlän-
dischen Wochenzeitung4 ermittelte die
Bundesanwaltschaft im Sommer 1995
neben Fiebig und Scholz auch gegen wei-
tere vermutliche Mitglieder der GdNF-
Werwolfgruppe, so den ehemaligen Bun-
desvorsitzenden der NO, Christian Mal-
coci (NO, HNG und Komitee zur Vorbe-
reitung der Feierlichkeiten zum 100. Ge-
burtstag Adolf Hitlers/KAH) und Mich-
ael Swierczek (Bundesvorsitzender NO,
KAH) sowie gegen das frühere NO-Mit-
glied Martin Freiling aus den Niederlan-
den. Die jetzige Anklageschrift führt al-
lerdings nur noch Scholz und Fiebig auf,
wobei mit zwei Beschuldigten für das Or-
ganisationsdelikt des §129a genau eine
dritte Person fehlt. Das Türchen für den
Einstieg in den Ausstieg aus einem lan-
gen Gerichtsverfahren ist damit offen. Es
steht zu befürchten,daß ähnlich dem Ver-
fahren gegen den NSDAP/AO-Führer
und Vertreiber des „NS-Kampfrufes“,
Gary Lauck, der Prozeß die Anklage auf
wenige und einfach nachweisbare Tat-
vorwürfe reduziert und der politische
Hintergrund ausgeklammert wird. Ohne
in den Fehler zu verfallen, einen starken
Staat, respektive §129a Verurteilungen
gegen rechts zu fordern, sollten Antifa-
schisten diesen Prozeß genau beobach-
ten. Öffentlich zu thematisieren sind
nicht nur die neofaschistischen Organi-
sationsstrukturen, sondern auch die po-
litische Ausrichtung der deutschen Si-
cherheitsbehörden. Der Unwille, organi-
sierte Gewalt von rechts zur Kenntnis zu
nehmen, ist nicht nur Bundesinnenmini-
ster Kanther, sondern auch dem Leiter
des Hamburger Landesamtes für Verfas-
sungsschutz eigen.In einem Interview für
die Welt am Sonntag kommt Reinhard
Wegner zu dem Schluß: „Hamburg ist
kein Pflaster für rechtsextremistische
Gewalttäter.“5 Die Röder-Affäre und das
Verfahren gegen die Hamburger Wer-
wolf-Strukturen zeigen, daß die Verfas-
sungsschutzbehörden in Bund und Län-
dern politisch überflüssig sind und abge-
schafft gehören. kun

Quellen:

1. Nach Pressemitteilung der Generalbun-
desanwaltschaft beim BGH vom
9.12.1997.

2.Bericht des Innenausschuß des deutschen
Bundestages vom 14.6.1995, nach Ulla
Jelpke, MdB PDS in Antifaschistische
Nachrichten 15/95.

3. BT-Drucksache 13/7229 nach einer Pres-
semitteilung von Annelie Buntenbach
vom 10.4.97 in Antifaschistischen Nach-
richten 8/97.

4. Vrij Nederland vom 19.8.1995, nach
Handbuch Rechtsextremismus, Berlin
1996.

5. Reinhard Wagner nach Welt am Sonntag
vom 7.12.1997.

Immobilien- und Kreditkrise der „Tigerstaaten“ als 
Vorbote einer größeren Krise?

Krisenzeichen aus Fernost

Streikversammlung bei dem koreanischen Automobilkonzern Hyundai, Januar 1997

Die südostasiatischen „Tigerstaaten“ (offi-
ziell: ASEAN) galten den Verfechtern der re-
aktionären „Angebots-Ökonomie“ lange als
Muster für erfolgreiche Entwicklung.

Brutalste Niederhaltung der Bauern und
Gewerkschaften im Innern war eines ih-
rer „Markenzeichen“ – in Indonesien an-
gefangen mit der zehntausendfachen Er-
mordung von Kommunisten in den 60er
Jahren, in Thailand augenfällig an der
Kombination von Rauschgift, Prostituti-
on und Fabriken mit entsetzlichster
Frauen- und Kinderarbeit, in Südkorea
bekannt durch die blutige Niederschla-
gung des Aufstands von Kwangju durch
das Militär 1980, durch Militäreinsätze
gegen Streiks,Verbote von Gewerkschaf-
ten und einen berüchtigten Geheim-
dienst. Diese – von den „Angebotstheo-
retikern“ natürlich verschwiegene – Vor-
bedingung gegeben, sollten diese Staaten
Muster für „exportorientiertes Wachs-
tums“ sein. Gemeint war: Durch Ge-
währleistung rentabler Anlage für Ren-
ditejäger aller Art und verbunden mit der
Versprechen, alle Gewinne sofort außer
Landes schaffen zu können, sollte nicht
nur die Akkumulation von Reichtum im
Innern angeheizt, sondern zugleich im-
perialistisches Kapital aus aller Welt an-
gelockt und so die „Entwicklung“ beför-
dert werden.

Tatsächlich schien dieses extrem bru-
tale „Entwicklungsmodell“ bis vor weni-
gen Monaten den Erfolg auf seiner Seite
zu haben. Insbesondere amerikanisches
und japanisches Kapital ergoß sich in die
südostasiatischen Billigstlohngebiete
und zog eine Produktionsstätte nach der
anderen hoch. Alles, was unter US- und
japanischen „High-Tech“-Konzernen

Rang und Namen hat, errichtete Produk-
tionsstätten. Auf Kautschuk, Rauschgift
und Textilien folgten Fernseher, Spiel-
zeug, Computer und elektronische Bau-
teile aller Art. Wo kein Gesundheits-
schutz, keine Arbeitszeitschranken und
Gewerkschaften das Geschäft beein-
trächtigte, ließen sich glänzende Profite
machen.

Spätestens letztes Jahr hatte sich die-
ses Eldorado auch bei deutschen Kon-
zernen herumgesprochen. Angefeuert
von der Bundesregierung überschlugen
sich Konzerne wie Siemens, Daimler-
Benz, VW usw. mit Ankündigungen, in
Fernost zu investieren – hier sei der
„Wachstumsmarkt der Zukunft“. 1996
wurde Südkorea feierlich in die OECD
aufgenommen – das erste Land der Drit-
ten Welt, dem der Aufstieg in den Kreis
der Industriestaaten gelungen schien.

Und jetzt? Katzenjammer und faule
Kredite, wohin man schaut.Wieviel hoff-
nungsfrohe Lebensversicherungsbesit-
zer hierzulande werden sich noch wun-
dern, wo ihr hoffnungsfroh erwarteter
Vermögenszuwachs bleibt? Welche deut-
schen Banken müssen wieviel Fernost-
kredite abschreiben, welche Fonds gehen
womöglich pleite? „Allein das deutsche
Bankenengagement in den asiatischen
‘emerging markets’belief sich Ende 1996
auf 42 Milliarden Dollar! ‘Da kommt
noch einiges auf uns zu’, schwante ge-
stern einem Vorstandsmitglied einer
großen Frankfurter Bank“. Das berichte-
te am 25.11. die Börsen-Zeitung.

Seit Sommer dieses Jahres haben IWF,
Weltbank,US- und japanische Regierung
und Banken Kredithilfen allein für Thai-
land, Indonesien und Südkorea über un-
gefähr 100 Milliarden US-Dollar verein-
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bart. Dabei ist unsicher, ob z.B. die 57
Mrd. US-$ für Südkorea reichen werden
– nach Pressemeldungen muß das Land
allein in den nächsten Wochen ca.30 Mrd.
US-$ an fälligen Krediten zurückzahlen.

Derzeit machen mehrere Spekulatio-
nen die Runde, woher die Krise der „Ti-
gerstaaten“ kommt. Eine der plausibel-
sten ist die der Basler „Bank für interna-
tionalen Zahlungsausgleich“ (BIZ). Um
Kapital anzulocken und den Anlegern Si-
cherheit zu bieten für die „Rückführung“
ihrer Gewinne, hatten alle „Tigerstaa-
ten“ die Kurse ihrer Währungen an den
US-Dollar gebunden. Solange nun der
Kurs des Dollars fiel – insbesondere ge-
genüber dem japanischen Yen und eu-
ropäischen Währungen – stachelte das
die Geschäfte und die Kreditaufnahme in
den „Tigerstaaten“ zusätzlich an.Warum
sollte man Kredite nicht zurückzahlen
können, wo doch das Exportgeschäft
nach Japan und Europa wegen der stän-
digen Abwertung der eigenen Währung
auf diesen Märkten immer profitabler zu
werden versprach? Folglich wurde jede
Menge Kredite aufgenommen – beson-
ders bei japanischen Banken.

Seit 1995 aber stieg der Kurs des
Dollars wieder, gegenüber dem Yen von
80 Yen je Dollar im April 1995 auf 127 Yen
je Dollar im Mai 1997. Das entsprach ei-
ner Aufwertung von über 50%. Damit
aber brachen alle Kalkulationen für die
Kredite in den „Tigerstaaten“ zusam-
men. Das Exportgeschäft brachte nicht
mehr die erforderlichen Renditen, das
drückte auf die Rückzahlung der Kredi-
te, führte zu Devisenproblemen, verha-
gelte das Immobiliengeschäft usw. Ir-
gendwann flogen die ersten Immobilien-
kredite auf, das Desaster begann.

Zwar haben inzwischen alle „Tiger-
staaten“ ihre Devisenkurse vom Dollar
gelöst, der Kurs ihrer Währungen ge-
genüber dem Dollar fiel bis zu 50%. Ob
das reichen wird, den industriellen Ex-
port wieder anzukurbeln, und ob letzte-
rer rasch genug so viel Rendite abwerfen
wird, um die enormen Schulden zurück-
zuzahlen, ist zweifelhaft. Folglich geht
die Krise weiter und folgt dem typischen
Muster einer Überproduktionskrise: Erst
kracht’s bei Immobilien, dann allgemei-
ne Kreditkrise, dann industrielle Krise.

In den südostasiatischen Staaten fal-
len deshalb die Konzerneigner wie die
Wölfe über ihre Beschäftigten her. Kaum
etwas davon dringt hierzulande durch –
die Fernsehsender ergötzen sich lieber
am Leid der Reichen in Bangkok, die ih-
re Daimler, Porsche und Rolls Royce ver-
klopfen. Nur versteckt erfährt man, daß
z.B. Südkoreas Automobilkonzern KIA
Lohnsenkungen von 50% verkündet hat
und die Entlassung von 12000 seiner
62000 Beschäftigten. Ob er überleben
wird, ist damit noch nicht gesichert.

Derweil nehmen die Spekulationen zu,
ob ein Übergreifen der Krise auf andere
Regionen noch zu verhindern ist. In Ja-
pan sitzen die großen Banken jetzt auf je-
der Menge fauler Auslandskredite. Um

ihren Zusammenbruch zu verhindern,
mußte die Regierung in Tokio ein Not-
programm von 135 Milliarden Dollar (ca.
240 Milliarden DM!) auflegen. Ein „Ein-
leger-Sicherungsfonds“ darf auf staat-
lich verbürgte Anleihen bis zu diesem Be-
trag zurückgreifen, um faule Kredite ab-
zufangen.Praktisch bedeutet das,daß die
japanischen Steuerzahler die geplatzten
Kredite bezahlen sollen.

Der US-Regierung war selbst dieses
Programm nicht ausreichend. Denn die
japanischen Banken haben in den 80er
und 90er Jahren auch jede Menge US-
Staatspapiere gekauft. Nun schreiben
aber die Vorschriften der „Bank für In-
ternationalen Zahlungsausgleich“ (BIZ)
u.a. ein Mindestmaß an flüssigen Mitteln
vor.Der japanische Börsenindex NIKKEI
aber fällt seit Ausbruch der Krise in Fern-
ost und nähert sich einer „kritischen
Marke“ von 15 000 Punkten. Bei dieser
Marke, so die Presse, würden japanische
Banken gezwungen, zur Sicherung ihrer
Liquidität US-Staatsschuldpapiere zu
verkaufen. Das will die US-Regierung
auf jeden Fall verhindern, denn solche
Verkäufe würden den Kurs der US-
Staatspapiere drücken und US-Anleger
schädigen.

Deshalb erhöhte die US-Regierung in
den letzten Wochen ihren Druck auf die
Regierung in Tokio immer mehr, bis die-
se schließlich nachgab und zusätzlich ein
Konjunkturprogramm von 27 Milliarden
Dollar verkündete. Der NIKKEI-Index
stieg am nächsten Tag um ca. 500 auf
16 541 Punkte. Ob das reichen wird, die
Krise in Fernost abzufangen, werden die
nächsten Wochen zeigen. Die Erklärung
des japanischen Regierungschefs Hashi-
moto,eine Wirtschaftskrise in Japan kön-
ne eine weltweite Rezession auslösen,
dürfte nicht nur dramatische Pose gewe-
sen sein rül
Quellen: Handelsblatt, 15. bis 19./20.12.; Bundes-
bank, Auszüge aus Presseberichten Nr. 67-72/97

Anhörungstermin für RAF-Gefangene

Eskalation oder 
Deeskalation?
Am 4. bzw. 5.12. fanden vor dem OLG Köln
Anhörungen für die Gefangenen aus der RAF
Sieglinde Hofmann und Heidi Schulz für vor-
zeitige Haftentlassungen statt. 

Die Bundesanwaltschaft hat für beide
Gefangene wegen „besonderer Schwere
der Schuld“ eine Mindesthaftzeit von 19
Jahren beantragt. Das würde bedeuten,
daß die schwerkranke Heidi Schulz das
Gefängnis erst 2001 und Sieglinde Hof-
mann im Mai 1999 verlassen könnten.Die
Heidi Schulz behandelnden Ärztinnen
und Ärzte haben dem Gericht eine Stel-
lungnahme vorgelegt, in der sie ihren
schlechten Gesundheitszustand darle-
gen. Das OLG wird seine Entscheidung
über die Mindesthaftzeit beider Gefan-

genen bis spätestens Anfang 1998 treffen.
In Kürze wird vor dem OLG Stuttgart

auch das Anhörungsverfahren für Chri-
stian Klar stattfinden. Für ihn hat die
Bundesanwaltschaft eine Mindesthaft-
zeit von 26 Jahren beantragt. Christiane
Klar, der lange unter den Bedingungen
totaler Isolation gefangengehalten wur-
de und für den heute noch weitreichende
Isolationshaftbedingungen gelten, wür-
de danach erst in elf Jahren, also im Jah-
re 2008, entlassen werden.

Inzwischen ist handgreiflich, was von
jeher zu befürchten war: Die langjährige
Isolationshaft hat die Gesundheit aller
Gefangenen aus der RAF zerrüttet, min-
destens zwei – neben Heidi Schulz vor al-
lem Helmut Pohl – sind so stark bedroht,
daß um ihr Leben gefürchtet werden
muß. Bei den anderen Gefangenen, die
zumeist ebenfalls 15 Jahre und länger
einsitzen, kann jederzeit eine ähnlich be-
drohliche Situation eintreten. Die Karls-
ruher Behörde weiß das und kalkuliert es
ein. Die Gefangenen haben längst – wie
jetzt auch wieder Sieglinde Hofmann bei
ihrer Anhörung – deutlich gemacht, daß
sie nicht zum bewaffneten Kampf zu-
rückkehren werden. Einen Rechtferti-
gungsgrund für die überlange Haft gibt
es nicht.

Die Bundesanwaltschaft bezweckt mit
ihren rachsüchtigen Anträgen nichts an-
deres, als die Gefangenen vollständig zu
brechen oder im Gefängnis zu Tode zu
bringen.

Helmut Pohl hat Anfang des Jahres in
Übereinstimmung mit den anderen Ge-
fangenen aus der RAF ein Gnadenersuch
gestellt. Damit setzen die Gefangenen
den schon lange eingeschlagenen Weg
fort, den Konflikt zu deeskalieren. Es
liegt an der Öffentlichkeit, die anhalten-
de Eskalation vor allem durch die Bun-
desanwaltschaft zu verhindern.

Es geht akut um die unverzügliche
Freilassung der beiden schwerkranken
Gefangenen und darum, für die anderen
acht Gefangenen aus der RAF eine Per-
spektive für ihre Freilassung zu eröffnen.

scc

Deutsch-Tschechische Beziehungen

Bonn blockiert den
„Zukunftsfonds“
Kurz vor Jahresende scheint der Skandal per-
fekt: Die Bundesregierung blockiert mit fa-
denscheinigen Vorwänden das Inkrafttreten
des Abkommens über die Errichtung des
„Zukunftsfonds“ für tschechische NS-Opfer. 

Wenn der Fonds aber nicht doch noch im
letzten Augenblick gebildet wird, indem
Bonn das entsprechende Abkommen un-
terzeichnet, dann droht den tschechi-
schen NS-Opfern weitere Zeitverzöge-
rung, bis sie irgendwann vielleicht ein-
mal eine Entschädigung erhalten. Denn,
darauf hatte die Prager Regierung mehr-
fach hingewiesen: zum 1.1.1998 tritt in



6 AKTUELL AUS POLITIK UND WIRTSCHAFT • PB 26/97

der Tschechischen Republik ein neues
Stiftungsrecht in Kraft, daß die Bildung
der benötigten Stiftung sehr viel zeitauf-
wendiger macht als bisher.

Hintergrund ist ein Streit um die Be-
setzung des Verwaltungsrats. Die tsche-
chische Seite soll zwei Vertreter der „Su-
detendeutschen“, die vom Kanzleramt
vorgeschlagen waren, obwohl ihr revan-
chistischer Verband die deutsch-tsche-
chische Erklärung abgelehnt hatte, ab-
gelehnt haben.

Am 11. Dezember hatte der Bundestag
über den „Zukunftsfond“ diskutiert, da-
mals hatte Außenminister Kinkel noch im
Parlament erklärt, der Fond könne nun-
mehr bis Jahresende gebildet werden.
Hier die Rede der PDS-Abgeordneten Ul-
la Jelpke in dieser Bundestagsdebatte am
11. Dezember:

„Es ist schon darauf hingewiesen wor-
den, daß seit der Verabschiedung der
deutsch-tschechischen Deklaration die
Zahl der NS-Opfer von 9.000 auf 8.300
gesunken ist und daß eine individuelle
Entschädigung der NS-Opfer längst
überfällig ist.

Herr Dr. Hirsch, natürlich wissen wir,
daß dieser Zukunftsfonds über Projekte
entscheiden soll, die gemeinsame Inter-
essen der NS-Opfer berücksichtigen, al-
so Gesundheitseinrichtungen oder Al-

tersheime. Aber ich glaube, daß es wich-
tig ist, zu respektieren, daß es etwa 40
Prozent der jüdischen Gemeinden, aber
vor allem 60 Prozent der befragten NS-
Opfer ablehnen, in diese soziale Einrich-
tung zu ziehen.

Ich will Ihnen einmal die NS-Opfer zi-
tieren: Sie sagen selber,sie seien nicht be-
reit, „in ein weiteres Ghetto“ umzuzie-
hen. Ich meine, daß der Respekt vor den
NS-Opfern ein ganz, ganz entscheiden-
der Punkt ist, der von der Bundesregie-
rung mitberücksichtigt werden muß. Die
Opfer selber fordern individuelle Renten.
Diese, so sagen sie selber jedenfalls, wür-
den ihnen am meisten helfen.

Meine Damen und Herren, der
deutsch-tschechische Zukunftsfonds ist
schon von der Kollegin Vollmer ange-
sprochen worden. Wie Sie wissen, wurde
dafür ein achtköpfiger Verwaltungsrat
bestellt. Ich meine schon, daß der „Spie-
gel“ mit dem Titel „Bonn provoziert
Prag“ nicht ganz unrecht hat angesichts
der Tatsache, daß in ihn Vertriebenen-
funktionäre wie Fritz Wittmann von der
CSU, aber auch Volkmar Gabert von der
SPD berufen worden sind.

Ich möchte Sie an die Schärfe der Aus-
einandersetzung erinnern, die gerade der
BdV und die Sudetendeutsche Lands-
mannschaft in die Verhandlung der

deutsch-tschechischen Deklaration hin-
eingebracht haben. Ich habe nicht allzu-
viel Zeit, um hier länger zu zitieren.Aber
es ist Fakt, daß die Sudetendeutsche
Landsmannschaft, voran der ehemalige
Staatsminister Franz Neubauer, deutlich
erklärt hat, man werde diese Erklärung
nicht anerkennen. Es ist schon gesagt
worden, daß diese Worte den deutsch-
tschechischen NS-Opfern natürlich im-
mer noch im Ohr sind.

Ich meine, daß man gerade, was die
Sensibilität in diesen Fragen angeht, den
Gärtner nicht zum Bock machen sollte.
Es sollte darauf geachtet werden, daß
diese Frage nicht einer biologischen Lö-
sung zugeführt wird, das heißt, daß die
Opfer letztendlich versterben, bevor es
tatsächlich zu konkreten Entscheidun-
gen und Beschlüssen kommt.

Zum Abschluß muß ich noch einmal
mein Befremden darüber zum Ausdruck
bringen, daß die CDU zu diesem Tages-
ordnungspunkt nichts beiträgt. Herr
Zeitlmann, wenn Sie schon hier sitzen,
verstehe ich ehrlich gesagt nicht, warum
Sie sich jetzt nicht auch an der Debatte
beteiligen. Ich finde, es ist ein zu ernstes
Thema, um es so zu quittieren und ein-
fach die Rede zu Protokoll zu geben.

Danke.“ •

Getragen von einem breiten Trägerkreis von
Erstunterzeichnenden ist Mitte Dezember ei-
ne bundesweite Petitionskampagne gegen
das PKK-Verbot gestartet worden. 
Ziel ist, bis zu den nächsten Bundestags-
wahlen im September 1998 möglichst viele
Unterschriften in Gewerkschaften, Parteien,
Menschenrechts-Initiativen, Kirchen usw.
für die Aufhebung des nunmehr schon über
vier Jahre währenden PKK-Verbots zu sam-
meln, die dann dem nächsten Bundestag

überreicht werden sollen. Zum Start der
Kampagne wurde der im folgenden doku-
mentierte Brief an die Landes- und Bundes-
vorstände sowie die Bundestags- und Land-
tagsfraktionen aller Oppositionsparteien in
Bonn, an den DGB-Vorstand, DGB-Landes-
bezirke, die Vorstände der Einzelgewerk-
schaften, LSVen, AStEN, Jugendorganisa-
tionen, Menschenrechtsgruppen, Flücht-
lingsräte, Kirchen, Antifa- und antirassisti-
sche Gruppen usw. verschickt mit der Bitte,

diese Kampagne möglichst breitflächig zu
unterstützen.
Ende Januar / Anfang Februar sollen weite-
re Schritte beraten werden, Plakate, Aufkle-
ber, Anzeigen, Flugblätter usw. Die Initiato-
ren erhoffen sich eine breite Unterstützung,
zumal sich an einer Petition sowohl Deut-
sche wie Ausländer/innen, Jugendliche und
Erwachsene gleichermaßen beteiligen kön-
nen – jede Stimme zählt gleichermaßen. 

rül

Bundesweite Petition an den nächsten Bundestag gestartet

Für die Aufhebung des „PKK-Verbots“ – 
Dialog statt Verbot!

Erstunterzeichnende: Helga Adler, Bund demokratischer Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler, Berlin •Anna Ammonn,Vorsitzende GEW Hamburg •
Christian Arndt, (Pfarrer, Hamburg) • Aachener Friedenspreis,Vorstand • Antirassistische Initiative / ZAG-Redaktion, Berlin • Antidiskriminierungsbüro
Wiesbaden (Arzu Altug) • Kambiz Behbahani,Bündnis 90/Die Grünen, Berlin • Justus Blumenstein, Mitgl. Liga für Menschenrechte, Berlin •Siegfried Ben-
ker, Fraktionsvors. Bündnis 90/Grüne im Münchner Stadtrat • Horst Bethge, Arbeitsausschuß d. Initiative „Weg mit den Berufsverboten“, Hamburg • Hans
Branscheid, medico international, „Appell von Hannover“, Oberursel • Bundes-MV der BAG „Kritische Polizistinnen und Polizisten“ • Ulla Frey, Kampa-
gne „Produzieren für das Leben - Rüstungsexporte stoppen“, Wiesbaden • Fraueninitiative „Freiheit für Leyla Zana“, Düsseldorf • Dr. med Sepp Graes-
sner, Leiter Behandlungszentrum für Folteropfer, Berlin • Prof. Dr. med. Gerhard Garweg, Hamburg •Friedel Grützmacher, MdL Bündnis 90/ Die Grünen,
Mainz • IG Medien, Bezirksvorstand Berlin • Matthias Jochheim (IPPNW, Ffm.) • Jacaranda (Psychosoziale Versorgung für Immigrantinnen und im Exil
lebende Frauen, Berlin) • Juso-Bundesvorstand •Ulla Jelpke, PDS-MdB, Hamburg • Sylvia-Yvonne Kaufmann, stellv. PDS-Vorsitzende • Dr.Wolfgang Kir-
stein, Mitglied GEW Landesvorstand Hamburg • Jürgen Korell, BAG „Kritische Polizistinnen und Polizisten“, Wiesbaden • Heiko Kretschmar, Juso-Bun-
desvorstand, Hamburg • Heike Krause, Rechtsanwältin, Köln • Angelika Lex, Rechtsanwältin, München • Constanze Lindemann, Bezirksvorsitzende IG Me-
dien Berlin • Heidi Lippmann-Kasten, MdL Bündnis 90/Die Grünen, Hannover • Rüdiger Lötzer, Deutsch-Kurdischer Freundschaftsverein, Berlin • Lan-
desvorstand Thüringen der HBV •Angelo Lucifero (GewerkschafterInnen gegen Faschismus und Rassismus, Erfurt) •Prof. Dr. Ronald Mönch, Rektor Hoch-
schule Bremen • Walter Malzkorn, IGM-Mitglied, VVN-Mitglied, Lohmar • Claus Metz, IPPNW, Ffm. • Jakob Moneta, PDS-Parteirat, Mitglied der IGM,
Frankfurt/Main • Gerd-Erich Neumann, Stralsund, HBV, Vorsitzender Arbeitslosenverband Mecklenburg-Vorpommern •Prof. Norman Paech, Hamburg •
Prison Watch International e.V., Göttingen • Bodo Ramelow, Landesvorsitzender Thüringen der HBV, Erfurt • Sepp Rauch, Landesvorsitzender Bayern der
HBV, München • Dipl.-Psychologin Sibylle Rothkegel, stellv. Leiterin Behandlungszentrum für Folteropfer, Berlin • Giyasettin Sayan, PDS-MdA, Berlin •
Hans-Eberhard Schultz, Rechtsanwalt, Bremen • Marion Seelig, PDS-MdA, Berlin • Eckart Spoo, Journalist, IG Medien, Hannover • SOS Rassismus-Zivil-
courage, Frankfurt/ Main (Gregorio Roper) •Dr. Michael Venedey, Friedenskoordination Berlin • Hans-Otto Wiebus, IG Medien, freier Journalist, München.
• WADI e.V., Frankfurt/Main (Thomas v. der Osten-Sacken) u.v.a.m.
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Petitions-Initiative: Für die Aufhebung
des „PKK-Verbots“ – Dialog statt Verbot

Berlin, im Dezember 1997

Liebe Freundinnen und Freunde, 
sehr geehrte Damen und Herren, die vie-
len Aktionen, Proteste, Informations- und
Diskussionsveranstaltungen gegen das
vor vier Jahren, im November 1993, von
Bundesinnenminister Kanther verhängte
Betätigungsverbot gegen die Arbeiter-
partei Kurdistans (PKK) und ihr nahe-
stehende Vereine haben bisher bei der Re-
gierungskoalition kein Ergebnis erzielt.
Deshalb haben wir uns dazu entschlossen,
jetzt mit Euch / Ihnen den parlamentari-
schen Weg einzuschlagen, eine Petition zu

organisieren – der Text ist auf dem zwei-
ten Blatt dieses Schreibens dokumentiert
– und dafür in den kommenden Wochen
und Monaten überall im Bundesgebiet
Unterschriften zu sammeln. Diese Unter-
schriften sollen nächstes Jahr im Herbst
dem dann neu gewählten Deutschen Bun-
destag vorgelegt werden.
Mit Eurer / Ihrer Unterschrift wollen wir
auch erneut für die demokratischen
Grundrechte aller Menschen und für ein
friedliches Zusammenleben in Deutsch-
land öffentlich eintreten.
Wir bitten Euch / Sie, die Unterstützung
dieser Aktion an die unten angegebene
Kontaktadresse mitzuteilen.
Wir freuen uns, wenn Ihr / Sie diese In-

itiative in eurer Organisation, Partei, Ge-
werkschaft usw. in geeigneter Weise un-
terstützt, bekannt macht und wenn mög-
lich auch in Euren / Ihren Verteiler auf-
nehmt und uns so bei der Unterschriften-
sammlung unterstützt. Ein Blatt mit dem
genauen Text der Petition und einer Un-
terschriftenliste auf der Rückseite liegt
diesem Brief bei.

Im Januar / Februar wollen wir weitere
Schritte (Plakat, Anzeigen in Zeitungen,
Aufkleber, Pressekonferenz usw.) beraten.
Wenn Sie / Ihr dabei aktiv mitwirken
wollt, würde uns das natürlich freuen.Un-
sere Kontaktanschrift ist unten angege-
ben …

Wir, die Unterzeichner und Unter-
zeichnerinnen, wenden uns an den
Petitionsausschuß des im September

1998 neu zu wählenden Deutschen Bun-
destages mit der Aufforderung, von dem
künftigen Bundesminister des Innern die
Aufhebung des im November 1993 erlas-
senen Vereins- und Betätigungsverbots
gegen die Arbeiterpartei Kurdistans
PKK, die ERNK und ihnen zugerechnete
Organisationen zu verlangen.

In den vergangenen vier Jahren hat
dieses Verbot zu Tausenden von Strafver-
fahren, Prozessen und Verurteilungen
wegen des Verstoßes gegen § 20 des Ver-
einsgesetzes geführt, zur Schikanierung
von Teilnehmern an Familienfesten, zu
Verboten kurdischer Infostände und Ver-
anstaltungen aller Art, von Friedensde-
monstrationen, Kundgebungen, Hunger-
streiks oder von kurdischen Neujahrsfe-
sten wie dem Newroz. Die Grundrechte
auf freie Meinungsäußerung, Pressefrei-
heit, Vereins- und Versammlungsfreiheit
sind speziell für die kurdische Minder-
heit in der Bundesrepublik massiv einge-
schränkt.

Selbstverständlich muß auf Straftaten
juristisch reagiert werden. Das PKK-
Betätigungsverbot aber bewirkt eine
flächendeckende und pauschale Verfol-
gung und Diskriminierung der gesamten

kurdischen Minderheit in diesem Land.
Einzelne Ausnahmen von Verboten bei
Veranstaltungen und Vereinen in einzel-
nen Bundesländern oder einzelne ge-
richtliche „Deals“ lösen dieses Problem
nicht. Die Einschränkung von Grund-
rechten einer Minderheit bedeutet auch
immer eine Gefahr für die Grundrechte
aller und für die Demokratie in unserem
Land. Schon jetzt treffen Vereinsverbote
zugleich Deutsch-Kurdische Freund-
schaftsvereine,kulturelle und humanitä-
re Organisationen, die sich gegen Waffe-
nexporte, für eine friedliche Lösung und
für eine Beendigung des Krieges in der
Türkei einsetzen.

Auch die deutsche Außenpolitik sollte
sich statt ausschließlich für Wirtschafts-
interessen um die Einhaltung von Men-
schenrechten und Völkerrecht bemühen.
Insbesondere in der kurdischen Frage
zeugen die Waffenexporte in die Krisen-
region davon, daß Wirtschafts- und geo-
politische Interessen bisher ausschlagge-
bende Kriterien sind.

Die Beispiele im Nahen Osten, in Süd-
afrika und in Irland machen deutlich,daß
der offene Dialog mit allen Konfliktpar-
teien die Voraussetzung für den Friedens-
prozeß ist. Zwar gibt es nach den 1993
verhängten Verboten inzwischen wieder
vereinzelt Gespräche mit der PKK. Die

Situation ist dadurch etwas entspannter
als 1993 geworden. Aber von einer Ein-
stellung der Waffenlieferungen an die
Türkei, von der Achtung der Menschen-
rechte der Kurden und einer Förderung
des Dialogs zur Lösung der kurdischen
Frage ist die deutsche Politik noch weit
entfernt. Die einseitige Unterstützung
der türkischen Seite dauert an, das PKK-
Verbot besteht weiter.

Mit der Aufhebung der Illegalisierung
von PKK und ERNK kann die Bundesre-
publik Deutschland gegen-über der tür-
kischen Regierung ein Signal setzen,end-
lich den Dialog für eine friedliche Lösung
der kurdischen Frage zu beginnen. Dies
wäre zugleich ein Signal für die hier le-
benden etwa 500.000 Kurdinnen und
Kurden, daß ihnen nicht weiter die de-
mokratischen Grundrechte verwehrt
bleiben.

Das Vereins- und Betätigungsverbot
des Bundesinnenministers hat sich als
Mittel der Eskalation erwiesen mit der
Folge immer weiterer Strafverfolgung in
der Bundesrepublik. Zugleich wurde da-
mit die türkische Regierung ermuntert,
an ihrer militärischen Kurdenpolitik
festzuhalten. Notwendig ist aber Dees-
kalation und offene politische Auseinan-
dersetzung. Notwendig ist Dialog statt
Verbot.

Weitere Unterzeichner bis 21.12.97:
Antifaschistische Arbeitsgruppe Uelzen • Dipl. Päd.
Salah Ahmad,Mitarbeiter des Behandlungszentrums
für Folteropfer,Berlin • Elfi Andrack,Kaltenkirchen,
Betriebsrätin HBV • Wolfram Altekrüger, Witten-
berg, Betriebsratsvorsitzender IG BCE • Roswitha
Atts, Leipzig • Maria Behrent, Markt-Schwaben •
Verena Brachvogel, Mitgl. im ÖTV-Bezirksvorstand
HH • RA Peter Brasche (Berlin) • Barbara Borchardt,
stellv. Landesvorsitzende der PDS Mecklenburg-
Vorpommern, Neubrandenburg • Peter Brück, HBV,
Sekretär München • Eva Bulling-Schröter (PDS-
MdB, Ingolstadt) • Wolfgang Berndt, Sulzbach-Ro-
senberg, PDS • Claudia Dreßler, Gewerkschaftsse-
kretärin HBV, OV München • RA Burkhard Draeger
(Berlin) • Dagmar Fries, HBV, Sekretärin der Lan-
desleitung Bayern • Maria Garweg, Arzthelferin,
Hamburg • Günther Gerstenberg, München • Hei-
derose Gläß,Löbau,Mitglied der IG BAU • RAin Kri-
stin Hartmann (Berlin) • Wolfgang Hauf, Nürnberg,

PDS • Jochen Hoyka, ÖTV-Mitglied, Berlin • Jörg
Hulverscheidt, Magdeburg, Mitglied des ÖTV-Bei-
rats • Jürgen Jürgens, Gewerkschaftssekretär HBV
Landesleitung Bayern • Margitta Klug, Bundesspre-
cherin der AG Betriebe und Gewerkschaften in der
PDS, Mitglied der IG BCE • Andreas Kühn, Sekretär
der IG Medien Berlin • Andreas Köhn, stellvertre-
tender Landesvorsitzender der IG Medien Berlin-
Brandenburg • Andreas Kranz, Wedel, VK-Vorsit-
zender bei Impress Metall Packing Werk Wedel, IGM
•Landesverband der Jungsozialisten Bayern • Lan-
desverband Niedersachsen der PDS • Martin Lesch,
Gewerkschaftssekretär HBV, Leipzig • Ulla Lötzer,
Gewerkschaftssekretärin HBV, Köln • Landesvor-
stand Bayern der PDS • Hartmut Obens, Hamburg,
ÖTV-Mitglied • Jörg Oberkampf, BR-Vors. Gesamt-
hafenbetrieb Hamburg • Michaela Ostermeier, HBV
München • Jolanthe Putz, Riemerling, PDS • Han-
nelore Reiner,Sprecherin der Abteilung Wissenschaft
und Forschung der ÖTV Berlin • RA Peter Rudel,Ber-

lin • Dagmar Rüdenburg, Gewerkschaftssekretärin
HBV, OV München • Johannes Rösch, HBV, Sekretär
Nürnberg • Jürgen Schramm,Weiden,PDS • Dr.Hel-
la Schlumberger, München • Erich Starkl, HBV, Se-
kretär OV München • Angelika Skrzypcak, Frauen-
vertreterin ÖTV, Berlin • Alexander Süßmair, Stadt-
bergen, PDS • Isabelle Stoll, Nürnberg, PDS • Gerd
Siebert, Borstorf/Mölln, Mitglied IG Medien • Rein-
hard Schwandt, stellv.Vors. Fachgruppe Versicherun-
gen des HBV-Landesbezirks Nord • RA Stefan
Schrage (Berlin) • Hubert Thiermeyer,HBV,Sekretär
der Landesleitung Bayern • Jürgen Volz, HBV, Se-
kretär Würzburg • Laura von Wimmersperg (Frie-
denskoordination, Berlin) • Gabriele Wächtler, IGM,
Mitglied der Tarifkommission Küste • Georg Wäsler,
HBV, Geschäftsführender Sekretär OV München •
Brigitte Wolf,München,PDS •Holger Zerrahn,Ham-
burg,Vertrauensmann IG BCE • Brigitte Zick, Per-
sonalratsvorsitzende, ÖTV, Berlin • RA Conrad Zim-
mer (Berlin) •

Kontakt: Rüdiger Lötzer, c/o GNN-Verlag, Dieffenbachstr. 33, 10967 Berlin, Tel. 030 / 69 40 10 39. Fax 030 / 69 40 10 41.

Spendenkonto: Deutsch-Kurdischer Freundschaftsverein Berlin e.V., Berliner Sparkasse, Konto Nr. 1440030584, BLZ 100 500 00, Stichwort: „Petition“. 



8 AUSLANDSBERICHTERSTATTUNG • PB 26/97

Die ERNK zur Krise 
EU-Türkei
Die Nationale Befreiungsfront Kurdistans hat
am 17. Dezember in einer Erklärung zur Kri-
se der Beziehungen zwischen der Türkei und
der EU das EU-Argument der „religiösen Un-
terschiede“ kritisiert. Zugleich teilte sie mit,
daß der PKK-Vorsitzende Öcalan in einem
Brief an die Staatspräsidenten der EU erneut
an diese appelliert habe, sich für eine poli-
tische Lösung in Kurdistan einzusetzen.

Als Ursache für die Ablehnung einer bal-
digen Aufnahme der Türkei in die EU be-
nannten türkische Regierungsvertreter
die bestehenden religiösen Unterschiede.
Die Betonung religiöser Gegensätze
konnte man schon vor zwei Jahren beob-
achten. 1995 wurde durch die damalige
Regierung die Gefahr eines islamischen
Fundamentalismus an die Wand gemalt,
um bei den europäischen Staaten die zü-
gige Aufnahme in die Zollunion als eines
Aktes der Westbindung zu erreichen.

In der Türkei herrscht eine Scheinde-
mokratie. Das türkische Regime ist we-
der bereit, die kurdische Frage noch das
Zypernproblem friedlich zu lösen.

Nordzypern wird weiterhin von türki-
schem Militär besetzt. Die Verantwortli-
chen in der Türkei sind nicht willens, die
notwendigen Schritte zu gehen, um die
Zypernfrage zu lösen. Seit dem 14.5. die-
ses Jahres halten türkische Streitkräfte
zudem Gebiete in Südkurdistan (Nord-
irak) besetzt.Regierungsvertreter erklär-
ten in Ankara, sie würden in Südkurdi-
stan eine „Sicherheitszone“ errichten.

Wir halten die Entscheidung der Eu-
ropäischen Union für richtig, in Anbe-
tracht dieser Tatsachen keine Aufnahme-
gespräche mit der Türkei zu führen. Des
weiteren erachten wir es für wichtig, daß
als Voraussetzung für eine Aufnahme die
Einhaltung der Menschenrechte, die Re-
spektierung allgemeiner Freiheitsrechte
und demokratischer Prinzipien genannt
wurden. Die Notwendigkeit der Einlei-
tung wirtschaftlicher,politischer und de-
mokratischer Reformen in der Türkei
wurde erneut offenbar.

In einem Brief an die Staatspräsiden-
ten der Mitgliedsstaaten schreibt der Vor-
sitzende der Arbeiterpartei Kurdistans,
Abdullah Öcalan, daß die PKK bereit sei,
einen erneuten Waffenstillstand anzubie-
ten, um eine demokratische und friedli-
che Lösung der kurdischen Frage zu fin-
den und die Tür zum Dialog zu öffnen.

Unter den Bedingungen, daß die
grundlegenden Rechte des kurdischen
Volkes anerkannt, daß in Zukunft keine
militärischen Operationen in Südkurdi-
stan durchgeführt und daß gemäß den eu-
ropäischen demokratischen Prinzipien
allen politischen Parteien,auch der PKK,
die elementaren Freiheiten zugestanden
würden, sei die PKK nicht gegen eine
Aufnahme der Türkei in die Europäische
Union.
(Kurdistan-Informationszentrum Köln, 17.12.97)

Für die Insel östlich von Indien gibt es kei-
ne guten Nachrichten; einer der längsten
Kriege um die Unabhängigkeit der tamili-
schen Bevölkerung im Norden fordert immer
mehr Tote. Von mehr als 600 vermißten (d.h.
toten) Gefangenen berichtete kürzlich am-
nesty international (ai), deren voriger Ver-
bleib im Gefängnis von ai noch nachgewie-
sen werden konnte. In der Region nördlich
von Vavuniya versucht derzeit das srilanki-
sche Militär den Durchbruch nach Norden -
nachdem sie vor etwa einem Jahr die Stadt
Jaffna eingenommen hatten und dort aber
ziemlich isoliert blieben.

1948 wurde – damals – Ceylon von der
britischen Mandatsherrschaft in die so-
genannte Unabhängigkeit entlassen; seit
dieser Zeit ist der Konflikt um den Nor-
den der Insel virulent. Besiedlungspro-
gramme mit singalesischer Mehrheit,Be-
nachteiligung der tamilischen Minder-
heit, Sprachenpolitik, flächendeckende
Verfolgungsjagden, usw. Seit mehr als 20
Jahren sind Terrormaßnahmen der Re-
gierung in Colombo zu verzeichnen, kein
Ende in Sicht.

Auch als die indische Armee Ende der
80er Jahre in den Norden der Insel über-
setzte, um Ruhe zu bringen, mußten sie
schließlich 1990 erfolglos abziehen. Zu
diesem Zeitpunkt hatte die LTTE (1976
gegründet) etwa zwei Drittel des tamili-
schen Gebiets unter ihrer Kontrolle,

führte eine eigene Verwaltung, Gerichts-
barkeit und Exekutive ein.

Heute findet sich die LTTE auf der von
den USA entwickelten Liste der weltweit
gefährlichsten Terrororganisationen
wieder, sehr zur Zufriedenheit der Regie-
rung in Colombo. Dafür hatte die Regie-
rung einiges unternommen – ihre Bot-
schaften in den USA und Europa denun-
zieren seit Jahren tamilische Personen als
LTTE-Anhänger. Sie selbst haben zu die-
ser Entwicklung erheblich beigetragen;
fast sämtliche moderaten Kräfte sind in
dem Konflikt zwischen LTTE und dem
srilankischen Militär verschlissen wor-
den.Soweit Zahlen überhaupt etwas aus-
sagen, sind dort inzwischen mehr als
50000 Menschen ums Leben gekommen,
Folterungen, Vergewaltigungen, Vegetie-
ren in Flüchtlingslagern und andere Ent-
menschlichungen finden täglich statt.Ei-
ne politische Lösung, wiewohl immer
wieder propagandistisch von der Regie-
rung vorgetragen, ist nicht in Sicht. So-
genannte Friedensverhandlungen, die in
einer kurzen Periode im Frühjahr 1995
stattfanden, haben sich längst im neuen
Schlachtenlärm totgelaufen. Beide Sei-
ten konnten sich damals nicht auf fol-
gende Forderungen einigen: Aufhebung
der Wirtschaftsblockade gegenüber dem
Norden, Rückkehrmöglichkeiten für
Flüchtlinge, Aufhebung der Seeblocka-
de, Öffnung und freier Zugang zum Nor-

Srilankische Militäreinheiten patroullieren in der Provinzhauptstadt Jaffna und
schützen dort das Finanzkapital vor den Angriff der tamilischen Rebellen.

Tamilischer Unabhängigkeitskampf geht unter vielen 
Opfern weiter

Sri Lanka: amnesty spricht von
600 Vermißten



den,d.h.Abzug des Militärs.Während der
Zeit der Verhandlungen sollte nicht ge-
schossen werden. Chandrika Kumara-
tunga, angetreten als Friedenspräsiden-
tin , setzte bald wieder auf das Motto
Frieden durch Krieg ; Sonnenschein hieß
eine der Offensiven der Armee zur Zer-
störung der tamilischen Infrastruktur.

Warum dieser vor der Weltöffentlich-
keit gerne versteckte Krieg? Strategische
Interessen von Großmächten sind derzeit
kaum zu erkennen, sieht man einmal von
einer ambivalenten Haltung Indiens ab,
die im indischen Bundesstaat Tamil Na-
du mit 60 Millionen (indische) Tamilen ei-
ne große Gruppe haben, die sich in hu-
manitärer Hinsicht mit dem tamilischen
Bevölkerungsteil in Sri Lanka solida-
risch fühlt – die größten Flüchtlingsbe-
wegungen enden zunächst in Tamil Na-
du.

Indien will deshalb keine eindeutige
Parteinahme für Colombo. Bodenschätze
sind nicht von starkem strategischem In-
teresse, allenfalls die vielen unterbezahl-
ten WanderarbeiterInnen in den Teeplan-
tagen oder die – bislang noch sicheren,
weil abgesicherten – Touristikzentren,oft
auch mit pädophilen Hintergründen.
TouristInnen und andere Abenteurer
durchkreuzen den Süden und den Westen
des Landes, der Norden ist praktisch ge-
sperrt.

Wenn die LTTE in den letzten Jahren
vermehrt zu spektakulären Aktionen in
Colombo übergegangen ist, so soll damit
Druck auf die Regierung gemacht wer-
den, den Norden nicht länger zu bean-
spruchen. Anderseits wehrt sich die ta-
milische Guerilla dagegen, daß in Co-
lombo jeder junge Tamile (oder junge Ta-
milin) als LTTE-verdächtig eingesperrt
wird, nur weil sie über keine Aufent-
haltsgenehmigung verfügen,in herunter-
gekommenen Lodges leben müssen und
daher eher den Weg nach Europa suchen.

Dort wird ihnen dann – zum Beispiel
von deutschen Gerichten – erklärt,wie si-
cher es doch auch für sie noch immer in
Colombo sei. mc

Baskenland

ETA-Anschlag contra
Massenmobilisierung
für Herri Batasuna
Zunächst sah es so aus, als ob weite Teile
der Gesellschaft des spanischen Bas-
kenlandes im Rahmen der Solidarität mit den
zu sieben Jahren Gefängnis verurteilten Po-
litikern Herri Batasunas zusammenfinden
würden.

Am 7. Dezember billigte die 5. Bundes-
versammlung der gesamtspanischen
„Vereinigten Linken“ (IU) eine Resoluti-
on,die die IU des Baskenlandes vorgelegt
hatte und in der das Gerichtsurteil gegen
die Mesa Nacional HBs kritisiert und be-
klagt wird. Die Resolution, die nicht die
Unterstützung des IU-Generalkoordina-
tors Julio Anguita fand, bezeichnet die
Strafentscheidung des obersten spani-
schen Gerichts als „Hindernis für den
Prozeß der Befriedung des Baskenlan-
des“ und als „Bedrohung für die Zukunft
der Äußerungsfreiheit“.

Die größte Gewerkschaft des spani-
schen Baskenlandes, ELA, die Gewerk-
schaft Herri Batasunas, LAB, und die
baskische Bürgerbewegung für politi-
schen Dialog „Elkarri“ beschlossen ge-
meinsam eine Großdemonstration für
Samstag, den 13. Dezember, und eine Ar-
beitsniederlegung von zwei Stunden für
Montag, den 15. Dezember, um Freiheit
für die Mesa Nacional Herri Batasunas
zu fordern. Repräsentanten der „Verei-
nigten Linken“ und der baskischen Par-
tei EA bekundeten ihre Absicht, an der
Demonstration teilzunehmen.

In die Vorbereitungen zu den Solida-
ritätsaktionen platzte ein tödliches At-
tentat, das der ETA zugeschrieben wird:
Am 11. Dezember tötete ein Bewaffneter
den Gemeinderat von Orereta Jose Luis
Caso (PP). Nach der Ermordung des PP-
Gemeinderates sagten die Gewerkschaf-

ten ELA und LAB die geplante Demon-
stration und die Arbeitsniederlegung ab.
Der Generalsekretär der baskischen Ge-
werkschaft ELA, Jose Elorrieta, beschul-
digte die ETA, die Öffnung eines Raumes
für politische Entspannung, die äußerst
vielen Leuten Hoffnung gemacht habe,
nicht zu akzeptieren. Die ETA sei nicht
nur überflüssig, sie sei darüber hinaus
hinderlich. Dagegen habe sich die gute
Beziehung zwischen ELA und LAB gefe-
stigt.

Anstelle der geplanten Großdemon-
stration für die Freiheit der Mesa Nacio-
nal Herri Batasunas fand am 13.12. in
Donostia (San Sebastian) eine Demon-
stration statt, auf der 50.000 Menschen
die Gewalt der ETA anprangerten und
„Frieden jetzt und für immer“ forderten.
Die Spitzenpolitiker aller im Baskenland
tätigen Parteien mit Ausnahme HBs be-
teiligten sich.

Herri Batasuna mobilisierte am Mon-
tag,dem 15.Dezember,5.000 Schüler und
Studenten, die eine demokratische Lö-
sung des Konflikts im Baskenland ver-
langten. Ebenfalls etwa 5.000 Menschen
folgten einem Aufruf Herri Batasunas,
am Abend des 15. Dezember für Frieden,
Gerechtigkeit und Freiheit zu demon-
strieren. Das ist für die Verhältnisse Her-
ri Batasunas eine recht magere Beteili-
gung.

Der politische Chronist Xabier Goni
nennt im „egin“ das ETA-Attentat einen
„schweren Irrtum“.Der Schriftsteller Jo-
se Luis Alvarez Enparantza „Txillarde-
gi“, ETA-Aktivist der Franco-Ära und
dann Politiker Herri Batasunas, stellt in
der baskischen Tageszeitung „Euskaldu-
non egunkaria“ die Frage nach den Nutz-
nießern des Attentats und denkt an „In-
filtrationen“ und „pseudoradikale Mas-
kerade“ bei der ETA. In diesem Zusam-
menhang ist zu erwähnen, daß sich nach
einem Bericht im „egin“ spanische
rechtsradikale Organisationen rühmen,
Mitglieder in Zusammenhänge der bas-
kischen Linken eingeschleust zu haben.

Manfred Ostrowski
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LTI in der FAZ

„Eine solche Feststellung, nämlich, daß
ein ganzes Volk barbarisch und krimi-
nell ist, ist schwerwiegend, aber Tatsa-
chen belegen es.

Wer vertrieb und massakrierte die al-
banische Bevölkerung aus der Gegend
von Nis am Ende des letzten Jahrhun-
derts, wer quälte, mordete und schädig-
te für lange Zeit die albanische Nation
in den Balkankriegen, wer mordete Bul-
garen, Rumänen, Ungarn und Bosnier
und trennte ihnen ganze Gebiete ab,wer
diskriminierte und vertrieb für immer
das deutsche (!),ungarische,rumänische
und kroatische Volk aus der Vojvodina? 

Wer tötete während derselben Zeit

Unschuldige in Slowenien, wer massa-
krierte und verletzte schwer das kroati-
sche Volk, wer verbrannte und verge-
waltigte das bosnische Volk und ver-
suchte, es von der Erdoberfläche zu ver-
bannen, wer übt seit über einem Jahr-
hundert in Kosova und im Sandzak
Apartheid und Völkermord, wer anders
als die Serben? 

… die Vorhut des Verbrechens, ge-
nannt serbische Intelligenz … bemüht
sich auch dieses Mal wieder … die
Schuld von Serbien und dem serbischen
Volk wegzuschieben …, um das verbre-
cherische Volk vor Strafe zu bewahren
…, das nun seit über einem Jahrhundert
den Balkan terrorisiert … 

Wenn die Welt Serbien nicht endgül-
tig in die Knie zwingt, wird es einen

Krieg von europäischem Ausmaß oder
noch mehr auslösen. Ein Volk, das Ver-
brecher unterhält und unterstützt, muß
unbedingt bestraft werden.“

(Die FAZ vom 22. November 1997 zu ei-
nem Appell der serbischen Akademie
der Wissenschaften und von Repräsen-
tanten der serbischen Kultur und der
serbisch-orthodoxen Kirche an das Den-
Haager „Tribunal“)

entnommen aus den „Weißenseer Blät-
tern“ Nr. 5/1997.

LTI = Lingua Tertiae Imperii, Die Spra-
che des Dritten Reiches, nach dem
gleichnamigen Buch von Viktor Klem-
perer.
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Brasilien

Landlosenbewegung
will Wiederwahl von
Cardoso verhindern
Von Flavio Lenz

(Rio de Janeiro, 17.12., npl).- Die brasiliani-
sche Landlosenbewegung (MST – Movimen-
to Sem Terra) hat sich für kommendes Jahr
viel vorgenommen. Sie will verhindern, daß
der sozialdemokratische Präsident Henrique
Cardoso im Oktober wiedergewählt wird.

Vergangene Woche kündigte der MST an,
Hunderttausende Semterras (Landlose)
würden den Kandidaten der oppositio-
nellen Arbeiterpartei PT, Ignacio Lula da
Silva,unterstützen.Schon bei seinen bei-
den ersten – erfolglosen – Anläufen 1989
und 1994 konnte Lula auf die Sympathi-
en der Landarbeiter zählen, doch hatte
der MST damals kaum Präsenz in den
Medien. MST-Sprecher Pedro Stedile:
„Wir werden das ganze Land in Aufruhr
bringen, denn nur Lula kann dem neoli-
beralen Modell eine realistische Alterna-
tive entgegensetzen.“

Seit einigen Jahren sind die Semterras
die mit Abstand einflußreichste Bewe-
gung in Brasilien.Ihre Forderung nach ei-
ner zügigen Landreform im fünftgrößten
Land der Welt, in dem weniger als ein
Prozent der Grundbesitzer 55% des
fruchtbaren Bodens ihr eigen nennen und
zumeist nur extensiv bewirtschaften, un-
terstützen Umfragen zufolge neun von
zehn Brasilianer. In allen Bundesstaaten
haben die Semterras brachliegendes
Land besetzt. So entstanden 5507 Sied-
lungen,von denen viele nach langem Rin-
gen inzwischen legalisiert sind. Die oft in
den Slums der Großstädte rekrutierten
Besetzer ernähren sich durch den Anbau
von Lebensmitteln und erwirtschaften
Überschüsse, mit denen Schulen und an-
dere Einrichtungen finanziert werden.

Wenn es dem MST gelingen sollte, sein
erstaunliches Mobilisierungsgeschick im
Wahlkampf zur Geltung zu bringen,
könnte der bislang erfolgreich regieren-
de Cardoso Schwierigkeiten bekommen.
Durch seine neoliberale Wirtschaftspoli-
tik war es dem Intellektuellen, der in den
70er Jahren noch linksradikaler Gegner
der Militärdiktatur war, gelungen, eine
stabile Währung zu schaffen.Doch immer
mehr Menschen, die Cardoso die wieder-
gewonnene Kaufkraft ihres wenigen
Geldes danken, klagen über Verlust an
Arbeitsplätzen und sozialen Leistungen.

Schon dieses Jahr haben die Aktionen
des MST, der Anfang der 80er Jahre aus
katholischen Basisgemeinden hervor-
ging, großes Aufsehen erregt. Die Sem-
terras organisierten einen zweimonati-
gen Marsch auf die Hauptstadt Brasilia,
der mit einer landesweit übertragenen
Demonstration zum Jahrestag eines Mas-

sakers, bei dem am 17.4.96 19 Landlose
im nördlichen Bundesstaat Para von der
Polizei erschossen wurden, endete. Drei
Monate später demonstrierten sie in 13
Landeshauptstädten, immer die gleiche
Forderung: Eine gerechte Agrarreform.

Auch die Justiz bescherte dem MST
Schlagzeilen. Ein Gericht in Espirito
Santo verurteilte den MST-Koordinator
Jose Rainha wegen angeblichen Mordes
zu 26 Jahren Haft. Diesen Ausgang des
als politisch bezeichneten Prozesses be-
dauerte sogar Präsident Cardoso: „Die
Geschworenen haben sich möglicherwei-
se geirrt.“ Nicht auszuschließen, da die-
se zumeist Angehörige und Freunde des
getöteten Grundbesitzers waren. Die Re-
vision findet 1998 statt.

Doch warum solch solidarische Hal-
tung gegenüber dem Motor der Opposi-
tion? Zum einen, weil eine Agrarreform
auch zum Regierungsprogramm gehört
und ihre Durchführung längst nationaler
Konsens ist. Die Kriminalisierung beset-
zender Landloser ist dadurch für die Re-
gierung schwierig geworden. Anderer-
seits ist es den Semterras gelungen, an-
dere soziale Bewegungen und Unzufrie-
dene zu integrieren. Gemeinsam mit Ar-
beitslosen kritisieren sie die Privatisie-
rungspolitik, unterstützen Obdachlose
bei der Besetzung leerstehender Gebäu-
de und sogar Teile der Polizei, die im Ju-
li für höhere Löhne streikten, konnte auf
verbale Unterstützung des MST rechnen.

Das Vorgehen der Semterras, friedlich
und unermüdlich auf ihre Rechte zu po-
chen, ist überzeugend.1997 organisierten
sie 180 neue Besetzungen, durch die
60000 Familien eine neue Bleibe fanden.
Vor jeder Besetzung wird genau geprüft,
ob das betreffende Land wirklich unzu-
reichend genutzt wird und wie die Be-
sitzverhältnisse sind. Sind die mit Pla-
stikplanen gedeckten Hütten erst einmal
errichtet, wird der Alltag organisiert. Je

zehn Familien wählen einen Vertreter, so
daß Gremien entstehen,die das Lager ba-
sisdemokratisch leiten. Es werden Kom-
missionen gebildet, die sich um gemein-
sames Kochen, den Bau der Siedlung so-
wie die Aufteilung des Landes, Öffent-
lichkeitsarbeit und den Schutz des
Geländes organisieren. Es gelten strenge
Regeln: Wer betrunken ins Lager kommt,
wird ermahnt, wer die Frau eines ande-
ren belästigt, muß gehen.

Nicht immer bleibt es friedfertig. In ei-
nigen Landesteilen haben Grundbesitzer
bewaffnete Banden angeheuert, die Be-
setzungen verhindern sollen und Sem-
terras verfolgen.Mehrere Hundert Land-
lose sind bereits getötet worden.

Eingekeilt zwischen den Forderungen
beider Seiten, siedelt die Regierung
Landlose auf enteigneten Ländereien an.
82000 Familien sollen es dieses Jahr ge-
wesen sein, der MST meint, es waren nur
58000. Haarspalterei, vergleicht man die
Zahlen mit den Zielen der Semterras: 4,5
Millionen Familien sollen möglichst bald
angesiedelt werden, während die Regie-
rung bis Ende kommenden Jahres 280000
Familien Land in Aussicht stellt.

Das im November von der Regierung
geschnürte Wirtschaftspaket spielt der
Opposition in die Hände. Dadurch werde
die soziale Krise weiter verschärft,glaubt
Jose Stedile. Zwar konnten die erhöhten
Zinsen die Kapitalflucht ins Ausland
bremsen, andererseits wurden Kredite
für Kleinproduzenten unerschwinglich,
wodurch Rezension und noch mehr Ar-
beitslosigkeit droht.

Diese pessimistische Einschätzung hat
die MST-Führung bewogen, sich Lulas
Arbeiterpartei anzunähern. Dieser hat
im Gegenzug eine schnelle Durch-
führung der Agrarreform und Verhand-
lungen mit der Landlosenbewegung über
die Wirtschaftspolitik im Falle eines
Wahlsieges zugesagt.

Zehntausende Menschen demonstrieren in der südbrasilianischen Industrie-
stadt Sao Bernado do Campo bei Sao Paulo gegen die Wirtschaftspolitik der Re-
gierung Cardoso. Der Vorsitzende und Präsidentschaftskandidat der Arbeiter-
partei (PT), Luiz Inazio Lula da Silva, machte in seiner Rede die Regierung für
den Anstieg der Arbeitslosigkeit verantwortlich.
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Rom: Kommunisten in der neuen
Stadtregierung
Der wiedergewählte Bürgermeister von
Rom, Francesco Rutelli von den Grünen,
hat zwei Kommunisten in seine neue
Stadtregierung berufen.

Damit werde das entschiedene Enga-
gement der Rifondazione Comunista in
der Wahlkampagne sowie ihr Einsatz für
die Interessen der Bürger der Hauptstadt
anerkannt,betonte Rutelli.Rutelli errang
mit 60 Prozent am 16.Oktober dieses Jah-
res einen großen Sieg, zu dem die Partei
der Kommunisten mit 8,8 Prozent beige-
tragen hatte.

Die beiden Kommunisten besetzen die
Assessorate für Wohnungsbau und Ar-
beitsbeschaffung sowie für Gesundheits-
wesen, Ressorts, in denen sie sich in über
20jähriger Tätigkeit große Kompetenz
erwarben. Die Sekretärin der römischen
RC, Patricia Sentinelli, bezeichnete die
Berufung der beiden Kommunisten als
großen Schritt einer linken Orientierung
in Rom.

Von einer kritischen Bestandsaufnah-
me der jüngsten Wahlergebnisse geprägt
war die jüngste Tagung des politischen
Führungsgremiums der Partei der italie-
nischen Kommunisten (Rifondazione Co-
munista – PRC) am 22. und 23. Novem-
ber.

Der Parteivorsitzende Armando Cos-
suta verwies in einer Rede darauf,daß die
Ergebnisse der jüngsten Teil-Kommunal-
wahlen in mehreren italienischen Städ-
ten für die PRC „sehr schlecht“ gewesen
seien.

Währenddessen habe die regierende
„Mitte-Links-Koalition“ des „Oliven-
baums“, die im Parlament von den kom-
munistischen Abgeordneten unterstützt
wurde, einen großen Wahlerfolg zu ver-
zeichnen gehabt.

Studentenproteste gegen die 
Bildungspolitik auch in Italien
Auch in Italien protestieren die Studen-
ten gegen die unzureichende Bereitstel-
lung bzw. Kürzung von öffentlichen Mit-
teln für die Hochschulen.Am 22. Novem-
ber fand eine Demonstration mit rund
20000 Teilnehmern in Rom statt, um von
der italienischen „Mitte-Links-Regie-
rung“ eine Änderung der vorgesehenen
Etatplanung für den Haushalt 1998 zu-
gunsten des Bildungswesens zu fordern.
Rund 50 Busse hatten Abordnungen von
allen Hochschulen des Landes in die
Hauptstadt gebracht.

Die Demonstration war von dem
linksorientierten „Rete“ (Allgemeiner
Studentenverband), dem Verband der
Hochschulbeschäftigten und der Vereini-
gung junger Künstler organisiert wor-
den.

Mexikanische Frauen zur Sklaven-
arbeit nach Israel verschleppt
Mexikanische Frauen sind von Schlep-
pern für jeweils 5 000 US-Dollar als
Hausmädchen nach Israel verkauft wor-
den, wo sie in sklavenähnlichen Verhält-
nissen arbeiten mußten.

Offiziellen Angaben zufolge haben
mexikanische Diplomaten in Israel be-
reits sechs junge Frauen,die von ihren Ar-
beitgebern mißhandelt, diskriminiert
und eingesperrt worden waren, befreit
und in ihr Heimatland zurückgeschickt.

Die Frauen seien unter falschen Ver-
sprechungen nach Israel gelockt worden,
erklärten die mexikanischen Behörden.
Es bestehe der dringende Verdacht, daß
dort noch weitere Mexikanerinnen auf
diese Weise ausgebeutet würden. Gegen
mehrere mutmaßliche Menschenhändler
werde bereits ermittelt.

Australien: Internationale
Solidarität verhindert Streik-
brechereinsatz
In einer australischen Armeezeitung er-
schien vor einigen Wochen eine Anzeige,
die hochbezahlte Ausbildung und Arbeit
im Hafenbereich anbot. Die Ausbildung
sollte im Emirat Dubai stattfinden.

Teilnehmer dieser Ausbildung wand-
ten sich aber an die „Maritime Union of
Australia“ (MUA), und die enthüllte nun,
um was es bei dieser Ausbildung ging.
„Wir sollten als Streikbrecher und Ge-
werkschaftszerstörer eingesetzt werden.
Nach unserem Training in Dubai sollten
wir in Australien, ganz geheim, weitere
Leute ausbilden.“ Eine parlamentari-
sche Anfrage der Labour-Party brachte
den Skandal ans Licht.Es stellte sich her-
aus, das australische Kapitalisten hinter
der Sache stecken.

Die MUA wandte sich darauf an die
„International Transport Workers Fede-
ration“ in London. Eine internationale
Versammlung von Hafenarbeitern wurde
daraufhin in London zusammengerufen.
Von da aus ging eine Warnung an die Emi-
rate: Stopp der Ausbildung der Streik-
brecher und deren Ausweisung, oder es
wird ein Boykott aller Schiffe ausgeru-
fen. Die Regierungen der Emirate rea-
gierten sofort und wiesen die zukünfti-
gen Streikbrecher aus.

Südkorea: Schlechtes Wahlergebnis
für linken Gewerkschafter
Nur 1,2% der Stimmen erhielt der Vor-
sitzende der südkoreanischen Gewerk-
schaft KCTU Kwan Young Gil bei den
Präsidentschaftswahlen (siehe Politische
Berichte Nr. 24/97).

Kwan Young Gil war von einem Bünd-
nis mit dem Namen „Allianz für Demo-
kratie und Wiedervereinigung“ aufge-
stellt worden. Deren Hauptforderungen
waren: Auflösung der Wirtschaftskonglo-
merate (Chaebols), eine Ende der Re-
pression gegen die demokratischen Be-
wegungen und Wiedervereinigung mit
Nordkorea.

Die 306000 Stimmen war das unterste
was erwartet wurde. Nicht einmal die
600000 Gewerkschaftsmitglieder  stimm-
ten für Kwan.

Aus dem Wahlkampfstab von Kwan
heißt es dazu,daß dies ein Zeichen für den
Ökonomismus der Arbeiter sei. Sie wür-
den zwar militant für die Durchsetzung
ihrer Interessen kämpfen, hätten aber
wenig politisches Bewußtsein. Eine star-
ke linke Partei wäre darum um so nöti-
ger. Das Bündnis will jetzt an dieser Auf-
gabe weiterarbeiten.

Im Januar und Februar soll es wieder
einen Generalstreik gegen die Auflagen
des Internationalen Währungsfonds ge-
ben,der für die Gewährung eines 60 Mrd.
Dollar Kreditpakets an Südkorea einen
umfassenden Abbau von Arbeiterschutz-
rechten fordert.

(Zusammenstellung: hav)

Italienischen Milchbauern demonstrieren in Venedig auf dem Canale Grande ge-
gen die Quotenregelung für Milch der Europäischen Union. Gleichzeitig wur-
den von anderen Bauern die Zufahrtsstraßen nach Rom blockiert.
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Antrag kritischer Aktionäre des RWE
findet Unterstützung
ESSEN. Immerhin 16% aller Stimmen er-
hielt auf der Hauptversammlung des
RWE am 11.12.1998 ein Antrag des Krei-
ses Mettmann, der den RWE zur kosten-
deckenden Vergütung für Solar- und
Wind-Strom durch den RWE verpflich-
ten wollte. Damit soll ein Beitrag zum
Klimaschutz geleistet werden. Der An-
trag geht auf eine Initiative der Kriti-
schen Aktionäre zurück, an deren Aktion
vor der Hauptversammlung sich dieses
Jahr nur wenige beteiligten. Neben dem
Kreis Mettmann gaben sieben weitere
kommunale Aktionäre ihre Mehrfach-
stimmrechte für den Antrag ab, u.a. der
Kreis Aachen, der Landschaftsverband
Rheinland, Siegen, Mülheim und Glad-
beck. Sicherlich für das RWE noch ein
Grund mehr, das kommunale Mehrheits-
stimmrecht auszuhebeln. – Der Konzern-
gewinn stieg wieder kräftig von 831 Mio.
DM auf 889 Mio. syb

Rechte Kundgebung in Frankfurt/M.
FRANKFURT/MAIN. Der FPÖ-nahe „Bund
Freier Bürger“ (BFB) um den ehemaligen
FDP-Funktionär Manfred Brunner will
am 14. März 1998 eine Großkundgebung
vor der Frankfurter Paulskirche durch-
führen. Die aus Anlaß des 150. Jahresta-
ges der bürgerlichen Revolution von 1848
durchgeführte Kundgebung soll unter
dem Motto „Wir sind das Volk“ stattfin-
den. Als Redner auftreten sollen neben
dem BFB-Vorsitzenden Brunner auch der
hessische Landtagsabgeordnete Heiner
Kappel und der stellvertretende Vorsit-
zende des BFB, Bernd-Thomas Ramb.
Letzterer ist zugleich Autor in der Berli-
ner Wochenzeitung „Junge Freiheit“.
Nach einem Demonstrationszug zum Sitz
der Deutschen Bundesbank soll nach ei-
ner kurzen Kundgebung ein Staffellauf

nach Bonn beginnen, der am 16. März am
Präsidialflügel des Deutschen Bundesta-
ges eintreffen soll. Dort sollen Bundes-
tagspräsidentin Rita Süßmuth über
200000 Unterschriften für eine Volksab-
stimmung über die Einführung des Euro
übergeben werden. hma

Keine Instrumentalisierung von
TaxifahrerInnen für die rassistische
Politik deutscher Behörden!
HAMBURG. Im März 97 wurden zwei Ta-
xifahrer aus der sächsischen Grenzstadt
Zittau vom örtlichen Amtsgericht zu
Haftstrafen von jeweils mehr als einem
Jahr verurteilt. Ohne daß ihnen eine kon-
krete Straftat nachgewiesen wird, lautet
der Vorwurf des Gerichts, sie hätten
„Ausländer eingeschleust“, weil sie –
wissentlich oder nicht, das sei dahinge-
stellt – sogenannte „illegal Eingereiste“
befördert hätten. Obwohl die betreffen-
den Fahrten ohne Grenzüberschreitung
vonstatten gingen, sei von den Taxifah-
rern zu erwarten, daß sie Grenzgänge-
rInnen an ihrem Aussehen erkennen. Im
Landkreis anzutreffende „Ausländer“
verfügten nicht über das Einkommen,
sich eine Taxifahrt leisten zu können.

In diesem Zusammenhang versucht
der Bundesgrenzschutz, das Taxenge-
werbe in seine Tätigkeiten einzubinden.
Im „Taxi-Journal“ (8/97) für die Region
Halle-Leipzig wird gefordert: „Nehmen
Sie keine offensichtlich illegal eingerei-
sten Personen im Taxi mit.“ Den örtlichen
TaxifahrerInnen wird ein spezielles Co-
dewort zur Verfügung gestellt,mit dem sie
sich im Zweifel bemerkbar machen sol-
len, um die Identität „fraglicher Perso-
nen“ überprüfen zu lassen … Durch die-
ses skandalöse Vorgehen verlieren Men-
schen im Raum Zittau mit vermeintlich
nicht „deutschem Aussehen“ ihr unein-
geschränktes Recht auf Beförderung.
EinwanderInnen laufen Gefahr aus ei-

nem Taxi heraus im nächsten Abschiebe-
knast zu verschwinden, um dann mittels
unerträglicher Prozeduren des Landes
verwiesen zu werden.TaxifahrerInnen in
der Region werden unter Androhung von
Haftstrafen genötigt, Fahrgäste mit
„fremdländischem Erscheinungsbild“
bei deutschen Behörden zu denunzieren.
„Wir lassen uns nicht zwingen, an der
Ausgrenzung, Kriminalisierung und Ver-
folgung unserer Mitmenschen teilzuneh-
men.“ So läßt sich die Meinung der Ham-
burger Generalversammlung von »das
taxi« wiedergeben. Die GenossInnen des
Taxirufs verabschiedeten einstimmig ei-
ne Resolution … Im Text heißt es: „Wir
weigern uns ausdrücklich, zur Denun-
ziation illegalisierter Menschen beizu-
tragen.Wir lassen uns nicht zu Handlan-
gern einer rassistischen Politik machen.“
Zu den Vorgängen in Zittau erklären Ma-
rio Menzerolf und Jo Ferschen vom Vor-
stand der »das taxi« e.G.: „… Es gilt zu
verhindern, daß das Unrecht von Zittau
als neue bundesdeutsche Rechtsauffas-
sung etabliert wird. Die Genossenschaft
»das taxi« wird sich weder durch die
Androhung von Haftstrafen noch durch
anderweitige staatliche Schikane zur
Hilfsexekutive umgestalten lassen.
Gemäß unserem allgemeinen Beförde-
rungsauftrag werden wir weiterhin jede
Tour ausführen, und zwar unabhängig
davon, ob der betreffende Fahrgast sich
legal oder illegal in Hamburg aufhält.“

Am 16. Dez. findet im Landgericht
Görlitz das erste Berufungsverfahren zu
den Zittauer Urteilen statt. Aus diesem
Grunde ruft »das taxi« gemeinsam mit
der „Kreuzberger Taxigenossenschaft“
für diesen Tag zu einem Taxenkonvoi
nach Görlitz auf. Das Motto wird heißen:
„Kein Mensch ist illegal! Offene Grenzen,
Bleiberecht für alle!“

Jo Ferschen und Mario Menzerolf
Vorstand »das taxi« e.G.

(gekürzt; Quelle CL-Netz)

Schweinfurt. Mitglieder des Ausländerbeirats, Kinder, Eltern
und BetreuerInnen des Kindergartens Dreieinigkeit, Künst-
lerInnen, Träger der Freien Kultur, das Schweinfurter Frau-
enplenum und Delegationen gewerkschafticher und sozialer
Institutionen und Verbände protestierten am 2. Dezember vor
dem Stadtrat gegen die massiven Kürzungen im Sozial- und

Kulturbereich. Die CSU-Fraktion setzte sie durch, stimmte
den SPD-Antrag auf Erhöhung der Gewerbesteuern nieder
und kommentierte die SPD-Änderungsvorschläge, die auf so-
zial ausgewogenere Kürzungen abzielten höhnisch als „Ge-
mischtwarenladen“, „unernst“ und „völlig deplaziert“.

nachrichten&Standpunkte Schweinfurt
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Neue rechte Partei

Kappel (Ex-FDP) 
gründete „Offensive“
nach rechts 
KIRCHHEIM. Etwa 200 bis 300 Anhänger
des kürzlich aus der FDP ausgetretenen
hessischen Landtagsabgeordneten Hei-
ner Kappel haben bei Kirchheim die „Of-
fensive für Deutschland“ gegründet. Ur-
sprünglich sollte das Treffen auf der
Wartburg stattfinden. Kappel wurde je-
doch vom Geschäftsführer der landesei-
genen Wirtschaftsbetriebe der Zugang
zum dortigen Hotel verweigert. Außer-
dem hatten im nahen Eisenach die Grup-
pe „GewerkschafterInnen gegen Rassis-
mus und Faschismus“ zu einer Gegende-
monstration aufgerufen. Kappel und sei-
ne Anhänger mußten daraufhin in eine
Autobahnraststätte in der Nähe des hes-
sischen Ortes Kirchheim ausweichen.
Dort fanden sich neben den Anhängern
der „Liberalen Offensive in der FDP“,
dessen Sprecher Kappel bisher war, auch
bekannte CDU-Mitglieder ein, wie z.B.
die ehemalige Landesvorsitzende der
CDU in Brandenburg, Carola Hartfelder
(MdL), der brandenburgische CDU-MdL
Klaus Hässler, der Vorsitzende des
„Christlich-Konservativen Deutsch-
landforums“ in NRW, Christian Otte aus
Kaarst, und der ehemalige CDU-MdL
Heiner Hofsommer aus Hessen.

Hofsommer eröffnete denn auch die
Versammlung, auf der selbst die konser-
vative Zeitung „Die Welt“ zahlreiche Trä-
ger der Mitgliedsnadel des „Lions Club“
ausmachen konnte. Neben dem ehemali-
gen ÖDP-Funktionär und Gruhl-Mit-
streiter Baldur Springmann referierte
der Hamburger CDU-Mann Heiko Peters
über sein Lieblingsthema, die Rückgabe
der Vermögenswerte, die in der damali-
gen sowjetischen Besatzungszone enteig-
net wurden.

Die neue Partei, deren Namen noch
nicht feststeht, will, so Kappel, „frustier-
te Nichtwähler aus der Nische in die po-
litische Gesellschaft zurückholen“ und
„dringend nötige gesellschaftliche und
politische Korrekturen in Deutschland“
vornehmen. Dazu gehören neben der Ab-
lehnung der Einführung des „Euro“ auch
ein weiterer Abbau sozialer Grundrech-
te und massive Eingriffe in das Bil-
dungssystem. Auch andere Ressenti-
ments werden bedient. Dazu gehört auch
die Forderung nach einem weiteren Ab-
bau des ohnehin schon zur Fassade mu-
tierten Grundrechtes auf Asyl, um den
angeblich „enormen Zustrom an Auslän-
dern,die für den deutschen Arbeitsmarkt
nicht qualifiziert sind“, zu stoppen, so
Kappel.

Die eigentliche Gründung der neuen
„freiheitlich-konservativen Partei“, die
„auf jeden Fall“ zur Bundestagswahl
1998 antreten will, soll erst am 25. Janu-
ar in Berlin stattfinden. Dann wollen

Kappels „Offensive“ und der „Bund Frei-
er Bürger“ (BFB) um den ebenfalls aus
der FDP ausgetretenen Manfred Brunner
fusionieren. Ort und Zeitpunkt sind ge-
schickt gewählt, denn einen Tag zuvor
will Kappels Berliner Kreis um den ehe-
maligen Generalbundesanwalt Alexan-
der von Stahl noch einmal einen Versuch
starten,den Berliner Landesvorsitz zu er-
obern. Mögliche weitere Bündnispartner
sind die „Deutsche Soziale Union“
(DSU), die ihren Schwerpunkt im Osten
der Republik hat,und die „Deutsche Par-
tei“. Von den sogenannten „Republika-
nern“, der DVU und der NPD distanziert
man sich (derzeit noch). Angst scheint
Kappel aber auch vor so mancher Äuße-
rung seiner eigenen Mitstreiter zu haben,
denn diese wurden schon vorab von ihm
ermahnt, darüber „nachzudenken, daß
wir sehr seriös reden, das ist wichtig“
(FAZ, 15.12.97).

hma

Flughafenerweiterung

Waldspaziergänge 
wieder in Mode
FRANKFURT. Inzwischen sind sie sich
einig: der Flughafen muß wachsen.
Lufthansa AG, BARIG (Vereinigung
der in Deutschland tätigen Fluglini-
en), CDU und IHK Frankfurt for-
dern einen Ausbau des Frankfurter
Flughafens, auch über den Zaun
hinaus. Die Grünen sind noch ent-
schlossen dagegen, und die SPD er-
innert sich an ihre Zusage, daß der
Flughafen nicht über den Zaun hin-
aus wachsen wird.

Keiner der Ausbaubefürworter
hat sich bisher dazu geäußert, wo
diese neue Start-Lande-Bahn ge-
baut werden soll. Das hat mehrere Grün-
de: Es wird mit der öffentlichen Diskus-
sion erstmal die Schmerzgrenze ausgete-
stet – also was politisch durchsetzbar ist
– und wie stark der Protest dagegen sein
könnte. Zur Not kann man dann immer
noch ein kleineres Übel aus dem Ärmel
schütteln. Zweitens wird geprüft, wie
verbindlich die Koalitionsvereinbarung
von SPD und Grünen ist. Der standhafte
Kampf und die breite Solidarisierung ge-
gen die Startbahn West hat trotz des Baus
der Startbahn zu einem starken Image-
Verlust der Flughafen AG geführt. Und
selbst nach 15 Jahren erinnert man sich
auf beiden Seiten noch gut daran.

Die wahren Pläne hervorgezaubert

Die BI zauberte denn auch eine vierte
Variante aus dem Hut der Flughafen-
Ausbauer: eine dritte Landebahn inner-
halb des Zauns, mit 2,5 km Länge für
kleinere Flugzeuge,zwischen Landebahn
2 und Cargo City. Diese Variante böte nur
Vorteile für die Wachstumsbefürworter:
 Der Ausbau könnte aufgrund bestehen-

der Rechtsgrundlagen erfolgen, es wäre
kein Genehmigungsverfahren nötig.

 Die Landebahn 2 muß demnächst re-
pariert werden. In dieser Zeit könnte der
Flugverkehr reibungslos abgewickelt
werden, stünde die dritte Bahn als Ersatz
zur Verfügung.
 Zur Zeit können die beiden bestehen-

den Landebahnen nur abwechselnd ge-
nutzt werden, da der Abstand voneinan-
der nur 518 m beträgt statt vorge-
schriebener 1200 m.Die neue Landebahn
wäre von der ersten 850 m entfernt, und
die BI befürchtet, mit einer Sonderge-
nehmigung würden die erste und die drit-
te Landebahn dann gleichzeitig benutzt
werden, zumal die Aufsetzpunkte der
Flugzeuge versetzt und damit eine un-
terschiedliche Anflughöhe gewährleistet
wäre. Das erhöhte Landeaufkommen
würde natürlich auch den Fluglärm – zu-
mindest östlich des Flughafens – erheb-
lich ausweiten.Aber dieses Problem wird
von den Verantwortlichen immer wieder
verniedlicht mit dem Hinweis, die Flug-

zeuge würden ja immer leiser. Aber es
werden immer mehr!
 Es müßte kein Wald gerodet werden.

Nur einige leerstehende Gebäude wären
im Weg. Und, ganz wichtig,
 der Bauplatz läge innerhalb des Zauns,

also nicht öffentlich zugänglich. Man
bräuchte kaum mit einer Besetzung oder
ähnlichen Aktionen zu rechnen.

Die BI hält diese Variante für die wahr-
scheinlichste und hat deshalb schon über
den möglichen Widerstand nachgedacht.
Die wichtigste Forderung ist:

Eine Obergrenze für Flugbewegungen
muß festgelegt werden!

Nur wenn die Anzahl der Starts und
Landungen am Tag und in der Nacht ver-
bindlich festgelegt und eingehalten wer-
den, ist für die Menschen in dieser Regi-
on ein erträgliches Verbleiben möglich.

Die BI gegen die Flughafenerweite-
rung wird sich jetzt wieder regelmäßig
treffen und hofft auf steigende
Mitstreiterzahlen.
Jeden 3. Donnerstag im Monat
in der Stadthalle Walldorf

Aus Frankfurter Info, gekürzt
ie
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Aktionstag der BezirkschülerInnen-

vertretung in Köln

Bildungsklau
– Nein Danke!
KÖLN. Am 16. Dezember wurde von der
BezirksschülerInnenvertretung (BSV)
ein Aktionstag gegen die derzeitige Bil-
dungsmisere organisiert. Insgesamt be-
teiligten sich ca. 10000 bis 15000 Schüle-
rInnen an den Protesten. In ganz NRW
fanden zahlreiche Demonstration statt
(Bild: Essen).

Fehlende Lehrkräfte und damit ver-
bundener Stundenausfall, veraltete
Lehrmethoden und veraltetes Lehrmate-
rial, überfüllte und abrißreife Bildungs-
einrichtungen, fehlende Mitbestimmung,
die Schulen zu demokratiefreien Inseln
macht, Einschränkung von Wahlmög-
lichkeiten in der Sekundarstufe II und
die durch die verfehlte Bildungspolitik
erreichte Elitebildung nahmen viele
SchülerInnen zum Anlaß, um zu zeigen,
daß es so in der Bildungspolitik nicht
weitergehen kann.

So wurde im Gymnasium Köln-Pesch
die Schule abgeriegelt und eine Aufnah-
me des Lehrbetriebs wurde verhindert.
Die gesamte Schülerschaft versammelte
sich daraufhin vor dem Gelände und bil-
dete eine Menschenkette um den Schul-
hof. Am Humboldt-Gymnasium wurde
die Bildung zu Grabe getragen und dar-

aufhin spontan das Treppenhaus besetzt
und durch Sitzstreiks blockiert. Des wei-
tern wurden am Herder- und am Hölder-
lingymnasium Geld „einkassiert“, um
auf die problematische Situation hinzu-
weisen. Geld wurde auch im Georg-
Büchner-Gymnasium kassiert, nachdem
dort 500 Schüler auf die Straße gegangen
waren. Durch streikende SchülerInnen,
die das Foyer des Heinrich-Mann-Gym-
nasiums besetzten und in Reden und
Flugblättern über das Problem infor-
mierten, wurde auch dort der Unterricht
verhindert. Auch an weiteren Schulen
fanden Proteste statt.

Auch wenn die Aktionsformen ver-
schieden waren, die Forderungen waren
doch überall gleich: sofortige Einstellung
neuer, junger Lehrkräfte, entschiedene
Verbesserung der inhaltlichen Qualität
des Unterrichts durch den Einsatz mo-
derner Lehrmethoden und Materialien,
dringender Neubau und Sanierung be-
stehender Schulen, mehr Mitbestim-

mungsmöglichkeiten für SchülerInnen
und größere Transparenz der schulinter-
nen Entscheidungen, mehr soziale Ge-
rechtigkeit an Schulen durch unbeding-
te Schaffung von Chancengleichheit und
eine Erhöhung des inhaltlichen Angebo-
tes und der Wahlmöglichkeiten für Schü-
lerInnen aller Stufen.

Bewegt Euch, damit sich was bewegt
in diesem Land, war die Aufforderung an
die Schüler, denn die Politik verarscht
uns schon seit Jahren und will uns auch
weiterhin für dumm verkaufen. Deshalb
wird dies auch nicht die letzte Aktion ge-
wesen sein, wir werden uns weiter gegen
verfehlte Bildungspolitik wehren,beson-
ders im Rahmen der landesweiten Demo
am 29. Januar in Köln. m.v.

„Krankenhausnot-
opfer“ stößt auf immer
mehr Widerstand
ESSEN. Die Protestanrufe beim DGB und
den Einzelgewerkschaften reißen nicht
ab. Anlaß ist die Zahlungsaufforderung
der gesetzlichen Krankenkassen an ihre
Mitglieder, mit 20 DM die Renovierung
der Krankenhäuser zu bezahlen. Der
DGB unterstützt diesen Widerstand und
bereitet derzeit Musterprozesse gegen
das „Krankenhausnotopfer“ vor.

Mit der Entscheidung hat die Bundes-
regierung den Krankenkassen einen
Bärendienst erwiesen, so der DGB Mül-
heim-Essen-Oberhausen. Deshalb sind
sie über diesen „Inkassoauftrag“ von
Bundesgesundheitsminister Seehofer
(CSU) alles andere als begeistert. DGB-

Kreisvorsitzender Eckart Löser: „Der
Verwaltungsaufwand hierfür frißt einen
großen Teil der Summe wieder auf. Der
Verband der Angestelltenkrankenkassen
(VdAK) hat errechnet, daß jede einzelne
Forderung bereits einen Betrag von 12
DM an Verwaltungskosten verursacht.“

Deshalb hätten die Spitzenverbände
der Krankenkassen dem Gesundheitsmi-
nister auch angeboten, die Investitions-
kosten für die Krankenhäuser selbst zu
übernehmen. Das aber wollte diese Bun-
desregierung nicht. „Es sollen wieder
einmal nur die Versicherten herangezo-
gen werden, und nicht die Arbeitgeber,“
ärgert sich Eckart Löser.Außerdem sei es
ungerecht, daß der Betrag unabhängig
vom Einkommen für alle in gleicher Höhe
zu zahlen ist. Auch wer nie ein Kranken-
haus in Anspruch nimmt, wird zur Kas-
se gebeten.

Der DGB will deshalb bis zum Bun-
desverfassungsgericht gehen, wenn es
sein muß. Für die Gewerkschaftsmitglie-
der halten die DGB-Gewerkschaften
Formulare bereit, mit denen die Versi-
cherten Widerspruch einlegen können.
Das hebt allerdings die Zahlungsver-
pflichtung nicht auf. Die Versicherten
müssen zwar erst bei einer Forderung von
mehr als 50 DM mit einem Voll-
streckungsbefehl rechnen. Diese Summe
kann jedoch bereits 1998 durch Verwal-
tungskosten und Mahngebühren über-
schritten werden.

Auch wenn es kaum vorstellbar ist,daß
nach einer gewonnenen Musterklage die
Versicherten den Betrag nicht zurücker-
hielten, empfiehlt der DGB sicherheits-
halber, die Zahlung zu leisten und Wi-
derspruch einzulegen.

Nach: Pressemitteilung des
DGB vom 11.12.1997

MÜNCHEN. Gegen die „düstere Ausbildungsplatzsituation“ protestierten am 19. De-
zember Jugendliche der Deutschen Post Gewerkschaft, nachdem sich während der
Uni-Streiks an den Tagen zuvor Studierende mit großen Demonstrationen vor dem
Bayer. Landtag und vor dem Bundestag in Bonn gegen die schlechten Ausbildungs-
bedingungen gewehrt hatten. „Studis + Arbeiter - gemeinsam gegen Sozialabbau“
lautete das Transparent der Azubis, vor sich hatten sie aus Grablichtern ihre Be-
fürchtungen dargestellt: „Bildung - Aus?“. Sie fordern eine Ausbildungsplatzabga-
be zur Finanzierung ausreichender Lehrstellen.Der DGB hat errechnet,daß dadurch
bundesweit rund 200000 zusätzliche Lehrstellen geschaffen werden könnten. baf
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Bayerischer Flüchtlingsrat fordert
Aussetzung des Rückführungsabkommens

Massenabschiebungen
von Kosova-Albanern
MÜNCHEN. Der unglaubliche Fall des Ko-
sova-Albaners aus Kempten, dessen Ver-
such, freiwillig aus Deutschland ausrei-
sen zu wollen, in Abschiebehaft endete,
für den vier gescheiterte Abschiebever-
suche zu Buche stehen und der nun we-
gen behördlich verursachten „illegalen
Aufenthaltes“ vor Gericht steht, ist nach
den Erfahrungen des Bayerischen
Flüchtlingsrates tatsächlich kein Einzel-
fall – er spiegelt vielmehr den Alltag in
bayerischen Ausländerbehörden wider,
der gerade die kosova-albanischen
Flüchtlinge seit Monaten in Angst und
Schrecken versetzt.

Hintergrund dieses Vorgehens sind die
strikten Anweisungen des bayerischen
Innenministeriums an die Ausländer-
behörde in bezug auf die Umsetzung des
deutsch-jugoslawischen Rückführungs-
abkommens. Die Behörden müßten, wie
der Leiter der Ausländerbehörde Altöt-
ting gegenüber dem Bayerischen Flücht-
lingsrat erklärte, schließlich „Vollzug ge-
genüber dem Innenministerium mel-
den“, wenn das Rückführungsgesuch der
deutschen Behörde aus Belgrad positiv
beschieden worden sei. Die Fälle mehren
sich, in denen dies für Familienväter der
Fall ist, für Mütter und Kinder jedoch
keine Rückführungserlaubnis erteilt
wird.

Am Mittwoch, den 3.12.97, führte das
bayerische Innenministerium erneut eine
Massenabschiebung in die Krisenregion
durch: Das dafür bereitstehende Flug-
zeug der staatlich-jugoslawischen Flug-
gesellschaft JAT startete in Richtung
Prishtina (Kosova). Unter den Flüchtlin-
gen befand sich u.a.ein Familienvater,der
am Montag bei seiner Vorsprache auf der
Ausländerbehörde Mindelheim (Kreis
Unterallgäu) verhaftet und in Abschie-
behaft genommen wurde. Seiner Frau
und den drei Kindern wurden von den
serbischen Behörden die Heimreisedoku-
mente verweigert. Da das hier geborene
und jüngste der drei Kinder,weder die ju-
goslawische Staatsbürgerschaft noch Pa-
piere besitzt, ist eine „nur vorübergehen-
de Familientrennung“, auf die man sich
in ähnlich gelagerten Fällen beruft, von
vorne herein ausgeschlossen.

Der Sprecher des Bayerischen Flücht-
lingsrates, Michael Stenger, erklärte da-
zu: „Wir werden bayernweit mit Fällen
rigoroser Familientrennungen konfron-
tiert,die nicht nur menschliche Lösungen
oder Ermessungsspielräume vermissen
lassen, sondern die Rechtsstaatlichkeit
zur Disposition stellen. Der im Grundge-
setz verbriefte Schutz von Ehe und Fa-
milie wird von der christlich-sozialen

bayerischen Landesregierung sträflich
mißachtet. Wir fordern Innenminister
Günther Beckstein auf, diese rüden Vor-
gehensweisen einzustellen.“

Auch eine freiwillige Ausreise nach
Restjugoslawien ist aus Bayern mittler-
weile weitgehend unmöglich.Die Flücht-
linge werden sogar bei selbständigem
Vorlegen eines Tickets gezwungen, bei
den Ausländerbehörden 900,- DM für den
„freiwilligen Rückflug“ zu hinterlegen,
mit denen dann die Massenabschiebun-
gen durch die jugoslawische Fluglinie
JAT finanziert werden. Stenger: „Dies ist
nichts anderes als ein Kopfgeld für jeden
abgeschobenen Flüchtling. Die Verant-
wortungslosigkeit der deutschen und ins-
besondere der bayerischen Politik ist hier
ebenso augenscheinlich wie das systema-
tische Verschweigen der Folgen der Ab-
schiebungen nach Kosova: Zahlreiche
und offenkundige Mißhandlungen der
RückkehrerInnen.“ Der Bayerische
Flüchtlingsrat fordert deshalb die sofor-
tige Aussetzung des Rückführungsab-
kommens.

Nach PE, Michael Stenger,
Flüchtlingsrat

Am 27.11. nahm Innenminister Beck-
stein (hier prahlt er mit seiner Asylpo-
litik) an der Landessynode der ev. luth
Kirche Bayerns in Schweinfurt teil.
Dort übergaben ihm Mitglieder des
„Ökumenischen Begegnungskreises
deutsche Frauen – Flüchtlingsfrauen“
und der BA „Solidarität statt Rassis-
mus“ eine Protestresolution gegen die
bayerische Abschiebepolitik. In der Dis-
kussion reagierte Beckstein mit platten
Stammtischparolen.

Auseinandersetzung über die Kandidatur

eines Mitarbeiters des MfS

Die PDS und ihre 
Sünden
Zur Sachlage: Dieter Kollwig, parteilos, tätig
als kommunaler Vertreter für die PDS in sei-
nem Heimatort Wefensleben, Bördekreis
Oschersleben, Sachsen-Anhalt, wurde von
der Wahlvertreterversammlung als Kandidat
für den Landtag, der im April 1998 gewählt
wird, aufgestellt. Kollwig war Mitarbeiter des
MfS, Offizier in einer Paßkontrollstelle und
ebenfalls für Terrorabwehr zuständig.

Kollwig hat in seiner jetzigen politischen
Tätigkeit nie verschwiegen, Mitarbeiter
des MfS gewesen zu sein. Kollwig besitzt
das Vertrauen seiner Wähler,setzt sich vor
Ort für ihre Interessen ein, trat aus der
PDS aus, um die Partei durch seine Zu-
gehörigkeit zum MfS nicht zu belasten.

Nun, nachdem er als Kandidat für den
Landtag nominiert wurde, wird er aber
offenbar zur Last. In einer Erklärung der
Kreisvorsitzenden der PDS des LV Sach-
sen-Anhalt werden die „Vorbehalte ge-
gen einen Kandidaten geteilt, der nicht
offen die Positionen der PDS zur kriti-
schen Auseinandersetzung mit der SED-
Vergangenheit und auch nicht den anti-
stalinistischen Gründungskonsens ver-
tritt“. Kollwig habe – so wird zu seiner
Stellungnahme bei der Kandidatenwahl
gemeldet – kein dunkles Gefühl, wenn er
an seine Vergangenheit denkt. Kollwig
wurde aufgefordert, seine Kandidatur zu
überdenken und sie zurückzuziehen, was
nun geschehen ist. Lothar Bisky erklär-
te,er habe die Entscheidung Kollwigs mit
Respekt zur Kenntnis genommen.

Inzwischen schlagen die Wogen der
Aufregung in der PDS Sachsen-Anhalt
noch höher. Denn Friedrich Raabe, IM
und Landtagsabgeordneter der PDS von
1990–1994, ist Direktkandidat im Kreis
Schönebeck. Roland Claus, bis vor kurz-
em Landesvorsitzender, erklärte in der
Volksstimme,daß die Kandidatur Raabes
keine Werbung für die PDS sei.

Holt die Geschichte die PDS wieder
ein oder hat alles etwas mit der Art und
Weise des Umgangs mit der Geschichte
und der Situation in der PDS zu tun?

Kollwigs Erklärungen zu seiner Ver-
gangenheit sind unscharf, auch unscharf
wiedergegeben. Wenn er sagt, er habe
kein dunkles Gefühl,Mitarbeiter des MfS
gewesen zu sein, so bezieht er das offen-
sichtlich ganz direkt auf seine Person. Es
mag sein, daß er persönlich niemandem
geschadet hat. Das kann aber nicht alles
sein.Denn es geht um den kritischen Um-
gang mit unserer gesamten Geschichte.
Selbst wenn der einzelne nicht in Men-
schenrechtsverletzungen oder Handlun-
gen, die anderen geschadet haben, invol-
viert war,kann die Vergangenheit nur mit
linken Kriterien beurteilt werden. Das
gerade setzt persönlich kritisches Heran-
gehen voraus, da sich niemand um die
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mitgetragene gesellschaftliche Verant-
wortung drücken kann. Vieles gibt es,
wofür Beteiligte des realen Sozialismus
und des MfS sich schämen müssen. Der
Anspruch,den sich der Sozialismus stell-
te, wurde nicht erfüllt. Niemand kann
sich dieser Verantwortung entziehen.

Nun allerdings scheint diese Seite der
Geschichtsbetrachtung nicht nur eine
Schwierigkeit für ehemalige Mitarbeiter
des MfS zu sein.Wenn in einer Erklärung
junger Funktionsträger der PDS zur Sa-
che Kollwig gefordert wird, „der histori-
schen Verantwortung der PDS gerecht zu
werden,und die Konsequenzen daraus zu
ziehen“, wird a priori angenommen, daß
seine Haltung aus „rückwärtsgerichteten
Denken“ entstanden sei. Und das erin-
nert stark an die Auseinandersetzung im
gleichen Landesverband, in dem die Sa-
che Kittler bis heute unausgegoren ist.
Erinnerlich ist noch,daß das Mitglied des
Landtages,Matthias Gärtner,damals da-
von sprach, daß „die Ratten wieder aus
ihren Löchern kriechen“.Der stellvertre-
tende PDS-Landesvorsitzende Frank
Baier bezeichnete Leute wie Kollwig als
„Gruftis“, die wieder Terrain gewinnen
wollen. Beides ist Stigmatisierung und
zeugt von wenig kulturvollem Umgang
mit anderen Genossen und innerhalb der
PDS. Ausgeblendet bleibt die Überle-
gung, daß Menschen fähig sind, zu lernen
und sich Vergangenes kritisch neu anzu-
eignen. Gärtner nennt Kollwig in einem
Interview der Jungen Welt vom 6.12.
„Herr“ und will damit offensichtlich sei-
ne Distanz zeigen, die er zu diesem Wahl-
kandidaten der PDS hat. Er sei dagegen,
daß „Ex-Stasis im Parlament einen Ver-
treter brauchen … Die PDS kämpft für
PDS-Politik und nicht in allererster Li-
nie für Ex-Stasis“. Er trete für „emanzi-
patorische-sozialistische Ansätze“ ein.

„Emanzipatorisch-sozialistische An-
sätze“ schließen aber jede Diskriminie-
rung aus, auch die von „Ex-Stasis“. Der
Grundkonsens der PDS, der demokrati-
sche Sozialismus, kann auch keineswegs
auf die Formel des Antistalinismus ver-
kürzt werden, wie es hier gemacht wird.
Argumentationen à la Gärtner sind aber
kollektive und undifferenzierte Schuld-
zuweisungen. „Wer Major war, der hat
nicht irgend etwas getan.“ Hier wird un-
terstellt, daß kollektiv und pauschal „et-
was getan“ wurde. Ja,was,das sagt Gärt-
ner nicht und zeigt die Intoleranz ge-
genüber dem Einzelnen, wie sie auch in
der SED üblich war. Ist das PDS-Stil?

Gärtner erkennt an, daß Kollwig „auf
der Grundlage eines demokratischen Ver-
fahrens gewählt“ wurde. So empfiehlt er
ihm den „Rückzug“, appelliert „mora-
lisch“ an ihn, der PDS „keinen weiteren
Schaden“ zuzufügen. Läßt man hier ein-
mal die Zweckmäßigkeit einer solchen
Wahl unter den jetzigen Bedingungen
außer Betracht, kommt offen zum Vor-
schein, daß einem Menschen sein verfas-
sungsmäßig zustehendes passives Wahl-
recht abgesprochen wird. Die Demokra-
tie wird in der PDS außer Kraft gesetzt!

Es fehlen saubere politische Positio-
nen, die weitsichtig die Probleme er-
klären und nicht solche, die immer nur
Schadensbegrenzung beinhalten. Die
PDS hat sich in Sachsen-Anhalt in eine
Lage gebracht,die jetzt politischen Scha-
den anrichtet und nicht zum Zeitpunkt
der Wahl Dieter Kollwigs. Diejenigen
werden bedient, die der PDS immer die
SED- und Stasi-Partei anhängen wollen.
Über die Ausgrenzung Kollwigs werden
andere Wege verschlossen. Kandidaten
der PDS könnten sich nur und in geeig-
neter Form über ihre Kriterien, ihre po-
litischen Ziele und Fähigkeiten – auch
wenn sie ehemalige Mitarbeiter wären —
den Wählern erschließen.Aber dazu wird
in der PDS nicht diskutiert!              abe

Wahlparteitag der PDS in Mecklenburg-

Vorpommern am 13./14.12. in Schwerin

Für einen Politikwechsel
in Bonn und Schwerin
Von Helmut Holter

Am 27. September 1998 wird in Mecklen-
burg-Vorpommern zeitgleich mit dem Bun-
destag der Landtag neu gewählt. Wir haben
uns entschieden, noch vor dem Jahres-
wechsel das Landtagswahlprogramm zu be-
schließen und die Landesliste für den Land-
tag zu wählen. Unser Wahlparteitag am
13./14.12.1997 hat diese und weitere Aufga-
ben erfüllt. Nach langer Diskussion vor dem
Parteitag und 565 Änderungsanträgen zum
Entwurf des Wahlprogramms war es voll-
bracht. Unter dem Motto „Mit der PDS für so-
ziale Gerechtigkeit und Menschenwürde in
Mecklenburg-Vorpommern“ werden wir für
einen Politikwechsel im Nordosten der BRD
streiten. Die Zeit ist längst reif dafür.

Das Image Mecklenburg-Vorpommerns
ist nicht nur blond und blauäugig, son-
dern auch arm, keine Arbeit, fremden-
feindlich, krisengeschüttelt. M.-V. fehlt
politische Stabilität, wirtschaftliche
Stärke, soziale Ausgeglichenheit. Den
Menschen fehlt Sicherheit für heute und
morgen. Was in der CDU/F.D.P.-Koaliti-
on begann, setzte sich in dieser Wahlpe-
riode fort. Die ferngesteuerte Landesre-
gierung aus CDU und SPD ist nicht fähig,
die strukturellen Probleme des Landes
anzupacken und zu lösen.

174.400 Arbeitslose, 275000 fehlende
Stellen, 36000 SozialhilfeempfängerIn-
nen,der jährliche Ausbildungspoker sind
Ausdruck der katastrophalen Lage M.-V.
Von 1991 bis 1996 haben sich 985 259 Per-
sonen beim Arbeitsamt erwerbslos ge-
meldet. 22 758 Jugendliche meldeten sich
nach der Lehre beim Arbeitsamt.Die Vul-
kan-Werftenkrise 1996,der langsame Tod
für Bestwood, der Überlebenskampf in
Boizenburg, DSR Senator Lines u.v.a.m.
stehen als Symbole für die schlechte wirt-
schaftliche Lage M.-V. Das wirtschaftli-
che Wachstum geht zurück. 1996 erreich-

te M.-V. ein Wirtschaftswachstum von
1,3%. Es rächen sich fehlende Struktur-
politik, falsche Ansätze in der Förderpo-
litik, Aufgabe landeseigener Programme
für die KMU. Die Landesregierung hat
keine Leitbilder für M.V., kann damit
nicht agieren, sondern ist zur Reaktion
verdammt. Dann ist es oftmals zu spät.
Die Kommunen stöhnen unter der finan-
ziellen Last. Das Land versteht den Bi-
belspruch „Jeder trage des anderen Last“
sehr einseitig, indem es den Kommunen
immer mehr Aufgaben zuschiebt.

Es ist 5 vor 12. Eine Politik des „Wei-
ter so!“ führt immer tiefer in die Sack-
gasse der Alternativ- und Ausweglosig-
keit. Es ist höchste Zeit, daß eine neue
Seite in der Geschichte aufgeschlagen
wird. Politik gestalten, Veränderungen
erreichen, dafür stehen wir mit unserem
Wahlprogramm 1998.Wir wollen eine en-
ge Verbindung der sozialen, ökologischen
und wirtschaftlichen Entwicklung. Nur
so sind Nachhaltigkeit, Demokratie und
soziale Gerechtigkeit erreichbar.

Hauptschwerpunkt unseres Wahlpro-
gramms ist die Frage nach Ausbildungs-
und Arbeitsplätzen. Die PDS tritt für ei-
ne neue, strukturell veränderte, ökolo-
gisch orientierte Art der Vollbeschäfti-
gung ein, die Vorrang vor Kapitalprofit
haben muß. Wir wollen den Einstieg in
den öffentlich geförderten Beschäfti-
gungssektor (ÖBS), die Rahmenbedin-
gungen für die Gründung und Entwick-
lung von Unternehmen verbessern und
die arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen
fortführen. Drei Säulen – ein Ziel. Arbeit
schaffen. Arbeit muß her, schnell und für
alle, die arbeiten wollen und können

Wir wollen, daß jeder Schulabgänger
einen Ausbildungsplatz erhält und nach
seiner Lehre weiterbeschäftigt wird. Un-
ternehmen und Staat dürfen nicht aus ih-
rer Verantwortung für die Jugend entlas-
sen werden. Ausbildungsabgabe und
Umlagefinanzierung sind der Weg, um
der alljährlichen Lehrstellentragödie zu
begegnen. Der Parteitag hat beschlossen,
daß eine landesweite Initiative „Der Ju-
gend eine Zukunft – Ausbildungsgaran-
tie und Übernahme nach der Lehre“
durch den Landesvorstand und die Land-
tagsfraktion vorzubereiten ist. Das The-
ma Ausbildung und Übernahme nach der
Lehre wollen wir zum Schwerpunkt un-
seres Wahlkampfes machen.Weitere The-
men sind die Verbesserung der Finan-
zausstattung der Kommunen, eine Wen-
de in der Verkehrs-, Abfall- und Energie-
politik hin zu nachhaltigen und dezen-
tralen Lösungen, eine umfassende demo-
kratische Bildungsreform.

Seit 1996 haben wir die Ausarbeitung
unserer Alternativen forciert. So beriet
und beschloß der Parteitag den Leitan-
trag „Persönliche Sicherheit in M.V.“ Wir
setzen bei der Kriminalitätsbekämpfung
auf eine wirksame gesellschaftliche und
soziale Vorbeugung.

Dem Landesparteitag lag ein Antrag
des LAK Alternative Politik vor, der eine
Entscheidung vor den Wahlen in der Fra-
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HAUSHALTSKÜR-
ZUNGEN: Schweinfurt.Die

CSU-Mehrheit im Stadtrat
hat für den Haushalt 1998 dra-

stische Kürzungen bei Jugend, freien
Kulturträgern, AusländerInnen und Be-
hinderten durchgesetzt. Obwohl 1998
nur 24 Mio. DM Gewerbesteuereinnah-
men zu erwarten seien gegenüber 50 Mio.
in früheren Jahren, lehnte die CSU eine
Erhöhung ab. Die SPD stellte fest, daß
es seit 1945 noch keine Erhöhung gege-
ben habe, Schweinfurt liege in Bayern
unter vergleichbaren Städten im letzten
Drittel.Von 3000 Betrieben zahlten über
1000 keine Gewerbesteuer. Eine Er-
höhung sei überfällig und sozial ge-
rechtfertigt. Während der Sitzung  gab
es lautstarke Proteste von Betroffenen
im Rathausinnenhof gegen die CSU-Po-
litik.

KREIS-SOZIALHILFE ABSCHAF-
FEN? Pinneberg. Landrat Harms (SPD)
will die Sozialhilfeausgaben des Kreises
abschaffen. Er stützt sich dabei auf ein
sogenanntes „Aachener Modell“: 

Dort beteiligt sich der Kreis nicht
mehr an den Sozialhilfeausgaben und
hat zum Ausgleich die Kreisumlage re-
duziert.Harms will sich dafür einsetzen,
daß die Sozialämter unabhängig vom
Arbeitsamt Stellen vermitteln sollen.
Vom Elmshorner Sozialamt wird derzeit
auf freiwilliger Basis eine Art „Hilfe zur
Arbeit“ angeboten: Eine gemeinnützige
Arbeit für zwanzig Wochenstunden als
„Trainingsphase“,eine vertraglich gere-
gelte Arbeit bei einer gemeinnützigen
Organisation, und für „stabilisierte und
motivierte“ Sozialhilfeempfänger eine
Stelle auf dem freien Arbeitsmarkt. Zur
Zeit nutzen 120 Elmshorner eine der drei
Möglichkeiten.

Von den 4 500 Sozialhilfeempfängern
können aber nur 10 Prozent in einen Job
vermittelt werden. Setzt sich Harms
durch, wird das "freiwillige Angebot" zu
einer Zwangseinrichtung für alle ge-
wendet.

KAUFPREISLIMITIERUNG MÖG-
LICH: München. Ab Januar 1998 tritt
eine Änderung des Bau- und Raumord-
nungsgesetzes durch den Bundestag in
Kraft, die es den Städten ermöglicht, bei
Miethaus-Verkäufen in Erhaltenssat-
zungsgebieten den Kaufpreis generell
auf den Verkehrswert zu begrenzen,
wenn der Verkaufspreis, der zwischen
dem Verkäufer und dem ursprünglichen
Käufer ausgehandelt worden ist, deut-
lich darüber liegt. Durch dieses „limi-
tierte Vorkaufsrecht“ kann, so Kommu-
nalreferent Georg Welsch, "verhindert
werden, daß die Stadt entweder über-
höhte Verkaufspreise bezahlen muß oder
aus wirtschaftlichen Gründen das Vor-
kaufsrecht nicht ausübt." Durch das Vor-
kaufsrecht kann zum Teil verhindert
werden, daß Mietwohnraum zu spekula-

tiven Zwecken verkauft wird und die
Mieter verdrängt werden.

BÜRGERANTRAG FÜR JUGEND-
TREFF: Essen. Die DKP hat einen Bür-
gerantrag an die Bezirksvertretung V für
die Einrichtung eines Jugendtreffs im
Essener Norden initiiert. Dafür sollen
bis zum 15.1.1998 Unterschriften ge-
sammelt werden. Im Juli hatten Jugend-
liche ein leerstehendes Haus der Krupp-
Hoesch-AG besetzt,um daraus einen Ju-
gendtreffpunkt zu schaffen.Dieses Haus
wurde jedoch nach wenigen Tagen abge-
rissen.Der Bürgerantrag fordert nun Rat
und Verwaltung auf, im Bezirk einen Ju-
gendtreff zu schaffen, der ganztägig den
Jugendlichen ermöglicht, ihre Freizeit
nach ihren Vorstellungen zu gestalten,
und gleichzeitig eine Anlaufstelle für
obdachlose Jugendliche bietet, wo sie
Beratung und Schutz vor der Straße fin-
den. Der Mangel an Einrichtungen, die
ohne feste Programme und zeitlichen
Rahmen sowie ohne hohe Kosten den Ju-
gendlichen zur Verfügung stehen, führt
zu dem Entstehen von Straßentreffs mit
den üblichen Begleiterscheinungen.

VERTREIBUNGSKONZEPT: Ham-
burg. Der Innensenator Wrocklage
(SPD) will bis Ende März ein „Stufen-
konzept“ für St. Georg und die Haupt-
bahnhofgegend vorlegen. „Es handelt
sich schließlich nicht nur um ein Dro-
genproblem. Am Hauptbahnhof berei-
ten uns auch Obdachlose, Alkoholiker
und Randständige große Sorgen.“ Die
Vertreibung soll mit einer „Mischung
aus Hilfe und Repression“ durchgesetzt
werden. An Hilfsmaßnahmen nennt
Wrocklage „Gesundheitsräume“ und
Sozialarbeiter, die „die Betroffenen auf-
suchen und möglichst in die bestehen-
den Hilfseinrichtungen bringen“ sollen.
Es wird sich zeigen, wie repressionsfrei
die Akzeptanz solcher Hilfen durchge-
setzt wird. Die Polizeipräsenz wird um
mehr als 100 Beamte erhöht. Zudem soll
nach einer Äußerung Wrocklages in der
„Welt“ „der Wegewart stärker als bisher
das Wegerecht durchsetzen und so ver-
hindern, daß Randständige am Haupt-
bahnhof herumlungern.“

GEMEINDEFINANZEN: Bonn. Nach
Einschätzung des Instituts „Finanzen
und Steuern“ haben die Gemeinden so
gut wie keinen haushaltspolitischen
Spielraum mehr. Die Hauptgründe sieht
das Institut in den wegbrechenden Ge-
werbesteuereinnahmen und den „üppi-
gen Zuwächsen“ bei den Sozialleistun-
gen. Ihr Anteil an den gesamten Ausga-
ben der Gemeinden habe von 1980 bis
1996 von 9,4 auf 21,2% zugenommen.Vor
allem wegen der Steuerkraftschwäche
der ostdeutschen Kommunen sei eine
Gemeindefinanzreform überfällig.
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ge „Opponieren, Tolerieren, Koalieren“
zum Ziel hatte. Die Delegierten haben
diese Entscheidung auf einen Sonder-
parteitag nach den Wahlen 1998 verwie-
sen. In dem Beschluß heißt es: „Über die
nach den Landtagswahlen günstigste
Option zur Durchsetzung eines Höchst-
maßes von PDS-Zielen entscheidet ein
Sonderparteitag der PDS … in voller
Kenntnis des Wählervotums und der in-
haltlichen Angebote der anderen Partei-
en.“ Mit diesem Beschluß ist der ver-
meintliche Richtungsentscheid mit der
Wahl von Caterina Muth, Fraktionsvor-
sitzende im Schweriner Landtag, gegen-
standslos.

Die Voraussetzungen für einen Poli-
tikwechsel sind 1998 so günstig wie noch
nie. Die Stimmung in der Bevölkerung
spricht dafür. Der Politikwechsel hängt
auch von der PDS ab, aber nicht von ihr
allein. Es geht darum, das politische
Kräfteverhältnis in Bonn und Schwerin
zu verändern. Die CDU darf nach den
Wahlen 1998 nicht mehr an der Regie-
rung beteiligt sein. Aber ein Regierungs-
wechsel ist noch kein Politikwechsel.
Dieser Politikwechsel braucht sein Fun-
dament, braucht ganz im Sinne der Er-
furter Erklärung seinen gesellschaftli-
chen Unterbau. Der Politikwechsel
braucht politische Kräfte, die mehr als
nur einen Regierungswechsel wollen.

Unser Wahlziel, die CDU aus der Re-
gierungsverantwortung abzuwählen, ist
kein Selbstzweck der PDS.Wir sind eine
Partei,die für ein starkes,schönes und ge-
sundes M.-V.kämpft.Wir wollen,daß sich
die Menschen heute und morgen in M.-V.
wohl fühlen. Es geht um ihre Lebensper-
spektiven.

Wir kämpfen um mehr als 5% und zwei
Direktmandate in Rostock und Schwe-
rin/Hagenow für den Bundestag. Wir
wollen jede 4. Zweitstimme zu den Land-
tagswahlen auf unserem Wahlkonto ver-
buchen.

Es gibt viele Gründe, PDS zu wählen:
1.Eine Stimme für die PDS ist eine Stim-
me für den politischen Wechsel. Ob eine
Stimme für die SPD zu Rot-Grün oder
zur Großen Koalition führt, bleibt offen.
Bei einer Stimme für die PDS kann jeder
sicher sein: Wir werden sie niemals der
CDU zugute kommen lassen.
2. PDS steht für Alternativen, nicht für
Variationen und Korrekturen zur herr-
schenden neoliberalen Politik.
3. PDS steht für „sozial und solidarisch“
als Partei der sozialen Gerechtigkeit.
4. Die PDS vertritt als gesamtdeutsche
Partei in hohem Maße ostdeutsche Inter-
essen.

Wir wollen möglichst vielen WählerIn-
nen mindestens einen Grund nahe brin-
gen, damit sie PDS wählen.

Helmut Holter ist Landesvorsitzender
der PDS Mecklenburg-Vorpommern.

Das Wahlprogramm und die anderen Beschlüsse
des Landesparteitages sind beim LaVo der PDS
Meckl.-V., Obotritenring 169, 19053 Schwerin,
Tel. 0385/760380, Fax 0385/712508 erhältlich.



HOECHST: GLEIT-
ZEITMODELL? Bei

der Rest Hoechst AG gibt es ei-
nen Vorschlag zur Neurege-
lung der Gleitzeit: Der tägli-
che Gleitzeitrahmen soll sich
von 6 bis 22 Uhr erstrecken,die
Regelarbeitszeit wie folgt sein:
regelmäßige jährliche Ar-
beitszeit (37,5 Std. x Wo-
chen/Jahr) von Montag bis
Freitag, bei dringendem be-
trieblichem Bedarf auch am
Samstag. Wenn im Rahmen
dieser Regelarbeitszeit und
des Gleitzeitrahmens ange-
ordnet wird, länger als die ta-
rifliche Arbeitszeit von 37,5
Std. (bis zu 10 Std. täglich) zu
arbeiten, gibt es dafür keine
Überstundenzuschläge (25%).
Da auch der Samstag unter die
Regelarbeitszeit fällt, fallen
auch hier die Zuschläge weg.
Der Mehrheitsbetriebsrat hat
bereits zugestimmt.

Aus: Standort Forum 9/97

REINIGUNGSKRÄFTE
BEIM DGB PROTESTIE-
REN: Beschäftigte im Frank-
furter DGB-Haus, die dort mit
Reinigungsarbeiten betraut
sind, protestieren gegen Mei-
nungen (Handelsblatt, 9.12.),
nach denen sie zu wenig ar-
beiten und ein überhöhtes
Entgelt beziehen würden. Sie
weisen darauf hin,daß sich ih-
re Arbeitsbedingungen am Ta-
rifvertrag orientieren, den die
Vermögensverwaltungs- und
Treuhand-Gesellschaft des
DGB mit der HBV geschlossen
hat. Die Entgelte seien seit
1993 nur um 2,77% gestiegen.
Die Mehrleistungen hätten er-
heblich zugenommen. Die Be-
schäftigten lehnen eine Aus-
gliederung in eine private Rei-
nigungsfirma ab.

TARIFABSCHLUß FÜR RE-
DAKTEURE: DJV und BDZV

vereinbaren Wegfall der 35-
Std.-Woche. Die Verhandlun-
gen über neue Tarifverträge
für die Redakteurinnen und
Redakteure an Tageszeitungen
haben am 15.12. in der sech-
sten Verhandlungsrunde zu ei-
nem Ergebnis geführt. Die IG
Medien und der DJV verein-
barten nach zwanzigstündi-
gen Verhandlungen mit dem
Bundesverband Deutscher
Zeitungsverleger (BDZV) ei-
nen neuen Gehaltstarifvertrag
sowie einen Manteltarifver-
trag und einen Tarifvertrag
über die Altersversorgung. Im
Manteltarifvertrag vereinbar-
te der DJV mit dem BDZV ei-
ne ersatzlose Streichung der
35-Stunden-Woche. Die IG
Medien hält dies für falsch und
hat sich bis zum Schluß der
Verhandlungen gegen dieses
Vorgehen ausgesprochen. Sie
hat deshalb den Tarifabschluß
unter den Vorbehalt der Zu-
stimmung durch die zuständi-
gen Gremien gestellt. Die Ta-
rifkommission der IG Medien
muß innerhalb der Erklä-
rungsfrist darüber entschei-
den, ob das Tarifergebnis ak-
zeptiert wird. Die Verhand-
lungskommission der IG Me-
dien hat zudem in einem
Schreiben an die Redakteu-
rinnen und Redakteure die Po-
sition der IG Medien zu diesem
Punkt ausführlich erläutert.
Abgewehrt wurde die Forde-
rung des BDZV nach der Ein-
führung von Richtzeiten. Die
Arbeitszeitregelung im Man-
teltarifvertrag bleibt mit Aus-
nahme der 35-Stunden-Woche
unverändert. Altersversor-
gung in vollem Umfang gesi-
chert: Im materiellen Bereich
haben sich die Gewerkschaf-
ten weitgehend durchsetzen
können. Die wichtigste Bot-
schaft ist: Die Altersversor-
gung bleibt in vollem Umfang

erhalten, auch für künftige
Kolleginnen und Kollegen.
Zukünftig zahlen die Verlage
also 5 Prozent des Gehalts in
das Versorgungswerk der Pres-
se, die Redakteurinnen und
Redakteure wie bisher 2,5%.
Gehaltserhöhung 1,5 Prozent:
Die Gehälter der Redakteu-
rinnen und Redakteure und
der Volontärinnen und Vo-
lontäre werden ab 1. Januar
1998 einheitlich in 0st und
West um 1,5 Prozent erhöht.
Für die Kolleginnen und Kol-
legen in den alten Bundeslän-
dern gibt es für den Zeitraum
von August bis Dezember 1997
eine Einmalzahlung von 400
DM (Volos 200 DM). Die Ein-
malzahlung konnte nicht für
den Bereich der neuen Bun-
desländer erreicht werden.
Für die nächste Gehaltsrunde
gibt es die Zusage des BDZV,
grundsätzlich keine weitere
Differenzierung zwischen 0st
und West zu verlangen.Für die
freien Journalistinnen und
Journalisten wurde eine Er-
höhung der Honorare rück-
wirkend zum 1. August 1997
um 1,5 Prozent vereinbart.
Nicht erreicht werden konnte
die Beibehaltung der vollen
Jahresleistung.

Quelle: IG Medien Tarifin-
formation, CL-Netz, gekürzt

SIEBENER-VERBUND: Die
Vorsitzenden von ÖTV, DAG,
GEW, GdED, DPG, HBV und
IG Medien haben am 17.11.97
Beschlüsse gefaßt, die den ge-
rade erst geschlossenen Ver-
bund der drei letztgenannten
Gewerkschaften als überholt
erscheinen lassen. Die Vertre-
ter sieben Gewerkschaften
zeigten sich einig,daß man zur
Ausschließung möglicher
Konkurrenz untereinander
dauerhafte Grundlagen schaf-
fen müsse, zu denen die Neu-

ordnung von Branchenzustän-
digkeiten sowie „aller Voraus-
sicht nach“ eine gemeinsame
Mitgliedschaft und die ge-
meinsame Verwendung des
Beitragsaufkommens gehö-
ren. Das Verhältnis zwischen
zentralen Funktionen und de-
zentraler Interessenwahrneh-
mung müsse bestimmt bzw.
neu entwickelt werden. Bei
letzterem reichen die kontro-
versen Vorschläge von einer
Unterteilung in z.B.Fachgrup-
pen bis zu Fachgewerkschaf-
ten ähnlich dem österreichi-
schen Modell. Unter anderem
wurde folgendes Vorgehen ver-
abredet: Bis Ende Januar 1998
sollen die Vorstandssekretäre
einen Plattformentwurf für
den Siebenerverbundprozeß
vorlegen. Der Entwurf wird
von den Vorsitzenden Anfang
Februar diskutiert und vom
Lenkungsausschuß („große
Runde“) am 23./24. Februar
abschließend beraten. Die zu-
ständigen Gewerkschaftsgre-
mien sollen bis zum Frühsom-
mer 1998 entscheiden, ob auf
Basis der Plattform weiter
mitgemacht werden soll. Bei
HBV und IG Medien stehen im
Oktober Gewerkschaftstage
an, die ebenfalls Beschlüsse
zum weiteren Vorgehen fassen
werden. Nach weiterer Kon-
kretisierung der organisatori-
schen Neuordnung bis Ende
November 1998 sollen den
Mitgliedern der sieben Ge-
werkschaften bis Herbst 1999
die geplante Neugestaltung
und der Weg dahin zur Dis-
kussion gestellt werden. - Auf
außerordentlichen Gewerk-
schaftstagen Ende 1999 / An-
fang 2000 soll die organisato-
rische Neuordnung mit Sat-
zungsänderungen eingeleitet
werden. aus Solinet

Zusammenstellung: alk
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Gewiße Zugeständnisse machte die Regierung beim Postge-
setz: So bleibt das „Briefmonopol“ noch einige Jahre erhal-
ten und werden Konkurrenten der Post AG zur Einhaltung
von Sozialstandards verpflichtet. Bewirkt haben das zahlrei-
che Aktionen von Postlern wie z.B. in Rellingen (Schleswig-
Holstein – unser Bild). Rund 60 Postler, darunter 40 Auszu-
bildende, protestierten vor dem Kreisbüro der CDU. Die Deut-
sche Postgewerkschaft und die Beschäftigten wiesen darauf
hin, daß allein an der Westküste etwa 400 von 1950 Arbeits-
plätze wegfallen werden. Der Betriebsratsvorsitzende Loren-
zen erklärte: „Einer Politik, die in letzter Konsequenz in ei-
ne Tagelöhnervolkswirtschaft führen würde, erteilen wir ei-
ne klare Absage und werden sie bekämpfen. Sonst werden oh-
ne Not Arbeitsplätze vernichtet.“ Eine Resolution, die dem
CDU-MdB Willner überreicht werden sollte, wurde erst, nach-
dem die Postler des Grundstückes verwiesen wurden, durch
Willners Wahlkreisassistenten D. Martin entgegengenommen.

Elmshorner Gegensätz, S.P.
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Tarifrunde 1998

Will die ÖTV sich das
4,5 % Gesamtvolumen
für Beschäftigungs-
sicherung anrechnen
lassen?
Als „windelweich“ charakterisierte eine
Berliner ÖTV-Funktionärin die Forde-
rungsaufstellung der Großen Tarifkom-
mission, deshalb sind in den 21 Gegen-
stimmen insbesondere auch die aus Ber-
lin enthalten.

Selten waren Tarifforderungen so un-
konkret. Ausgleich der Preissteigerungs-
rate? Die alte oder die durch die Mehr-
wertsteuererhöhung zu erwartende? Ar-
beitszeitverkürzung – inzwischen auch
ohne sozial gestaffelten Lohnausgleich?
Eine soziale Komponente findet sich nir-
gendwo mehr! 

Deutliche Worte finden sich einzig und
allein zum Thema Lohnfortzahlung und
entsprechende Kompensationsforderun-
gen: „Die Lohnfortzahlung im Krank-
heitsfall, das System der zusätzlichen Al-
ters- und Hinterbliebenenversorgung,
das Weihnachts- und Urlaubsgeld und
andere materielle Regelungen und
Schutzvorschriften stehen für die Ge-
werkschaft ÖTV nicht zur Disposition…
Andernfalls wird die Gewerkschaft ÖTV
eine härtere Gangart einschlagen, um
dem Ansinnen der Arbeitgeber paroli zu
bieten …“ (Erklärung der Großen Tarif-
kommission v. 18.12.1997).

Ganz offensichtlich wollen die Tarif-
Verhandlungsführer freie Hand bei der
Aufteilung der 4,5 % Verhandlungsmas-
se haben. Der erste Verhandlungstermin
ist am 15. Januar 1998. har

Dokumentiert: Beschluß der Tarifkommis-

sion

Für die Tarifbewegung 1998 für den öf-
fentlichen Dienst in West und Ost erhebt
die Große Tarifkommission der Gewerk-
schaft ÖTV folgende Forderungen:

Zur Sicherung von Beschäftigung so-
wie zur Schaffung von Ausbildungs- und
Arbeitsplätzen, zur Sicherung der Ein-
kommen durch Ausgleich der Preisstei-
gerungsrate und zur weiteren Anglei-
chung der tariflichen Arbeits- und Ein-
kommensbedingungen im Tarifgebiet Ost
an das Westniveau fordert die Gewerk-
schaft ÖTV im Rahmen eines Gesamtvo-
lumens von 4,5 % Tarifverhandlungen
mit folgenden Schwerpunkten zu führen:

1. Die Sicherung und Schaffung von
Arbeits- und Ausbildungsplätzen hat in
West und Ost hohe Priorität. Dabei
kommt der tarifvertraglichen Ausgestal-
tung der Altersteilzeit besondere Bedeu-
tung zu. Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmern soll der frühere Ausstieg aus
dem Arbeitsleben ermöglicht, Auszubil-
denden und Arbeitslosen eine bessere

Perspektive für ihr Berufsleben eröffnet
werden.

2. Weitere beschäftigungswirksamen
Maßnahmen mit Mitteln der tariflichen
Arbeitszeitpolitik sollen durch die allge-
meine Verkürzung der Arbeitszeit mit
überprüfbarer Wirkung, den Abbau von
Überstunden und Mehrarbeit, die Ar-
beitszeitgestaltung mit der Einführung
von Arbeitszeitkonten und durch die
Faktorisierung von Arbeitszeit realisiert
werden.

3. Die Angleichung der tariflichen Ar-
beits- und Einkommensbedingungen in
Ostdeutschland an das westliche Niveau
ist und bleibt wesentliches tarifpoliti-
sches Ziel der Gewerkschaft ÖTV. Durch
Verkürzung der Wochenarbeitszeit auf
38,5 Stunden bei vollem Lohnausgleich
bzw. durch die weitere Angleichung von
Einkommen muß ein weiterer Schritt zur
Tarifeinheit getan werden.

4. Sicherung der Einkommen durch
vollständigen Ausgleich der Preissteige-
rungsrate.

5. Zur Vermeidung betriebsbedingter
Kündigungen hat sich das Instrument
der „Sozialen Arbeitszeitverkürzung“ im
Tarifgebiet Ost bewährt.Die Möglichkeit
zum Abschluß von regionalen oder örtli-
chen Tarifverträgen ist daher über den 31.
Dezember 1997 hinaus befristet zu ver-
längern.

Zur Gestaltung der Arbeitszeit durch
Arbeitszeitkonten und -faktorisierung
ist seit der Tarifrunde 1995 - trotz ent-
sprechender Vereinbarung - kein Ab-
schluß zustandegekommen. Die Große
Tarifkommission hält daher die Kündi-
gung des Ausgleichzeitraums von einem
Jahr zur Berechnung der durchschnittli-
chen wöchentlichen Arbeitszeit zum 28.
Februar 1998 für unumgänglich.

Die Große Tarifkommission fordert
Bund, TdL und VKA auf, die Tarifver-
handlungen am 15. Januar 1998 ohne
Vorbedingungen fortzusetzen und ein
eindeutiges Signal für Beschäftigung zu
setzen.

(Beschlossen mit 113:21:2)

ÖTV Stuttgart

Aktion gegen Stadthaushalt:
massiver Stellenabbau droht!
Die ÖTV Stuttgart kritisiert den Haushalts-
plan der Stadt Stuttgart, der derzeit im Ge-
meinderat diskutiert wird. In einem Flugblatt
schreibt sie:

In den Reden von OB Schuster und des
EBM (Ersten Bürgermeisters) Lang wird
er angekündigt: der Sparkurs bei den
Personalkosten. 100 bis 150 Millionen
DM sollen kurzfristig eingespart werden.

In den Anträgen der CDU wird er kon-
kretisiert: 150 Millionen DM Ein-
sparungen als Finanzziel der Verwal-
tungsreform!

Das kommt uns doch bekannt vor: 150
Millionen wurden schon einmal einge-

spart – auch bei den Personalkosten. Das
hat uns 1600 Stellen gekostet!

Jetzt soll die hoch gepriesene Verwal-
tungsreform den weiteren Personalab-
bau bringen. Da dämmert es vielleicht
dem einen oder anderen, daß „Verwal-
tungsreform“ auch mit „Rationalisie-
rungsoffensive“ umschrieben werden
kann!

Aufregung unnötig?

EBM Lang (CDU) und BM Murawski (Die
Grünen) halten den Antrag der CDU mit
diesem festgelegten Finanzziel nicht für
sinnvoll: „Der Betrag müsse sich aus der
Reform selbst ergeben.“ Man solle lieber

Mehrere hundert städtische Beschäftigte protestierten am 18. Dezember im Stutt-

garter Rathaus gegen die Sparpläne der Stadt. Die Zusicherung des Verwaltungs-

bürgermeisters Murawski (Grüne), daß 1998 unterm Strich sogar mehr Stellen ge-

schaffen würden, stieß auf große Skepsis.



warten, was die Verwaltung selbst an Vor-
schlägen bis Ende März vorlegt. (Stutt-
garter Nachrichten vom 28.11.97)

Es kommt noch schlimmer!

Erste Erfahrungen mit solchen „Re-
form“-Vorschlägen der Verwaltung ma-
chen gerade die Kollegen/Innen von
Hauptamt und Personalamt.Bei der Neu-
strukturierung dieser beiden Ämter soll
ein Rationalisierungsgewinn von 216
Stellen herauskommen. Das ist ein Per-
sonalbbau von ca 30 %!

Aber: bloß keine Panik!

Sofort wird natürlich verharmlost und
denjenigen, die solche Pläne publik ma-
chen und angreifen, Panikmache vorge-
worfen. Doch die Brandstifter sitzen in
den Schaltzentren der LHS (Landes-
hauptstadt): Tatsächlich gibt es noch viel
weitergehende Pläne, denn das Motto
lautet:

Sparen um zu investieren!?

Die ideologische Grundlage für diese Ra-
tionalisierungsoffensive in der öffentli-
chen Verwaltung hat OB Schuster mit sei-
nem Slogan „Sparen um zu investieren“
gelegt. Am öffentlichen Haushalt soll ge-
spart und in der Privatwirtschaft soll in-
vestiert  werden.

Einerseits: massive Leistungskürzun-
gen und Sozialabbau bei öffentlichen
Ausgaben (Kindergärten,Schulen,Kran-
kenhäusern, Sozialhilfe) und massiver
Arbeitsplatzabbau sowie Arbeitsver-
dichtung im öffentlichen Dienst!

Andererseits: Die 500 Millionen aus
dem Aktienverkauf der TWS (Techni-
schen Werke Stuttgart) sollen nach dem
Willen der Politiker in Prestigeobjekte
fließen, wie Fildermesse (200 Mio.), Bi-
bliothek des 21. Jahrhunderts (90 Mio.),
neue Galerie (50 Mio.) oder Technik-Er-
lebnispark (30 Mio.).

Die Vorstellung, durch Investitionen in
die Privatindustrie „Arbeitsplätze zu
schaffen und bestehende zu erhalten“ (O-
Ton CDU bei den Haushaltsreden) ent-
behrt jeder Grundlage. Die Grünen ha-
ben das in ihrer Haushaltsrede richtig er-
kannt: „Großprojekte wie Stuttgart 21
und die neue Messe beruhen auf der va-
gen Hoffnung, daß sich pro betonierten
Kubikmeter die entsprechende Menge
von Arbeitsplätzen schon einfinden
wird.“ Diese Ideologie von „mehr Sub-
ventionen für die Privatwirtschaft gleich
mehr Beschäftigte“ ist schon seit Jahren
am Ende. Dagegen bringt die Investition
in arbeitsintensive Sektoren, wie den öf-
fentlichen Dienst, tatsächlich Arbeits-
plätze.

Wir fordern deshalb: • Kein Abbau öf-
fentlicher Dienstleistungen und Arbeits-
plätze; • Investition der 500 Millionen in
öffentliche Dienstleistungen, • um damit
tatsächlich Arbeitsplätze neu zu schaffen
und bestehende zu erhalten und • um den
Sozialstaat zu erhalten und auszubauen!
Aus: ÖTV-Informationen für die Be-
schäftigten der Stadt Stuttgart 12/97

Gegen die Stimmen der vier Tarifkom-
missionsmitglieder der Freudenberg-Be-
triebe hat die Tarifkommission Lederer-
zeugende Industrie der IG BCE einen
neuen Manteltarifvertrag (MTV) abge-
schlossen. Die Tarifkommission besteht
aus 15 Mitgliedern. Die 11 anderen re-
präsentieren nach einem regelrechten
Branchensterben nur noch ca. 20% der
vom Tarifvertrag Betroffenen in ca. 20
kleineren Betrieben. 80% der Betroffe-
nen arbeiten in Freudenberg-Betrieben.
Am 8.12. fand eine Bundeskonferenz von
13 Betriebsratsgremien des Freuden-
bergkonzerns auf Einladung des Kon-
zernbetriebsrates statt. Diese Konferenz
wandte sich mit dem im folgenden doku-
mentierten Schreiben an den Hauptvor-
stand der IG BCE. tht

„Liebe Kolleginnen und Kollegen,
auf Einladung des Konzernbetriebsrats
wurden wir Betriebsratsmitglieder aus
insgesamt 13 Betriebsratsgremien des
Freudenberg-Konzerns am 8.12.97 über
das Ergebnis der Schlichtung und den Ta-
rifabschluß für den Manteltarifvertrag
der Ledererzeugenden Industrie infor-
miert. Als Ergebnis dieser Information
stellen wir fest:

Wir sind entsetzt darüber, daß bei der
Schlichtung am 3.12.1997 der vorliegen-
de Tarifabschluß in dieser Form unter-
zeichnet wurde! Damit haben die Ar-
beitgeber langjährige Ziele gegen die Be-
schäftigten durchgesetzt!

Der vorliegende Tarifabschluß bedeu-
tet für die Beschäftigten bei den Freu-
denberg-Firmen massive Verschlechte-
rungen! Er führt nicht nur zu einer Sen-
kung der effektiven Einkommen, die die
Leitung des Freudenberg-Konzerns mit
ca. 6% angibt. Er stellt vor allem den seit
einigen Jahren andauernden Widerstand
der Belegschaften und Betriebsratsgre-
mien bei Freudenberg gegen die Auswei-
tung der Betriebsnutzungszeiten auf das
Wochenende vor fast unlösbare Proble-
me! Er unterhöhlt selbst die noch vor-
handenen Regelungen des Manteltarif-
vertrages, indem es die gesamte Verant-
wortung für die tatsächlichen Arbeitsbe-
dingungen auf die Betriebsräte abwälzt
– auf eine Ebene also, die weit mehr als
die Branchengewerkschaft erpreßbar
und bekanntlich zudem nicht mit ge-
werkschaftlichen Kampfmöglichkeiten
ausgestattet ist!…

Entgegen den immer wieder geäußer-
ten Zusagen, die Basis in diese grundle-
gende Auseinandersetzung um unsere
Arbeitsbedingungen einzubeziehen,
wurde dieser Abschluß vollständig an der
Basis vorbei getätigt. Müssen wir uns so
die Demokratie in unserer neuen Ge-
werkschaft, der IG BCE, vorstellen? Wir
hatten sehr intensiv an der Basis um Lö-
sungen gerungen. Die hierbei sichtbaren

Kompromisse werden nun durch den im
Rahmen der Schlichtung akzeptierten
Tarifabschluß über Bord geworfen. Die-
ses Verfahren enttäuscht die Mitglieder
und Funktionäre unserer Gewerkschaft
zutiefst und ist für die weitere Arbeit in
unseren Betrieben im höchsten Maße ge-
werkschaftsschädigend! Es ruft für un-
sere gewerkschaftliche Arbeit – gerade
auch im Vorfeld der nun anstehenden Be-
triebsratswahlen – ungeheuer belastende
Probleme hervor und stellt ein außeror-
dentliches Hindernis für die so dringend
notwendige und von uns mit aller Kraft
angestrebte Mitgliederwerbung dar…

Besonders bitter ist für uns, daß die
massive Verschlechterung, die der Ab-
schluß des Manteltarifvertrages in dieser
Form für die Freudenberg-Beschäftigten
bedeutet, ohne Not hingenommen wur-
de! Der Freudenberg-Konzern zum Bei-
spiel befindet sich keineswegs in einer
wirtschaftlichen Lage, die die Beschäf-
tigten zu irgendwelchen Zugeständnis-
sen treiben müßte. Jedoch wird der Freu-
denberg-Konzern – auch im Vergleich der
Betriebe der Branche – der Hauptnutz-
nießer dieses Tarifabschlusses sein, da
viele der jetzt durchgesetzten Regelun-
gen vor allem bei den Freudenberg-Be-
trieben greifen werden.

Dabei ist für uns genauso bitter, daß
dieser Vertrag unterschrieben wurde, ob-
wohl auch von der Verhandlungssituati-
on hierfür für die Tarifkommission kein-
erlei Not bestand. Eine Nicht-Einigung
hätte lediglich bewirkt, daß die bisher
geltenden Manteltarifverträge erst hät-
ten gekündigt werden müssen und somit
noch mindestens bis Ende 1998 gegolten
hätten.

Wir unterstützen die Mitglieder der
Tarifkommission aus Weinheim, die auch
in der Tarifkommission gegen den Ab-
schluß des Vertrages in der jetzt vorlie-
genden Form argumentiert haben. Wir
kritisieren, daß sich die Tarifkommission
diesem Votum nicht angeschlossen ha-
ben, obwohl von dem Abschluß nun zum
überwiegenden Anteil Freudenberg-Be-
schäftigte betroffen sind!

Wir fordern die Mitglieder und Funk-
tionäre in den Freudenberg-Betrieben
auf, ihren Widerstand gegen die aus-
schließlich an Arbeitgeberinteressen ori-
entierte Arbeitszeitpolitik und gegen die
Verschlechterung der Arbeitsbedingun-
gen fortzusetzen – trotz der nun ungleich
schwierigeren Bedingungen, die mit dem
Tarifabschluß geschaffen wurden.

Wir fordern den Hauptvorstand auf
dafür Sorge zu tragen, daß die Interessen
der Mitglieder und der Belegschaften
nicht mit Füßen getreten werden! Es darf
nicht sein, daß unsere neue IG BCE
zuläßt, daß unsere in Jahrzehnten er-
kämpften Rechte und Arbeitsbedingun-
gen zerstört werden!“
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Manteltarifverhandlungen für ledererzeugende Industrie

Konflikt in der Tarifkommission
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ABB Kraftwerke AG Mannheim

Arbeitsniederlegung
gegen Maßregelung
„Etwa 100 Beschäftigte des Käfertaler
Standortes hatten sich am 3.12.97 den
Protesten ihrer Saarbrücker Kolleginnen
und Kollegen vor dem Mannheimer Do-
rint-Hotel angeschlossen, um gegen die
Entscheidung des ABB Aufsichtsrates zu
protestieren, das Werk Saarbrücken zu
schließen (siehe Bild; Red.). Die Beschäf-
tigten hatten ordnungsgemäß in Käfertal
abgestochen und Zeitguthaben für die
Aktion genutzt.

Der Vorstand der ABB Kraftwerke AG,
Mannheim,hat nun Lohnabzüge und Ab-
mahnungen gegen Belegschaftsangehö-
rige veranlaßt, die sich an den Protesten
gegen die Schließung des ABB Elektro-
motorenwerkes Saarbrücken beteiligt
hatten.

Die Belegschaft des Produktionsbe-
reichs legte die Arbeit daraufhin nieder
und beschwerte sich beim Betriebsrat.

Auf dem Hof trafen die Beschäftigten
den kaufmännischen Vorstand Heinz
Herrmann. Herr Herrmann ließ die Be-
legschaft einfach stehen und ging in sein
Büro im Hochhaus in der Kallstadter-
strasse. Im Vortragsraum diskutierten
Betriebsräte und Beschäftigte mit den
Vorstandsmitgliedern Heinz Herrmann
und Dirk Bunthoff den Vorfall. Nach
halbstündigen Wortwechsel ließen die
Vorstandsmitglieder die Belegschaft
wiederum stehen, ohne die Maßnahme
zurückzunehmen. Die Belegschaft blieb
daraufhin bis ca.15.30 Uhr im Hochhaus.

Durch das unverhältnismäßige Verhal-
ten des Vorstandes der Kraftwerk AG
wird der Betriebsfrieden gestört. Der Be-
triebsrat wird am Montag morgen auf ei-
ner Sondersitzung die entstandene Si-
tuation beraten und entsprechende Be-
schlüsse fassen!“
Presseerklärung des Betriebsrats von
ABB Mannheim-Käfertal, Mannheim,
12.12.97

Bis jetzt (16.12.97) hat die Geschäfts-
leitung ihre Maßnahmen gegen die Be-
schäftigten nicht zurückgenommen,trotz
neuerlicher Arbeitsniederlegung von 700
Beschäftigten am 15.12. Zur Zeit werden
Unterschriften für die Einberufung einer
außerordentlichen Betriebsversamm-
lung gesammelt, sollte die Geschäftslei-
tung ihre Personalmaßnahmen nicht
doch noch zurückziehen. scr

Kodak Mühlhausen / Gruibingen

Betriebsversammlung
und andere Aktionen
Zwischenbericht durch die IGM-Vertrauens-
leute von KODAK in Mühlhausen.

Am 10.12.97 fand in Mühlhausen (Kreis
Göppingen) die vierte ordentliche Be-
triebsversammlung in 1997 statt. Nach-
dem der Vorstand der Kodak AG den er-
schütternden Bericht mit der Nachricht
von 348 anstehenden Entlassungen an
die Belegschaft gab, schloß sich eine sehr
emotional geladene Diskussion an.

Zur Betriebsversammlung wurden ei-
nige Gäste eingeladen: Zwei KollegInnen
von Bauknecht in Calw berichteten von
ihrem Widerstand gegen die Schließung
ihres Werkes, das dem amerikanischen
Konzern Whirlpool angehört. Die Kolle-
gInnen konnten eindrucksvoll schildern,
wie deren Konzernführung mit Men-
schen umgeht, die in den vergangenen
Jahren ständig Opfer für „den Erhalt ih-
rer Arbeitsplätze“ gebracht haben. Sie
konnten sehr viele Parallelen zu der Si-
tuation bei Kodak aufzeigen: Die Beleg-
schaft in Calw wurde jahrelang immer
kleiner geschrumpft, bis sie nur noch
knapp 400 Beschäftigte waren.Jetzt wird
ihnen das damit gedankt, daß sie als
„kleinstes Werk der Company“ geschlos-
sen werden sollen, obwohl sie das pro-
duktivste Werk innnerhalb des Konzerns
sind. Die Calwer Kolleginnen haben mit
ihrem breiten Widerstand bereits erste
Erfolge erkämpft: Zum ersten Mal kam
das amerikanische Management nach
Deutschland in das Werk zur Betriebs-
versammlung, die eine Woche vor unserer
stattgefunden hatte. Ebenso konnten sie
die geplante Schließung des Standorts

um vorerst drei Monate hinauszögern.
Die Bürgermeister der beiden angren-

zenden Gemeinden des Kodak-Werks
wohnten der Betriebsversammlung
ebenso bei wie der Oberbürgermeister
Martin Bauch aus Geislingen, der in sei-
ner Rede deutliche Worte in Richtung Ma-
nagement abgab, in denen er ihre soziale
Verantwortung anmahnte. „Es darf nicht
sein, daß Arbeitsplätze zum größten Lu-
xusgut werden!“ sagte Bauch und ver-
wies auf die hohe Arbeitslosigkeit im
Raum Geislingen mit 8,5%,dies durch die
Vernichtung von über 1500 Arbeitsplät-
zen in den letzten Jahren. „Die Gewinne
globalisieren und die Verantwortung na-
tionalisieren, das wird weltweit nicht
aufgehen! Der Konzern stellt den Ge-
winn des Gesamtkonzerns vor Verant-
wortung,“ so brandmarkt Bauch die Un-
ternehmensmaxime von Kodak.

Außerdem kamen noch der Betriebs-
seelsorger Alfons Forster, Betriebsräte
der anderen beiden Kodak-Standorten
aus Stuttgart/Wangen und Scharnhau-
sen sowie 20 Beschäftigete zu Wort.

Um 12.30 Uhr wurde die Betriebsver-
sammlung unterbrochen, um die vor dem
Werkstor stehende Presse (Rundfunk,
Fernsehen, Zeitungen) über die Pläne der
Kodak AG zu informieren.

Bei der kurzen Kundgebung, zu der
sich fast 100% der Beschäftigten einfan-
den, bildete sich ganz spontan ein Pro-
testzug, der durch Mühlhausen zog, wo-
mit die Beschäftigten ihren Unmut über
die Kahlschlagpolitik des Managements
eindrucksvoll ausdrückten.

Nach 1,5 Stunden wurde die insgesamt
6,5stündige Betriebsversammlung Be-
triebsversammlung in der Kantine fort-
gesetzt.

Die Belegschaft hat eindeutig demon-
striert, daß sie bereit ist, für den Erhalt
ihrer Arbeitsplätze zu kämpfen.Ganz be-
sonderen Dank möchten wir den Bürge-
rInnen von Mühlhausen aussprechen, die
uns während dem Protestmarsch breite
Unterstützung bekundeten und auch der
Autobahnpolizei, die ganz spontan einen
Streifenwagen zur Absicherung der „un-
genehmigten“ Demonstration zur Verfü-
gung stellten.

Der Kampf wird weiter gehen! Ein
Motto unseres Widerstands: „Wer da
nicht rot sieht, hat Tomaten auf den Au-
gen!“ aus Bawue-Net
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Die CDU erklärte jüngst bei ihrem Leipziger
Parteitag die innere Sicherheit zum Haupt-
thema des Bundestagswahlkampfs. CSU-
Waigel setzte noch eins drauf: „Null Tole-
ranz gegen Straftäter“ forderte er, um so-
gleich fortzufahren: 500 000 Ausländer im
Jahr könne Deutschland nicht verkraften.
Das Thema Kriminalität wird aber auch auf
Landesebene und in den Gemeinderäten
hochgespielt, und die Bürgermeister bis hin
zu SPDlern versuchen, sich als Kämpfer ge-
gen das Verbrechen zu profilieren. Ein Wahl-
kampf steht bevor, der die reaktionäre Ent-
wicklung der Innen-, Rechts- und Auslän-
derpolitik vorantreiben soll. Die Stellung-
nahmen aus Polizeikreisen zum Thema sind
hingegen eher nachdenklich und liefern Hin-
weise auf die tatsächlichen Probleme und
sogar Lösungsmöglichkeiten. Die Berichter-
stattung der Presse trägt hingegen wenig zur
Aufklärung bei, Fragen werden nicht gestellt.
Ein Bericht aus dem Stuttgarter Gemeinde-
rat illustriert diesen Zusammenhang.

In Baden-Württemberg 

kein Anwachsen der Kriminalität

Justizminister Goll stellte am 20. Okto-
ber die Kriminalitätsstatistik von Ba-
den-Württemberg vor. „Immer mehr Ju-
gendliche im Südwesten landen vor dem
Richter“, überschrieb die Stuttgarter
Zeitung am 21.10. ihren Bericht. Aus den
dort veröffentlichten Zahlen ergibt sich:

1. Die Zahl der Verurteilungen in Ba-
den-Württemberg stieg 1996 gegenüber
dem Vorjahr um 0,2 Prozent und lag 4 000
Fälle niedriger als beim Höchststand von
1994. Insgesamt wurden 101 000 Männer
und 17 000 Frauen verurteilt, davon
41 000 wegen Delikten im Straßenver-
kehr, und von diesen wiederum etwa die
Hälfte wegen Trunkenheit am Steuer.Die
Relation von Verurteilungen zur Bevöl-
kerungszahl war in 1996 ebenfalls um 4
Prozent niedriger als 1994. Die Krimina-
lität ist also nicht gewachsen, sondern
stagniert.

2. Von den ca. 118 000 Urteilen insge-
samt ergingen rund 100 000 gegen Er-
wachsene,12 100 gegen Heranwachsende
(18–21 Jahre) und 6 400 gegen Jugendli-
che (14–18 Jahre). Die Zunahme der Ver-
urteilungen betrug bei den Jugendlichen
13,7 Prozent, bei den Heranwachsenden
5,4 Prozent und sank bei den Erwachse-
nen um 1,1 Prozent. Es gibt also wohl ein
größeres Problem bei jungen Menschen.

3.Welche Art von Straftaten begingen
die verurteilten Jugendlichen in Baden-
Württemberg ? Zugenommen haben die
Verurteilungen von Jugendlichen wegen
gefährlicher und schwerer Körperverlet-
zung um 42,3 Prozent und wegen Raubes
und Erpressung um fast 43 Prozent. In-

nerhalb der Verurteilungen von Jugend-
lichen hat es also nicht nur eine Zunah-
me (+13,7%), sondern auch eine erhebli-
che Veränderung in der Art der Strafta-
ten gegeben.

4. Aber auch bei den Erwachsenen hat
die Zahl der Verurteilungen wegen Kör-
perverletzungen um 11 Prozent und we-
gen Raub und Erpressung um 17 Prozent
zugenommen gegenüber 1995.Deutet das
darauf hin, daß die Zunahme der Roh-
heits- und Gewaltdelikte sozusagen im
gesellschaftlichen Trend liegt ?

Die Zahl der verurteilten Ausländer
hat nicht zugenommen, auch nicht bei
den jungen. Der Zuwachs ist also nur bei
Deutschen zu verzeichnen. Dennoch ist
die Zahl der Verurteilungen von Auslän-

dern relativ zu ihrer Bevölkerungszahl
dreimal so hoch wie bei Deutschen. Ju-
stizminister Goll weist zwar darauf hin,
daß Dreiviertel dieser Straftäter nicht in
Baden-Württemberg leben, stimmt aber
auch in den hysterischen Ruf nach ver-
mehrten Abschiebungen ein.Viele der so-
genannten Ausländerstraftaten werden
aber erst durch die entsprechenden dis-
kriminierenden Rechtsvorschriften ver-
ursacht: z .B.„illegale Einreise“ kann nur
ein Flüchtling begehen, der hier statt
Schutz Ablehnung erfährt; die „Resi-
denzpflicht“ verletzt ein Flüchtling, der
in Esslingen kaserniert ist und Freunde
in Stuttgart sehen will etc.Deutsche kön-
nen solche Straftaten gar nicht begehen.
Die wachsende Bedrohung der Bevölke-
rung durch Ausländerkriminalität ist auf

jeden Fall eine bewußte politische Lüge.
Eine Aufhebung diskriminierender Ge-
setze und Vorschriften würde sofort mas-
siv die Zahl der Straftaten senken.

Die Bedrohung der Bevölkerung in Ba-
den-Württemberg durch Kriminalität ist
also nicht gewachsen. Beunruhigend ist
aber der Anstieg bei Jugendlichen. Law-
and-Order-Parolen werden jedoch keine
Abhilfe bringen, sondern nur die Ursa-
chen verschleiern und reaktionäre Stim-
mungen anheizen. Das sollte man Politi-
kern nicht durchgehen lassen.

Das Problem der Jugendkriminalität

am Beispiel der Landeshauptstadt

Im Stuttgarter Gemeinderat referierten
Mitte September in einer öffentlichen

Sitzung drei Polizeiexperten
über die „Kinder- und Ju-
gendkriminalität in Stutt-
gart“: der Landespolizei-
präsident Erwin Hetger, der
Stuttgarter Polizeipräsident
Haas und der Direktor des
Kriminologischen For-
schungsinstituts Nieder-
sachsen, Christian Pfeiffer.
Die Informationen und Be-
wertung dieser drei Exper-
ten unterscheiden sich deut-
lich von den Hau-drauf-Pa-
rolen der Regierungskoaliti-
on und eines Schröder. Man
könnte sogar sagen, die Po-
lizei ist in dieser Frage links
von der Politik, und feststel-
len, daß diejenigen, die von
Berufs wegen den Knüppel
schwingen müssen, besser
hinsehen und die sozialen
Probleme und ihre Folgen
genauer zur Kenntnis neh-
men als die meisten Politiker
(und daß sie nicht für Fehl-

leistungen der Politik den Kopf hinhal-
ten wollen).Vor allem aber lassen sich aus
ihren Darstellungen Vorschläge zur Ver-
besserung ableiten. Am Rande: Die CDU
blamierte sich, als sie bei der Rede von
Polizeipräsident Haas mehrheitlich den
Saal verließ.

Landespolizeipräsident Hetger: 

Gegen das New-Yorker-Modell

Der Landespolizeipräsident Hetger stell-
te klar, daß Baden-Württemberg die ge-
ringste „Kriminalitätsbelastung“ (ge-
messen in der Zahl der auf 100 000 Ein-
wohner entfallenden Straftaten) aller
Bundesländer hat. Die wachsende Kri-
minalität von Jungtätern sei aber be-
sorgniserregend, seit 1997 habe sie sich
bei Kindern verdoppelt,bei Jugendlichen

Reaktionäre Politik schürt die Angst vor Verbrechen

Gesellschaftliche Probleme werden nicht
gelöst, sondern verdrängt
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um 60 Prozent erhöht. Bei ausländischen
Jugendlichen war sie doppelt so hoch,der
Anstieg erfolgte aber nur bei deutschen
Jugendlichen. Ladendiebstahl und Dieb-
stahl machten bei Kindern 76 Prozent der
Fälle aus, bei Jugendlichen 50 Prozent.
Die Gewaltkriminalität sei in beiden
Gruppen in den letzten zehn Jahren über-
proportional angestiegen.

Hetgers Erklärungsansatz: Zum einen
seien informelle Kontrollinstanzen (z.B.
Eltern, Nachbarschaft, soziales Umfeld)
weggefallen,zum andern werde statt des-
sen heute die Polizei geholt. Die Ursache
seien gesellschaftliche Veränderungen:
die Dominanz des Diebstahl bei den
Straftaten jugendlicher Täter sei ein
Spiegelbild der gesellschaftlichen Kon-
sumorientierung.

Daraus schließt der Landespolizeiprä-
sident: Die Entwicklung der Jugendkri-
minalität zwinge zum Umdenken.
Rechtsprinzipien müßten von allen ak-
zeptiert werden. Man müsse aber diffe-
renzieren zwischen Gelegenheits- und
Intensivtätern: seit 1990 gebe es in der
Polizeitaktik Diversionskriterien für fle-
xible Reaktionsmöglichkeiten. Die Her-
absetzung des Strafmündigkeitsalters
lehnte Hetger ab. Seine Vorschläge: am-
bulante Hilfe unter Einbeziehung der El-
tern, geschlossene Heime nur als Ultima
ratio (d.h.als letztes Mittel),Täter-Opfer-
Ausgleich. Man solle überlegen, ob die
Polizei die Möglichkeit der Verwarnung
erhalte. Gegen Intensivtäter will Hetger
vorgehen durch Feststellung von Rädels-
führern, Dialog mit auffälligen Gruppen,
Aufhebung der Anonymität, die Verhin-
derung von offenen Drogenszenen. Wei-
ter plädierte Hetger für die Zusammen-
arbeit der Polizei mit Schulen und Ju-
gendämtern. Derzeit sei ein Präventions-
programm mit Beginn im Vorschulalter in
Arbeit.

Was kann die Stadt, was kann der Bü-
ger tun? Hetger wies darauf hin, daß die
Jugend-, Sozial- und Ausländerpolitik
entscheidend seien, im einzelnen müßten
arbeitslose Aussiedler gefördert werden,
die Stadt müsse spezielle Maßnahmen für
Randgruppen einsetzen wie Streetwor-
ker und betreute Anlaufstellen. Die vor-
handenen Hilfen müßten die Personen
aber auch erreichen, dazu sei eine Ver-
netzung erforderlich.

Hetger wandte sich ausdrücklich ge-
gen das New-Yorker-Modell: Unange-
nehme Personen sollten nicht aus der
Stadt vertrieben werden, sondern man
müsse „Szenen“ verhindern, allerdings
mit Augenmaß und der hohen sozialen
Kompetenz der Polizei im Lande und
nicht mit der New-Yorker Null-Tole-
ranz-Taktik.

Haas: Ausdehnung der Hilfen, 

nicht der Strafmöglichkeiten

Der Stuttgarter Polizeipräsident Haas
nannte die Stuttgarter Kriminalitätszah-
len von 1996: 55 000 Straftaten, 20 000
Tatverdächtige,jeder vierte bis fünfte da-
von unter 21 Jahren, darunter 1000 Kin-

der und 2000 Jugendliche.Kinder und Ju-
gendliche sind bei Straftaten überreprä-
sentiert. Diese Zahlen steigen seit zehn
Jahren, seit 1993 sinkt der Anteil der aus-
ländischen Kinder und Jugendlichen.
Nicht nur die Täter, sondern auch die Op-
fer werden immer jünger, d.h. Diebstahl
und Gewalt werden gegen Gleichaltrige
verübt. Seit zwei Jahren bildeten sich in
Stuttgart Jugendbanden mit hoher Ge-
waltbereitschaft. Entgegen von Presse-
berichten seien dies aber multiethnische
Gruppen, also nicht durch nationale
Grenzen oder Konfrontation geprägt.

Ein Patentrezept wußte Haas nicht.
Die Herabsetzung des Strafmündigkeits-
alters sei ungeeignet. Statt der Ausdeh-
nung der Strafmöglichkeiten und staat-
lichen Kriminalisierung sei die Ausdeh-
nung der Hilfen erforderlich: „Ausbil-
dungsplätze statt Strafverfahren“. In
Stuttgart gebe es nur zehn bis zwanzig
Intensivtäter. Die Ursachenbekämpfung
und Forschung müsse deshalb von den
Taten ausgehen:
• Soziale Gegensätze werden von Ju-
gendlichen nicht akzeptiert. In Stuttgart
sind 600 Jugendliche arbeitslos, sieben
Prozent der Minderjährigen sind Sozial-
hilfeempfänger.
• Die Ausgrenzung, die Jugendliche sub-
jektiv erleben,wirkt gegen die Akzeptanz
der Rechtsordnung. Spielregeln in einem
Spiel, zu dem man nicht gehört, werden
nicht eingehalten. Die Kränkung des
Selbstwertgefühls führe zum Abzocken
von Markenwaren.
• Keine Perspektive zu haben sei für Ju-
gendliche verhängnisvoll, ein „krimino-
gener Faktor“. Der Konsumdruck durch
Werbung in einer sozial gespaltenen Ge-
sellschaft mache die Jugendkriminalität
systematisch – zur „Zeitbombe“.

Die Arbeitslosigkeit von Jugendlichen
bezeichnete Haas als zentrales Problem,
als einen Skandal. Jeder dieser Jugendli-
chen habe einen Namen. Durch neue
kommunale Strukturen müßten die schu-
lischen und sozialen Defizite ausgegli-
chen werden. Haas forderte OB Schuster
auf, Arbeitsplätze im öffentlichen Be-
reich für arbeitslose Jugendliche zu
schaffen und ehrenamtliche Paten für
diese Jugendlichen zu werben. Es müsse
möglich sein,daß Vertreter der Wirtschaft
und der Stadt ein Komitee oder einen
Ausschuß bilden,der für jeden der 600 ar-
beitslosen Jugendlichen eine Ausbil-
dungs- oder Arbeitsmöglichkeit schaffe.

Als zweites Problem nannte Haas feh-
lende Wertevermittlung und Erziehungs-
fähigkeit. Seine Frage: Was kann man
tun, um Familien erziehungsfähiger zu
machen? Seine Antwort: Verringerte Le-
bensbelastung von Familien (z.B. Ar-
beitslosigkeit,Wohnungsnot) und gestei-
gerte Hilfe bei der Lebensbewältigung
(Kinderbetreuung, Spielmöglichkeiten,
Beratung, Familienhilfe etc.). Nur im
Notfall dürfe es zum Entzug des Sorge-
rechts kommen. „Billiger ist Prävention
nicht zu haben!“ schrieb der oberste Po-
lizist dem Oberbürgermeister und dem

Stadtrat ins Stammbuch.
Schließlich forderte Haas die Ein-

führung eines Täter-Opfer-Ausgleichs,
um jugendliche Täter mit den Folgen ih-
rer Tat zu konfrontieren und ihnen Wie-
dergutmachung zu ermöglichen.In einem
Haus des Jugendrechts müßten alle Stel-
len zusammenwirken,die sich mit der Ju-
gendkriminalität befassen.

Verarmung führt zu Aggressivität 

Gewaltopfer werden oft Gewalttäter

Prof. Christian Pfeiffer wies darauf hin,
daß die Jugendkriminalität in allen eu-
ropäischen Ländern steigt, außer in
Österreich, dem Land mit der geringsten
Jugendarbeitslosigkeit. Er beklagte, daß
die sozialen Gegensätze in unserer Ge-
sellschaft noch nie so groß waren wie heu-
te. Die Statistik verschleiere das (durch
die Stichtagsfeststellung): Nicht nur acht
Prozent Minderjährigen sind von Sozial-
hilfe abhängig, sondern zwölf bis 15 Pro-
zent. In Holland, wo Kinder strafmündig
sind, entwickelt sich die Kinderkrimina-
lität genauso wie in anderen europäi-
schen Ländern.

Pfeiffer ergänzte die Stuttgarter Zah-
len: Der größte Anstieg der Kriminalität
bei 18- bis 21jährigen fand wegen des
Heroin- und Cannabisverbots statt. Er
griff indirekt die Stadtratsmehrheit an,
weil sie die Vorschläge von Haas für eine
liberalere Drogenpolitik verhindert. Das
Schweizer Beispiel zeige, daß die harte
Drogenpolitik Kriminalität geradezu
produzieren, bzw. eine Liberalisierung
zur Senkung der Kriminalität führe.
(Lautes Maulen von der rechten Seite war
hier im Stadtrat zu hören.)

Als weitere gesellschaftliche Ursachen
nannte Pfeiffer:
• Die Privatmedien bringen die Leitbil-
der der Reichen in jede Wohnung: „Haste
was, dann biste was!“ Woraus folgt:
„Nimmste was, dann haste was!“
• Die soziale Kompetenz sinkt durch das
Fernsehen. Streiten und Kreativität lernt
man nur durch soziale Interaktion.
• Die Vorbilder der Gewalt, die die pri-
vaten Medien präsentieren, haken sich
vor allem bei unterprivilegierten Kin-
dern fest. Statt positiver werden ihnen
negative Vorbilder präsentiert – „Män-
nervorbilder“: ein Mann darf kein Verlie-
rer sein.
• Wer zu Hause geprügelt wird, prügelt
selber: das Opfer lernt die Täterrolle.

Als präventive Maßnahmen schlug
Pfeiffer vor:
• Gewalt gegen Kinder muß erkannt und
bekämpft werden. In Schweden wird je-
dem Kind in der Schule gesagt,wo es Hil-
fe finden kann; jedes Kind kann allein –
auch anonym – zum Arzt gehen oder zum
Psychologen.
• Eine Rechtsänderung ist erforderlich.
Der Staat muß das Kind als Subjekt an-
erkennen mit eigenen Rechten. Immer
noch ist ein BVG-Urteil in Kraft,das Prü-
geln von Kindern erlaubt. Dagegen muß
es ein Gesetz geben.
• In der Schule muß Früherkennung von
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Gewalt gegen Kinder gewährleistet wer-
den, die Kinder müssen aber auch die
richtige Reaktion auf Gewalt lernen. In
Norwegen z.B. werden Schüler als Kon-
fliktlotsen im Schulbereich ausgebildet
und eingesetzt.
• Schulen und Sportvereine sollen zu-
sammenarbeiten: Sportvereine dürfen an
Schulen werben und Schuleinrichtungen
benützen. Jugendhilfe, Sport und Schule
müssen verzahnt werden.
• Die Polizei muß eine andere Rolle in der
Prävention spielen. Es müssen Früh-
warnsysteme für Verwahrlosungser-
scheinungen eingerichtet werden.

Vergleicht man die Vorschläge in den
oben dargestellten Diskussionsbeiträ-
gen,stellt man fest,daß sie in krassem Wi-
derspruch zur Politik in Baden-Würt-
temberg oder in Stuttgart stehen:

Schulklassen werden größer, weil kei-
ne Lehrer eingestellt werden; Fahrtko-
sten zur Schule werden den Eltern auf-
gebürdet; die Lernmittelfreiheit wird
immer dreister außer Kraft gesetzt; für
Förderunterricht muß bezahlt werden;
Musikschulen werden teurer, Sozialar-
beiter an Schulen werden eingespart; Bi-
bliotheken verlangen Gebühren, Kinder-
gartenplätze kürzen ihre Öffnungszeiten,
vergrößern ihre Gruppen und werden
teurer, Hortplätze werden abgebaut zu-
gunsten der Kernzeitbetreuung; … der
soziale Wohnungsbau wurde weitgehend
eingestellt, … in Jugendzentrem wird
gekürzt: die Liste dieser Schandtaten ist
endlos.

Gleichzeitig wächst die Zahl der pro-
blematischen Arbeitsverhältnisse mit
Schicht- und Nachtarbeit, mit unsteter
Beschäftigung, Saisonarbeit, Arbeit oh-
ne Sozialversicherung wie auch die Ver-
armung durch Arbeitslosigkeit.

Die Debatte über die innere Sicherheit
und die Propaganda über steigende Kri-
minalität und vor allem Jugendkrimina-
lität sollen die Zustimmung der Bevölke-
rung zu weiteren Änderungen der Geset-
ze, zu noch massiverer Polizeipräsenz in
den Städten, zur Ausgrenzung von Min-
derheiten in der Gesellschaft bewirken.

ulk, Kommunale Berichte Stuttgart

Mit dem Beschluß, am 24.1.98 vorzeitige
Neuwahlen u.a. des Arbeitsausschusses
durchzuführen und am 14.2. eine Lan-
desversammlung zum Bundestagswahl-
kampf durchzuführen, hat eine Landes-
mitgliederversammlung der PDS Ham-
burg am 13.12. die Möglichkeit eröffnet,
die völlig festgefahrene Situation im
Landesverband zu überwinden. Seit fast
zwei Jahren dauert die Krise des Lan-
desverbandes an: Eine Wendung nach
außen findet ebensowenig statt wie die
Ausbildung der Mitglieder, der innerpar-
teiliche Diskurs ist ebensowenig ent-
wickelt wie die Auseinandersetzung mit
praktischen Aufgaben.Hauptursache für
die Selbstblockade ist ein nicht über-
wundenes Parteikonzept,das nach außen
– gegenüber den sozialen und politischen
Bewegungen – und nach innen – gegenü-
ber anderen Auffassungen – Führungs-

ansprüche deklariert und durchzusetzen
versucht. Die Neuwahlen können die
Blockade lösen, wenn es gelingt, Mehr-
heiten für ein inhaltlich pluralistisches,
organisatorisch diskursives Parteikon-
zept zu gewinnen, und wenn die notwen-
dige Kritik am Parteikonzept alten Typs
und an denen, die ihm anhängen, nicht
umgekehrt zu Abrechnung und Ausgren-
zung führt. Dann sollten auch in der Dis-
kussion des Wahlprogramms die sachli-
chen Differenzen und Übereinstimmun-
gen der Mitglieder faßbar und fruchtbar
gemacht werden und Verhältnisse herge-
stellt werden können,die es ermöglichen,
daß sich die PDS Hamburg den prakti-
schen Aufgaben in den realen Konflikten
stellt und den notwendigen Beitrag lei-
stet, daß sich die PDS als sozialistische
Partei im Bundestagswahlkampf be-
haupten kann. scc

ArGE „Konkrete Demokratie – Soziale Befreiung“ in und bei der PDS

Einladung zur Jahresversammlung
Im Zusammenhang mit der Linken Winterschule (siehe PB 25) findet am 5. Januar, ab
20 Uhr, in Schnepfenthal (Thüringen), Hotel Hermannstein, die Jahresversammlung der
ARGE statt.

Tagesordnung: 1. Rechenschaftsbericht
2. Debatte zu aktuellen Fragen in der PDS sowie der ArGE
3. Wahl der SprecherInnen

Gäste sind herzlich willkommen. Christiane Schneider, Dieter Strützel

Über den in diesen Tagen publizierten
Entwurf des Parteivorstandes zum Pro-
gramm der PDS zu den Bundestagswah-
len wird der Parteitag am 3./4./5.April in
Rostock beschließen. Der  Text  schließt
ans ’94er-Wahlprogramm an und nimmt
Erfahrungen aus der Parlaments- und
Parteiarbeit auf; daraus folgt wohl not-
wendig der stattliche Umfang (52
Schreibmaschinenseiten).

Der thematisch ausgebreitete Entwurf
sucht den Konflikt zur herrschenden Po-
litik auf vielen Gebieten und bietet da-
mit der vielstimmigen gesellschaftlichen
Kritik die Chance, im Wahlkampf mit der
PDS zu sprechen und durch die PDS An-
liegen zu artikulieren.

Leider werden sich die sachlichen
Qualitäten des Programmentwurfs nur
der freundlich oder nachsichtig vorein-
gestellten Leserschaft erschließen kön-
nen. Die ideologische Verpackung macht
es jedem Vorbehalt leicht. Zum Beispiel
schon im Titel: „Für den politischen Rich-
tungswechsel! Für eine gerechte Repu-
blik“! Bei den Richtungen gibt es vorne
und hinten, oben und unten, links und

rechts.Geniert sich die PDS,die Richtung
zu bezeichnen? Sie müßte ihre linke Sa-
che lieber herausstellen. Und: Wenn man
soziale Grund- und Menschenrechte ein-
fordert und die Besteuerung nach der
Leistungsfähigkeit und viel andere ähn-
lich klare Dinge mehr, warum dann un-
ter der komischen Firma „gerechte Re-
publik“? Meint man damit eine Republik,
die sich dem Gefühl der Gleichheit ver-
pflichtet, ist’s linksradikal,meint man ei-
ne Republik, in der vollzogen wird, was
nach äußeren Gesetzen recht ist, so kön-
nen das auch Rechte. Will man das erste
durch das zweite bewirken, ist man in die
realsozialistische Vergangenheit zurück-
getreten. Will man irgendwie alles unter
einen Hut bringen, ist man bestürzend
naiv. An solchen flott in die Welt gesetz-
ten Punkten können sich lange und sinn-
leere Diskussion festbeißen.

Bei einem Wahlprogramm spielen aber
jene Inhalte die entscheidende Rolle, die
sich im Bundestag, in Gesetzesanträgen
und im Abstimmungsverhalten nieder-
schlagen, vielleicht nimmt die Diskussi-
on ja diese produktive Richtung. maf

PDS Hamburg

Neuwahlen des Landesvorstandes beschlossen

PDS Bundesvorstand

Entwurf des Wahlprogrammes veröffentlicht
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Eine Delegation von LAB, der baskischen
Gewerkschaft für ein unabhängiges Bas-
kenland, besuchte vom 21.11.-30.11.97 ver-
schiedene Städte in der Bundesrepublik,
hielt Vorträge in Düsseldorf, Dortmund, Han-
nover und Berlin, sprach mit Gewerkschaf-
tern und interessierten linken Gruppen. In
Hannover besuchte sie das Gewerkschafts-
haus, sprach auf Einladung der Antifa-AG
und „Gegenwind“ vor 40 interessierten Leu-
ten, besuchte mit Mitgliedern des Arbeits-
kreises Regionalgeschichte den Flieger-
horst Wunstorf und das ehemalige KZ in Ber-
gen-Belsen. Der Besuch war mit Unterstüt-
zung von Betriebsräten auf Initiative des Ar-
beitskreises Regionalgeschichte und der
Geschichtswerkstatt zustande gekommen,
nachdem 10 Antifaschisten, Historiker und
Gewerkschafter im April dieses Jahres zum
60. Jahrestag der Bombardierung Gernikas
im Baskenland waren. Der für internationa-
le Beziehungen Verantwortliche, Jesus Mari
Gete Olarra (Purri), sowie Benito (Betriebs-
rat bei VW Navarra), Joshu (Ressort für so-
zialökonomische Angelegenheiten) und Ai-
noa, (Verantwortliche für das Ressort Ju-
gend) sprachen am 25.11.97 im FZH Linden
und diskutierten mit uns. Zwei Beiträge
drucken wir im folgenden geringfügig ge-
kürzt ab. anr

Purri:„Die nationale Befreiung schließt

die soziale Befreiung ein“

… Wir kommen aus einem Land, das von
zwei Ländern kolonisiert worden ist, ein-
mal von Spanien und einmal von Frank-
reich. Das Baskenland hat sieben Pro-
vinzen, vier im spanischen Staat und drei
in Frankreich.Von den vier Provinzen in
Spanien ist Navarra administrativ ge-
trennt vom Rest des Baskenlandes. LAB
(langile abertzaleen bazordeak), unsere
Gewerkschaft, heißt übersetzt etwa
„Gruppe patriotischer
Arbeiter“. LAB ist eine
sozialpolitische, natio-
nale und Klassenge-
werkschaft.

1967 ist LAB ist aus
Teilen der revolu-
tionären Bewegung
ETA auf dem fünften re-
volutionären Kongreß
entstanden. Damals
wurde aufgrund der ge-
führten Diskussionen
klar,daß wir im Basken-
land eine besondere Or-
ganisation für die Ar-
beiterschaft brauchen.

1974 wurde die Ar-
beiterfront gegründet,
die den Grundstock für
LAB bildete. Im Kampf
gegen die Francodikta-
tur wurde eine Massen-

organisation für die Arbeiter wichtig.
LAB verstand sich von Beginn an als Or-
ganisation der Arbeiter, die für eine na-
tionale und soziale Befreiung des Bas-
kenlandes eintritt.

1976 wurde die vormals noch lockere
Formation in eine Gewerkschaft umge-
bildet, eine Gewerkschaft, die sozialpoli-
tische Ziele verfolgt wie ihre Vorgänger-
organisation. Von diesem Zeitpunkt an
wurde alles daran gesetzt, die Ziele der
Arbeiterschaft zu verwirklichen.Wir ver-
gessen dabei nicht,daß unsere Wurzeln in
einer Demokratie gründen,an der alle be-
teiligt sein sollen. Innerhalb dieser Ge-
werkschaft sollen Arbeiterversammlun-
gen immer als basisdemokratische Ein-
heiten existieren. Seit dem Tode des Dik-
tators Franco und der sog. Phase des
Überganges hat LAB einen ganzen Weg
schon zurückgelegt.

1980 hat LAB zum ersten Mal an den
Betriebsratswahlen teilgenommen. …
1994, bei den letzten Betriebsratswahlen
gewann die Gewerkschaft 3 000 Männer
und Frauen, die in die verschiedenen Be-
triebsräte gewählt wurden. 50 000 Män-
ner und Frauen haben in diesen Be-
triebsratswahlen LAB durch ihre Stim-
me unterstützt.

Heute ist LAB eine Gewerkschaft mit
ca. 25 000 Mitgliedern. Im Baskenland
gibt es zwei gewerkschaftliche Realitä-
ten. Eines ist die Gewerkschaftsseite, die
mit dem Staat zusammenarbeitet, das ist
sind die comisiones obreras (die Ge-
werkschaft mit der kommunistischen
Stimmenmehrheit) und die UGT (die so-
zialistische Gewerkschaft). Die andere
gewerkschaftliche Realität ist die natio-
nale. Hier befindet sich ELA, die Ge-
werkschaft mit  100 000 Mitgliedern, sie
ist mit 43 %  in den Betrieben beteiligt.
ELA ist eine Organisation,die aus der So-

zialdemokratie entstanden ist. Der ande-
re Teil der nationalen gewerkschaftlichen
Bewegung im Baskenland ist LAB: Seit
1990 gibt es eine mehr oder weniger er-
folgreiche, mehr oder weniger ständige
nationale Zusammenarbeit zwischen
ELA und LAB für gewerkschaftlicher
und sozialpolitischer Ziele. Hinter dem
Zusammenschluß von ELA und LAB ste-
hen 60 % der baskischen Arbeiterschaft.

Aus dem Zusammenschluß heraus
wird für die nationale Unabhängigkeit
des Baskenlandes gearbeitet und
gekämpft. Mit Demonstrationen und öf-
fentlichen Veranstaltungen kämpfen wir
für das Recht der baskischen politischen
Gefangenen, in den Knästen im Basken-
land einzusitzen. Wir fordern die spani-
sche Regierung auf, ihre eigenen Gesetze
einzuhalten. Wir treten ein für die wirt-
schaftliche Unabhängigkeit des Bas-
kenlandes, damit es seine wirtschaftli-
chen Ressourcen selbst nutzen kann.

Mit allen möglichen Programmen
kämpfen wir gegen die Arbeitslosigkeit.
Laut UNO-Statistiken gibt es in Europa
20 Mio. Menschen ohne Arbeit und 50
Mio.,die am Rande der Armut oder in Ar-
mut leben. In Europa liegt die durch-
schnittliche Arbeitslosigkeit bei 11%. Im
spanischen Staat ist die Arbeitslosenra-
te doppelt so hoch und liegt bei 22%. Im
Baskenland liegt die Arbeitslosigkit bei
über 25 %. In dieser Situation bedrückt
besonders der Problem der Jugend. 50%
der baskischen Jugendlichen sind ar-
beitslos, und der Rest hat Zeitverträge.
Man kann sagen, daß es im spanischen
Staat für die Arbeiterklasse sehr negativ
aussieht. Eine Gewerkschaft, die ihre
Wurzeln im Kommunismus, und eine, die
ihre Wurzeln im Sozialismus hat, haben
mit dem spanischen Staat eine Vereinba-
rung unterschrieben, die eine Reform der

Arbeitgesetzgebung be-
inhaltete, die klar gegen
die Arbeiterklasse ge-
richtet war. Aufgrund
des Verrates der Arbei-
terklasse durch diese
Gewerkschaften ent-
standen überall Firmen,
die Zeitarbeiter be-
schäftigen und die Ar-
beiter hin- und herschie-
ben, sog. Leiharbeitsfir-
men. Seitdem gibt es die
Flexibilisierung der Ar-
beitszeit. D.h. wir Arbei-
ter sollen uns an die Be-
dürfnisse der Firmen
und Fabriken anpassen.
Es wird eine größere Mo-
bilität von der Arbeitern
erwartet, und wer diese
nicht erfüllt, wird auf die
Straße gesetzt.Außerdem

LAB-Delegation in Hannover

Zur sozialen Situation im Baskenland

Grundlegendes Ziel von LAB ist die Anerkennung des Rechts auf Selbstbe-

stimmung. Dafür und für „Arbeit und soziale Gerechtigkeit“, so  die Losung des

Transparents, hat sich das Bündnis von LAB und ELA herausgebildet.
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gibt es seitdem eine ganze Reihe von Ver-
trägen, die wir „Müllverträge“ nennen,
die in keiner Weise das beinhalten, was
unserer Meinung nach in einem Arbeits-
vertrag festgelegt sein müßte. Die Zah-
lung von Arbeitslosengeld und Renten ist
stark zurückgegangen. Mit anderen Wor-
ten, die sozialen Errungenschaften, die
die Arbeiterklasse während der Franco-
diktatur mit ihrem eigenen Blut er-
kämpft hat, werden immer weiter abge-
baut.

In dieser Situation hat LAB 1996 den
vierten Kongreß veranstaltet. Während
dieses Kongresses hat es eine sehr wich-
tige Selbstkritik innerhalb LAB gegeben.
LAB hat gesehen, daß sie einige neue und
wichtige Instrumente erarbeiten muß,die
der Arbeiterklasse nutzen. Instrumente,
um die Arbeiter in verschiedenen Pro-
duktionsbereichen zu organisieren. Au-
ßerdem sind drei Arbeitsbereiche für
wichtig befunden worden, der Bereich
Jugend, Frauen und Sozialpolitik, der
den Kampf gegen die Arbeitslosigkeit
einschließt. Das wichtigste Ergebnis der
Selbstkritik war die Einsicht,daß die Ge-
werkschaft über den einzelnen Betrieb
hinaus aktiv werden muß. Das unter-
scheidet uns fundamental von den ande-
ren Gewerkschaften. Die anderen Ge-
werkschaften organisieren die Leute in
den Betrieben. Wir versuchen darüber
hinaus,daß auch diejenigen,die keine Ar-
beit haben, von uns angesprochen wer-
den. Wir gehen über den einzelnen Be-
trieb hinaus und arbeiten im sozio-poli-
tischen Sektor. Denn wir meinen, daß
wenn die Gewerkschaft ein Instrument
für die Arbeiterbewegung sein soll, dann
muß diese Gewerkschaft die Interessen
der Arbeiter weitgestreut vertreten.

Joshu: Folgen der Liberalisierung der

Märkte für das Baskenland

Es ist mein Ziel, euch etwas über die so-
zio-ökonomische Situation im Basken-
land zu erzählen. Zu Anfang einige Be-
merkungen zur historischen Einführung,
um zu verstehen, an welchem histori-
schen Punkt wir uns heute befinden. En-
de der 50er Jahre ist es – dank der Inter-
vention der Yankees – dem spanischen
Staat zur Zeit der Francodiktatur gelun-
gen, aus der internationalen Isolierung
auszubrechen. Die bis dahin existieren-
de ökonomische Autarkie geht über in ei-
ne liberalisierte Wirtschaft und vor allem
in den Freihandel. Der freie Welthandel
führte zu einer sehr starken Industriali-
sierung, vor allem in den drei Zentren
Barcelona, Madrid und Baskenland. Dies
führte insbesondere zu einer starken in-
neren Migration im spanischen Staat,
ausgehend von den Provinzen Kastilien,
Andalusien, Estremadura, Galizien in
diese entsprechenden industriellen Zen-
tren,vor allem aber auch ins Baskenland.
So kommt es dazu,daß im Jahr 1970 mehr
als 40% der dort Lebenden Zugewander-
te sind. Ende der 70er Jahre werden die
ersten Auswirkungen der ökonomischen
Krise spürbar, vor allem im Norden des

spanischen Staates, in der Provinz Astu-
rien, und im Baskenland, aufgrund der
dort vorhandenen Industrie, der Stahl-
produktion, metallverarbeitenden Indu-
strie, insbesondere der Schwerindustrie.
Im Jahr 1980 gab es 370 000 Arbeiter in
der Industrie, 1994 sind es nur noch
250 000.

In den 80er Jahren erfolgten der Abbau
der Schwerindustrie sowie großangeleg-
te Flächenentlassungen. 1976 gab es 5 %
Arbeitslosigkeit und heute sind es 25 %.
1986 kam es zum Eintritt in die sog. Eu-
ropäische Union, deren Bedingungen al-
lerdings ausschließlich in Madrid ausge-
handelt wurden. … 22% der Fischerei-
flotte des Baskenlandes verschwinden in-

nerhalb von sechs Jahren. Im Jahr 1993
hat das Baskenland nach den Regionen
Sizilien und Kalabrien in Italien die
höchste Jugenderwerbslosigkeit. Es gibt
sehr viel Armut und eine marginalisierte
soziale Situation. Gleichzeitig haben
Banken und Versicherungsgesellschaften
Riesenprofite gemacht.Während der letz-
ten vier Jahre steigen die Profite,während
die Haushaltseinkommen sinken.

… Es kommt zu einer erhöhten Libe-
ralisierung der Märkte.Staatliche Firmen
werden privatisiert. Im spanischen Staat
gibt es verschiedene staatliche Firmen,
die bisher als staatliche Monopole Mil-
lionen von Profiten gemacht haben und
100 000 Arbeiter ausbeuteten. Es sind die
erdölverarbeitende-, tabakverarbeiten-
de-,Tele-Kommunikationsindustrie.Die-
se waren bisher staatlich.Sie alle sind pri-
vatisiert worden. Die in der EU vorherr-
schende Politik führte zu einer weiteren
Deregulierung und Flexibilisierung. Es
gibt ein absichtsvolles Vergessen der sog.
Sozialcharta. Die Eintrittsbedingungen
für Maastricht sind nur faktisch nomi-
nelle und vor allem monetäre Bedingun-
gen, die dort gesetzt werden. Die vor al-
lem darauf aus sind, die Ausgaben der
Staatshaushalte zu kürzen,was sich dann
wiederum in erster Linie in sozialstaatli-
chen Kürzungen auswirkt und niemals
z. B. in Kürzungen im Militärhaushalt.

Auf der anderen Seite zahlen die Arbei-
ter die Summe für diese sozialen Rech-
nungen. Die Zahl der erwerbstätigen Be-
völkerung im Baskenland liegt bei 50 %,
für Frauen nur bei 38 %. Die Frauener-
werbslosigkeit liegt bei 28 %, die der Ju-
gendlichen bei 55 %, abgesehen von dem
Teil der Erwerbslosen, die nicht in den
Statistiken auftauchen … 1992 werden
die Erwerbslosenunterstützungen
gekürzt, und aktuell ist es im Baskenland
so, daß von vier Erwerbslosen drei keine
Erwerbslosenunerstützung beziehen.
1993 kommt es aufgrund der neuen Ar-
beitsgesetzgebung zu einer Legalisierung
der Zeitarbeitsfirmen.20 % der neuen Ar-
beitsverträge werden mit diesen Zeitar-

beitsfirmen abgeschlossen. Die Arbeits-
gesetzgebung hat außerdem den Zustand
legalisiert, daß Arbeitsverträge mit Ju-
gendlichen abgeschlossen werden, die
weniger als den Minimallohn verdienen.
Dieser liegt bei weniger als 800 DM. 34%
der Erwerbstätigen haben eine Zeitar-
beit. 30%,das sind 580000 Haushalte,be-
finden sich derzeit unterhalb der Ar-
mutsgrenze. Von ihnen befinden sich
29000 in absoluter Armut.

Diese Realität stellt sich im Basken-
land aufgrund der fehlenden politischen
und sozial-ökonomischen Instrumente
gravierender dar als anderswo. Die Wirt-
schaftsministerien im Baskenland und in
Navarra sind im Prinzip reine Statisti-
kabteilungen. Alle finanziellen und
wichtigen wirtschaftlichen Strukturen
werden von Madrid aus geregelt.Wir von
LAB sind offen für alle Möglichkeiten des
Kampfes gegen diese soziale Situation.
Wir Basken müssen über unsere Zukunft
im Bereich der Arbeit, Ökologie usw.
selbst entscheiden können. Wir sind be-
reit, gegen den Neoliberalismus, den
Wettbewerb und den Markt als beherr-
schende Muster der derzeitigen gesell-
schaftlichen Ordnung zu kämpfen,um zu
erreichen, daß die individuelle Entwick-
lung neben dem Thema der Ökologie das
beherrschende Thema in unserem Kampf
wird.

Hernani: LAB mobilisiert gegen Arbeitslosigkeit, ungeschützte Arbeitsverhältnisse

und Überstunden (Bild: Egin, Mai 1997)
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Niemals zuvor unterlag die Welt einem so
großen Wandel wie bis zum Ende dieses
Jahrtausends: Rohstoffe gehen zur Neige,
Klimakatastrophen treiben ihr Unwesen, und
die Menschen reagieren verunsichert. Doch
fern am Horizont flackert ein Licht, das Hoff-
nung bringen könnte: Windenergie. In
Deutschland liefern derzeit rund 4700 Wind-
kraftanlagen Energie, davon 41 in Bayern.
Damit überholt die Bundesrepublik die ehe-
maligen Marktführer Dänemark und USA. Im
kürzlich erschienenen Buch „Windkraft : Ei-
ne Alternative, die keine ist“, herausgege-
ben von Otfried Wolfrum, untersuchen die
Autoren kritisch, was Windkraft zu leisten
vermag.

Das vorliegende Buch hat den Anspruch,
objektiv und ohne Ideologie über das We-
sen der Windenergie aufzuklären. Einig
sind sich die Autoren in dem Punkt, daß
diese neue Form einer sogenannten rege-
nerativen Energie jedoch seine Grenzen
hat und sich nicht dazu eignet, die Pro-
bleme der Menschheit zu lösen. Zu groß
sei die Gefahr, so die Verfasser, daß durch
Windkraftanlagen (WKAs) wertvolle Na-
tur verschandelt würde: „Windkraftan-
lagen konkurrieren nun optisch mit den
Leuchttürmen und Kirchen und domi-
nieren diese traditionellen Wahrzeichen
norddeutscher Kulturlandschaft.“ Auch
das Brut- und Rastverhalten der Vogel-
welt ändere sich durch die Nähe solcher
Anlagen: So hat sich gezeigt, daß Rast-
und Nahrungsplätze,nahe bei WKAs,von
den Vögeln nicht mehr aufgesucht wer-
den. Und gerade der Bereich des Watten-
meeres – einem Naturschutzgebiet selte-
ner Vögel – ist als windreiches Gebiet be-
sonders gefährdet, weil es für den Bau
neuer Anlagen geeignet erscheint.

Weiter kommen die Autoren zu dem
Schluß, daß es sich eigentlich nicht loh-
ne,die Windenergie auszunutzen: Ihr Bei-
trag zum Gesamtstromverbrauch
Deutschlands belief sich 1996 auf rund
vier Promille (0,42 %), der Anteil zur ge-
samten Energieversorgung sogar auf un-
ter einem Promille (0,082 %). Selbst bei
Wachstum auf die fünffache Kapazität,

so rechnen die Verfasser vor,
vergrößere sich der Anteil am
Gesamtstromverbrauch
höchstens auf zwei Prozent
und des Gesamtenergiever-
brauchs auf 0,4 Prozent. Be-
denklich dabei: Würde die
WKA-Lobby jeden günstigen
Freiraum in Deutschland für
den Bau von WKAs nutzen –
was unrealistisch erscheint,
weil man einen Großteil der
Naturschutzgebiete an der
Waterkant zweckentfremden
würde –, könnten theoretisch
immerhin 59 Milliarden Ki-
lowattstunden pro Jahr er-
zielt werden; gemessen am
gesamten Energieverbrauch
sind dies aber nur 2,3 Pro-
zent. So kommen die Autoren
zu dem Schluß, daß diese
Branche nur deshalb lebens-
fähig sei, weil sie subventio-
niert werde: Nach dem
Stromeinspeisungsgesetz
von 1990 sind die Abnehmer
verpflichtet, die Kilowatt-
stunde mit 17,2 Pfennig zu
vergüten,obwohl sie bei gün-
stiger Rechnung nur fünf
Pfennig wert sei.

Auch auf den politischen Aspekt wei-
sen die Verfasser hin: Häufig würden Ge-
meinden bei der Entscheidung zum Bau
einer Anlage einfach übergangen oder
eingeschüchtert, verhedderten sich oft in
der äußerst komplexen Rechtslage. Bei-
spiel : 1993 wurde der Windpark Utgast I
im Landkreis Wittmund (Ostfriesland)
von den Behörden trotz eines mageren
ökologischen Gutachtens genehmigt,
drei Jahre später auch Utgast II,der „bis-
her größte Windpark Europas“. Ange-
sichts dieser Situation schließen die Au-
toren, daß die WKA-Lobby und die Poli-
tiker das schlechte ökologische Gewissen
ihrer Bürger ausnutzen, um mit dieser
Energie Profit zu machen. Die Menschen
werden überdies, so die Verfasser, im
Glauben gelassen, mit der Windkraft sei-

en die Energievorräte
noch nicht ver-
braucht, so daß nie-
mand dann ernstlich
spare.

Die Verfasser set-
zen sich sehr kritisch
mit dem Phänomen
„Windenergie“ aus-
einander, zeigen auf,
wie Bürger darin in-
volviert werden, ohne
es zu merken. So
kommen sie für einen
großen Teil der Sub-
ventionen durch die

Steuergelder selbst auf. Auch der ökolo-
gische Schaden,der mit Windenergie ver-
bunden ist,wird bei der Lektüre deutlich.
Allerdings entsteht stellenweise der Ein-
druck, Windenergie sei Teufelswerk und
nur Mittel der Verantwortlichen, Land
und Leute kräftig auszubeuten.Trotz der
berechtigten Forderung, den Bau von
WKAs in Naturschutzgebieten unbe-
dingt zu verhindern,erstickt die geäußer-
te Kritik manchmal leider am gezeichne-
ten Schwarz-Weiß-Bild: Windenergie
wird verworfen – aber andere Ressourcen
wie Solarkraftwerke, deren Beitrag zur
Gesamtenergie im Augenblick noch klei-
ner ist als der WKAs,und andererseits die
sehr fragwürdige, nicht ausgereifte Fusi-
onstechnik werden als Alternativen an-
geboten.Die Autoren verwickeln sich da-
bei in einen eklatanten Widerspruch:
Wenn sich die Windenergie wegen ihres
marginalen Beitrags zur Gesamtenergie
angeblich nicht lohnt, wieso sollte man
dann die Solarenergie vorantreiben? Fa-
zit: Einfache Patentlösungen helfen bei
dieser komplizierten Problematik nicht,
alternative Energien müssen ohne Tabus
offen diskutiert werden: Bleibt zu hoffen,
daß ein offener Diskurs, wenn er geführt
wird, nicht wieder vorzeitig versandet.
Windenergie – Chance oder Irrweg? Die
Zukunft wird es zeigen. joe

Otfried Wolfrum (Hg,), Windkraft: Eine Al-
ternative, die keine ist. August 1997,  Zwei-
tausendeins

Buchbesprechung

Windkraft : Chance oder Irrweg ?
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3.–6.1.1998: Linke Schule in Thüringen.
Die Winterschule findet diesmal von
Samstag bis Dienstag statt, Ort  Schnep-
fenthal (s.a. PB 25, S.28)

10./11.Januar: Grüner Länderrat, u.a.mit
Beratung über Bundestagswahlpro-
gramm

30./31.Januar: „Historiker Impuls“ gegen
Geschichts-Revisionismus in Kassel.Ver-
anstalter sind u.a. IVVdN,BdA,Jenaer Fo-
rum, BdWi, Rosa-Luxemburg-Gesell-
schaft Leipzig, Gedenkstättenverband
Berlin, Hamburger Institut für Sozialfor-
schung, div. Asten u.v.a.m. Infos bei
VVN/BdA.

17. Januar: Arbeitsausschuß zur Vorberei-
tung des Forums kommunistischer Ar-
beitsgemeisnchaften in Köln, Anmeldung
unter 0228/211658 Köln.

24.Januar: Koordinierungsrat der AG Be-
triebe und Gewerkschaften berät in Mag-
deburg über Wahlprogrammentwurf der
PDS.

Februar: Bundesweiter Ratschlag des Er-
furter Appels in Bochum.

1. März 1998: Landtagswahlen in Nieder-
sachsen.

6.-8. März: Grüne BDK in Magdeburg
verabschiedet Bundestagswahlpro-
gramm

14./15. März: Bundestreffen der AG Be-
triebe und Gewerkschaften der PDS in
Bremen

14./15. März: Frühjahrstagung des Fo-
rums Kommunistischer Arbeitsgemein-

schaften in Köln

30. März: Eröffnungskonferenz in London
für die EU-Osterweiterung

3.-5. April: PDS-Wahlparteitag in Ro-
stock verabschiedet Bundestagswahlpro-
gramm

19. April: FDP-Bundesparteitag verab-
schiedet Bundestagswahlprogramm.

26. April 1998: Landtagswahl in Sachsen-
Anhalt

29.–31. Mai: Peace Congress Osnabrück
98, Vom Westfälischen Frieden zu einem
friedensstifenden Europa. Europäischer
Friedens- und Kriegsdienstverweigerer-
Kongreß. Infos unter Tel. 05 41 / 26 06 50,
Fax: 26 06 80.

8.–12. Juni 1998: 16.o.Bundeskongreß des
DGB in Düsseldorf

13./14. Juni: Bundestreffen der AG Be-
triebe und Gewerkschaften der PDS in
NRW

13./14. Juni: Bundeskongreß der VVN-
BdA in Braunschweig, Motto: „Zukunft
Antifaschismus“. Infos bei der Bundesge-
schäftsstelle der VVN-BdA, Rolandstr. 16,
30161 Hannover.

13. September: Landtagswahl in Bayern

17./19.9. a.o. Gewerkschaftstag der IG
Metall in Mannheim

27. September: Bundestagswahl und
Landtagswahlen in Mecklenburg-Vor-
pommern.
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